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EDITORIAL 

Liebe Interessierte,

Infrastrukturen sind allgegenwärtig und doch bleiben sie im 
Alltag häufig unsichtbar. Sie fallen auf, wenn sie ausfallen, 
wenn z.  B. der Strom wegbleibt, die Schule schließt, das 
Bahnnetz oder das Internet zusammenbricht. In Zeiten des 
Funktionierens hingegen sind sie das Selbstverständlichste 
der Welt: die unsichtbare Voraussetzung des gesellschaft­
lichen Alltags, das Rückgrat, auf dem Wirtschaft, Wohl­
stand und Zusammenleben ruhen. Gerade in dieser Un­
sichtbarkeit liegt eine politisch-planerische und wissen- 
schaftliche Herausforderung: Infrastrukturen werden un­
terschätzt – in ihrer Fragilität, in ihrer Gestaltungsmacht, 
in ihrer Zukunftsbedeutung.

Das vorliegende Themenheft nimmt einige infra­
strukturbezogene Herausforderungen in den Blick. Es ver­
sammelt Beiträge, die Infrastrukturen in ihrer Breite den­
ken – nicht nur als technische Systeme, sondern als 
gesellschaftliche Verhältnisse, die den Raum strukturieren. 
Als Ausdruck politisch-planerischer Entscheidungen, als 
Bedingung sozialer Teilhabe und als Hebel der notwendigen 
sozial-ökologischen Transformation.

Die Gleichzeitigkeit mehrerer Krisen – Klimawandel, 
geopolitische Instabilität, kommunale Finanznot, Digita­
lisierungsdruck – macht das Thema wichtiger und dring­
licher denn je. Infrastrukturen sind dabei in einer doppelten 
Weise relevant: Sie sind einerseits selbst krisenanfällig. Ex­
tremwetterereignisse, Cyberangriffe, Lieferkettenunter­
brechungen oder schlicht der Investitionsstau der vergan­
genen Jahrzehnte zeigen, wie verletzlich die Systeme sind. 
Benötigt wird also eine Infrastrukturgestaltung, die Resili­
enz und Gerechtigkeit ins Zentrum stellt. Andererseits sind 
Infrastrukturen der entscheidende Ansatzpunkt für gesell­
schaftliche Erneuerung: Die Dekarbonisierung der Energie­
versorgung, die Digitalisierung der Verwaltung und Wirt­
schaft, die Transformation der Mobilität – all das basiert auf 
Infrastrukturen. Wer also über die sozial-ökologische 
Transformation spricht, muss über Infrastrukturen nach­
denken.

Resilienz und Redundanz sind dabei keine rein techni­
schen Konzepte. Sie stellen auch die Frage, welche Gesell­
schaft wir sein wollen: Wie viel Risiko akzeptieren wir? 

Wer trägt die Last von Versorgungsausfällen? Und wessen 
Infrastrukturbedarf gilt als legitim? Diese Fragen berühren 
unmittelbar Dimensionen von Raumgerechtigkeit und Da­
seinsvorsorge. Der Zugang zu verlässlichen Infrastruk- 
turangeboten – ob Gesundheitsversorgung, Mobilität, digi­
tale Konnektivität oder Bildung – ist im Raum höchst un­
gleich verteilt. Periphere Räume, strukturschwache Kom­
munen, marginalisierte Bevölkerungsgruppen sind oft be- 
sonders vulnerabel und haben gleichzeitig die geringsten 
Kapazitäten zur Gefahrenabwehr. Infrastrukturplanung ist 
damit immer auch Verteilungspolitik.

Insbesondere die Sozial- und Raumwissenschaften 
haben in den vergangenen Jahrzehnten viel dazu beige­
tragen, Infrastrukturen neu zu denken. Die Fundamental­
ökonomie erinnert daran, dass technische sowie soziale 
Infrastrukturen keine bloßen Standortfaktoren sind, son­
dern konstitutiv für das gesellschaftliche Leben selbst. Sie 
sind nicht Vorbedingung des Wirtschaftens, sie sind seine 
unverzichtbare Grundlage. Entsprechend ist ihre Organi­
sation – öffentlich oder privat, zentral oder dezentral, auf 
Rendite oder auf Versorgung ausgerichtet – eine politische, 
keine technische Entscheidung.

Die Geographin Maria Kaika hat in ihren Schriften ein­
drücklich gezeigt, wie stark Infrastrukturen an bestimmte 
Ideen von Staat, Staatlichkeit und Modernität geknüpft 
sind. Das große Netz, die zentrale Versorgung, das einheit­
liche System – das waren nicht nur technische Lösungen, 
sondern Projektionen einer bestimmten Gesellschaftsvor­
stellung: des modernen Nationalstaats, der seine Bevölke­
rung mit Gütern und Daseinssicherheit versorgt. Diese 
Verknüpfung von Infrastruktur und Staatlichkeit ist in Be­
wegung geraten. Dezentralisierung, Privatisierung, kom­
munale Verantwortungsübernahme, zivilgesellschaftliches 
Engagement – die Akteurslandschaft der Infrastrukturver­
sorgung hat sich tiefgreifend verändert und verändert sich 
weiter.

Einen besonderen Zugang bietet auch das Konzept 
des Metabolismus: Infrastrukturen sind immer auch Syste­
me des Stoffstroms, der Energieflüsse, der Materialkreis­
läufe. Die Frage, wie Städte und Regionen Wasser, Energie, 
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Nahrung, Rohstoffe und Abfälle durch ihre Territorien be­
wegen, ist eine Infrastrukturfrage und zugleich ökologisch 
relevant. Eine zukunftsorientierte Infrastrukturplanung 
muss diese Dimension mitdenken, wenn sie nicht erneut 
Systeme schaffen will, die auf linearem Durchsatz statt 
auf Kreislauffähigkeit basieren.

Als Reaktion auf die Dringlichkeit dieser und weiterer 
Fragen hat die ARL im vergangenen Jahr die Mission „Zu-
kunftsfähige Infrastrukturen planen“ ins Leben gerufen. 
Sie soll innovative Arbeitskreise und Transferformate an­
regen und das Netzwerk dazu mobilisieren, das Thema in 
seinen Facetten zu bearbeiten, wissenschaftlich fundiert 
und interdisziplinär, praxisrelevant und transdisziplinär. Das 
vorliegende Themenheft ist ein erster Beitrag zum Nach­
denken über die Bedeutung von Infrastruktur(en), nicht 
abschließend, aber orientierend. Es möchte zeigen, wie 
vielschichtig und wie gesellschaftlich bedeutsam die Infra­
strukturfrage ist, und alle einladen, Infrastrukturen und 
ihre Gestaltung weiterzudenken.

Die in diesem Themenheft versammelten Beiträge 
nehmen diese Querschnittsdimensionen aus unterschied­
lichen disziplinären Perspektiven auf. Bevor Sie in die Ru­
brik „Thema“ der aktuellen Ausgabe eintauchen, teilt unser 
Vizepräsident Markus Hesse seine Gedanken zu vergange­
nen und laufenden Debatten über das Stadtbild, den Bau-
Turbo und die Macht der Sprache in der Rubrik „Aktuell“. 

Timothy Moss richtet den Blick auf Berliner Infra­
strukturgeschichte(n) und zeigt, wie sich die Mobilisie- 
rung von Geschichte als Orientierungshilfe für gegenwär­
tige Herausforderungen und heutige Transformationsan­
forderungen nutzen lässt. Die Geschichte von Infrastruk­
tursystemen – lokal verankert, regional vernetzt und global 
verbunden – kann den Zugang zu Themen der großen 
Transformation wie Klimawandel, Energiewende und Glo­
balisierung erleichtern, indem sie das dynamische Verhält­
nis von Alltag und (Geo-)Politik vermittelt. Es lohnt sich 
daher nicht nur, über Geschichte nachzudenken, sondern 
mithilfe von Geschichte umzudenken.

Cordula Kropp nimmt Infrastrukturen als Hebel der 
sozial-ökologischen Transformation in den Blick. Sozial- 
und klimagerechte Formen des Wirtschaftens und Zusam­
menlebens sind mit den fossilen Infrastrukturen indus- 
triell-marktorientierter Prägung nicht zu realisieren. Ihr 
Beitrag macht sich für einen Paradigmenwandel in der In­
frastrukturpolitik stark, der auf die kooperative Entwick­
lung von teilräumlich und solidarisch koordinierten Stan­
dards zielt und diejenigen stärker einbezieht, die am 
meisten auf die Daseinsvorsorge angewiesen sind, die aber 
oft am wenigsten von ihren Leistungen profitieren, weil 
ihre Interessen nur schwach vertreten und ihre Zugänge 
begrenzt sind. 

Angela Million und Janet Merkel fragen nach dem Po­
tenzial von Mehrfachnutzungen von Infrastruktur(en) und 
den Anforderungen einer Raum-Zeit-Planung, die den un­
terschiedlichen Rhythmen menschlichen Alltags gerecht 
wird. Sie zeigen, wie Stadtplanung mit darüber entschei­
det, welche Orte und Nutzungen anerkannt, gesichert, 
finanziert und langfristig stabilisiert werden und welche 
Gruppen strukturell benachteiligt sind. Räumliche Planung 

und Gestaltung beeinflussen nicht nur die Verteilung von 
Infrastruktur, sondern auch ihre zeitliche Anschlussfähig­
keit, also ihre Fähigkeit, verschiedene Nutzungen, Routinen 
und Zeitbedarfe so aufeinander zu beziehen, dass Teilhabe 
im Alltag ermöglicht und praktikabel wird. 

Karsten Zimmermann und Lena Unger richten den 
Blick auf Rechenzentren als den materiellen Kern digitaler 
Infrastruktur. Im März 2026 legte die Bundesregierung die 
erste nationale Rechenzentrumsstrategie vor. Demnach 
soll sich die Gesamtkapazität deutscher Rechenzentren bis 
2030 mindestens verdoppeln und die KI-spezifische Re­
chenleistung vervierfachen werden. Dies zeigt, dass die 
Governance von Rechenzentren an einem Wendepunkt 
steht. Ein zentrales Problem besteht in der Diskrepanz 
zwischen der Globalität digitaler Infrastrukturen und der 
lokalen bzw. regionalen Ebene, auf der Planungsentschei­
dungen getroffen werden. Der Beitrag skizziert erste inter­
national vergleichende Betrachtungen der Governance von 
Rechenzentren in sechs Staaten und identifiziert drei Go­
vernance-Typen.

Im nachfolgenden Beitrag fassen Axel Priebs und 
Andreas Klee das Positionspapier aus der ARL 160 „Resili­
ente Raumstrukturen“ zusammen und greifen damit ein 
Thema auf, das lange aus dem planerischen Diskurs ver­
schwunden war: Verteidigung und Bevölkerungsschutz. 
Angesichts der weltweit stark veränderten Sicherheits­
lagen rückt die Frage, wie Raumordnung und Raument­
wicklung zur Landes- und Bündnisverteidigung beitragen 
können, wieder in den Fokus. Resiliente Infrastrukturen 
sind dabei kein Selbstzweck, sondern die Voraussetzung 
für die Handlungsfähigkeit des Staates in Krisenzeiten. Das 
Positionspapier und der Beitrag zeigen, dass dafür das Ver­
ständnis und Konzept resilienter Raum- und Infrastruktu­
ren überdacht und aktualisiert werden müssen.

Im Anschluss fragen Elke Dahlbeck und Stefan Gärt-
ner, wie notwendige Infrastrukturinvestitionen angesichts 
der wachsenden kommunalen Verschuldung noch gewähr­
leistet werden können. Denn längst sind nicht mehr nur 
strukturschwache, sondern auch vormals relativ gut ge­
stellte Kommunen von Verschuldung betroffen. Steigende 
Ausgaben, geringere Einnahmen und neue Aufgaben stel­
len im Prinzip alle Kommunen vor wachsende finanzielle 
Schwierigkeiten. Dementsprechend sind nicht nur Neu­
investitionen in Infrastrukturen erschwert, sondern auch 
ihre Bestandssicherung und ihr Erhalt. Das ist besonders 
problematisch, da sich gerade auf kommunaler Ebene die 
Lebensqualität und die Sicherung von Teilhabe entschei- 
den und die Bevölkerung zunehmend unzufriedener mit 
den staatlichen Institutionen und ihrer Leistungsfähigkeit 
ist.

Die Erarbeitung und Umsetzung neuer Energiever­
sorgungskonzepte dient der regionalen Wertschöpfung, 
der Standort- und Arbeitsplatzsicherung lokaler Unterneh­
men und trägt dazu bei, Standorte zu erhalten. Jana Liebe 
und Christoph Frenkel befassen sich im letzten Beitrag da­
her am Beispiel der Thüringer Industrie mit der Dekarbo­
nisierung der Energieversorgung. Sie bündeln Erkennt- 
nisse aus sieben Jahren angewandter Energieforschung 
und zeigen, dass die Transformation der Energieversor­
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gung in Unternehmen nicht als isolierte technische Anpas­
sungsaufgabe verstanden werden kann. Gerade für kleine 
und mittelständische Unternehmen sind regionale Unter­
stützungsstrukturen, kooperative Wissensprozesse und 
umsetzungsorientierte Handlungsansätze wichtig. Die en­
gere Verzahnung von raumplanerischen Entwicklungspro­
zessen und dem Aus- und Umbau der leitungsgebundenen 
Energieinfrastrukturen bietet dabei einen vielversprechen­
den Lösungsansatz.

In der Rubrik „Aus der ARL“ stellt Antje Bruns den 
Aufbau eines neuen, kontinuierlichen Beobachtungs- und 
Analyseinstruments, das ARL-Planungsbarometer, vor. 
Ziel ist es, regelmäßig und systematisch Erkenntnisse 
über die Herausforderungen, Handlungsbedingungen und 
Wandlungsdynamiken öffentlicher Planung zu gewinnen. 
Das Planungsbarometer soll ein belastbares empirisches 
Fundament schaffen, um Veränderungen in der Planungs­
praxis nicht nur punktuell zu beschreiben, sondern in ihrer 
zeitlichen Entwicklung, in ihrer räumlichen Differenzierung 
und in ihren institutionellen Kontexten nachvollziehbar zu 
machen. 

Außerdem danken wir allen Mitgliedern des Begleit­
kreises Internationalisierung der ARL für das Engagement 
und die intensive Zusammenarbeit, für zahlreiche Anre­
gungen und wertvolle Impulse und berichten von der Ab­
schlusssitzung, die im Dezember 2025 stattfand.

Darüber hinaus blicken wir auf eine Vielzahl span­
nender (inter)nationaler ARL-Veranstaltungen zurück und 
möchten Sie über die Ehrung und Auszeichnung mehrerer 
Akademiemitglieder informieren, denen wir an dieser Stel­
le herzlich gratulieren. Des Weiteren gibt Maximilian Räthel 
Interessierten ein Update zur Weiterentwicklung der Wir­
kungserfassung in der ARL.

Die Rubrik „Aus dem ARL-Netzwerk“ berichtet über 
das Halbzeittreffen des 2025 gestarteten Mentoring-Jahr­
gangs des FRU – Förderkreises für Raum- und Umwelt­
forschung und weist auf die laufende Ausschreibung des 
Mentoring-Programms für 2027 hin.

Das Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialfor­
schung (IRS) stellt den Band „Deutsche Städte im Klima­
wandel“ von Wolfgang Haupt, Peter Eckersley und der viel 
zu früh verstorbenen Kristine Kern vor. Das Buch unter­
sucht die Entstehung und Entwicklung städtischer Klima- 
politik in Deutschland und würdigt zugleich die umfang­
reiche Forschung und grundlegenden fachlichen Beiträge 
von Kristine Kern in diesem Themenfeld. Kristine Kern war 
Mitglied der ARL.

Darüber hinaus startete im September 2025 an der 
Jade Hochschule in Oldenburg ein neuer Studiengang 
Raumplanung. Der Bachelor-Studiengang ist der erste ori­
ginär grundständige Planungsstudiengang im Nordwesten 
Deutschlands und schafft regional ein neues Angebot. Stu­
diengangsleiter und ARL-Mitglied Jan Matthias Stielike 
stellt Ihnen den Studiengang und seine Zielsetzungen vor 
und berichtet auch über das diesbezügliche Engagement 
aus der ARL.

Mit der Frage, was einen guten ÖPNV eigentlich aus­
zeichnet und wie sich das bundesweit messen lässt, befasst 
sich Axel Stein. Er stellt in seinem Beitrag zentrale Ergeb­

nisse aus einem Gutachten vor, das Empfehlungen für ei­
nen bundeseinheitlichen Angebotsstandard für ÖPNV vor­
schlägt, um Fortschritt und verbleibende Handlungsbe- 
darfe messen zu können.

Gemeinsam mehr erreichen: Abschließend stellen 
wir Ihnen mit #RaumfürIdeen eine neue Reihe vor, in der 
wir externe Einrichtungen, Initiativen und Projekte por­
trätieren, die sich im weitesten Sinne mit Fragen nachhal­
tiger Raumentwicklung und/oder Fragen der sozial-ökolo­
gischen Transformation befassen und sich zugleich für ein 
respektvolles und demokratisches Miteinander engagieren. 

Bleiben wir neugierig und nutzen wir verstärkt Ko­
operationen und Synergien, um Reichweite und Sichtbar­
keit zu erhöhen und zukunftsfähigen Wandel zu gestalten. 

Wir wünschen Ihnen eine anregende und informative Lek­
türe!

PRO F.  D R .  A NTJ E B RU N S
Generalsekretärin der ARL / Professorin 
für Räumliche Transformation an der 
Leibniz Universität Hannover
Tel.: +49 511 34842 37 
antje.bruns@arl-net.de 

D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ 
der ARL
Tel. +49 511 34842 56 
tanja.ernst@arl-net.de
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Gesellschaftliche Kommunikation ist in jüngerer Zeit ver­
stärkt in den Blick der Sozialwissenschaften geraten. Unter 
dem Signum der Diskursforschung wird der kommunika­
tiven Konstruktion von Wirklichkeit auf den Grund gegan­
gen (Foucault 1974; Glasze/Matissek 2021). Ausgangs­
punkt dieser Forschungstradition ist die Annahme, dass 
Worte und Sprache das Handeln nicht nur vorbereiten, 
also der Praxis nicht einfach nur vorausgehen. Diskurs geht 
darüber hinaus und kreiert eine eigene Schicht von Wahr­
nehmung der Realität, die zur zweiten Wirklichkeit gerinnt. 
Diskursive Setzungen können das Sagbare betonen oder 
das Unsagbare auslassen. In komplexen Situationen dient 
ein hegemonialer, das heißt mehrheitlich geteilter Diskurs 
auch der Zuspitzung, nicht selten durch radikale Verein­
fachung komplexer Sachverhalte. Wort- und sprachmäch­
tige Akteure vermögen auf diese Weise, ihre Sicht der Din­
ge hegemonial zu machen, eine Kompetenz, die sie im 
digitalen Zeitalter exponentiell erweitert haben.

Dies gilt vermutlich auch für die Debatte über „Pro­
bleme mit dem Stadtbild“, im Herbst 2025 ausgelöst durch 
eine spontane, aber wohl nicht zufällige Äußerung des 
deutschen Bundeskanzlers. Sie hatte heftige Eruptionen im 
öffentlichen Meinungsraum zur Folge. Ins Zentrum rückte 
die Frage, ob als problematisch wahrgenommene Aspekte 
im Erscheinungsbild der Städte besonderen politischen 
Handlungsbedarf anzeigen – nicht nur lokal, sondern auch 
allgemein. In einem viel kritisierten assoziativen turn ver­
wies der Kanzler auf die Migrationspolitik, was ein kurzes, 
aber heftiges Ringen um politische Deutungshoheit, pola­
risierte Meinungen, Richtigstellung und Beschwichtigung 
auslöste.

Mit zeitlichem Abstand zu dieser Diskussion stellen 
sich viele Fragen: Ist da mehr als das etwas überraschende 
Momentum, dass Städte für eine kurze Zeit auf die Agen- 
da einer großen gesellschaftlichen Debatte gerückt sind? 
Wurden die Anliegen der Stadtentwicklung damit einer 
breiteren Öffentlichkeit bewusst gemacht? Auch fragt 
sich, was praktisch geschehen müsste, würde die Politik 
urbane Probleme ernsthaft angehen wollen – jenseits von 
Bildern und Begriffen, nicht begrenzt auf die diskursiven 
Oberflächen sozialer Medien, von Talkshows und Stamm­
tischen. Diese letzte Frage zu beantworten ist sehr voraus­

setzungsvoll. Dieser Kommentar bezieht sich daher allein 
darauf, wie über „Stadt“ (als generalisiertes Phänomen) 
und „die Städte“ (als empirische Sachverhalte) kommuni­
ziert wird.

Was bleibt vom „Stadtbild“?	
Die Diskussion über „Probleme mit dem Stadtbild“ hat 
bestätigt, wie schnell die Wahrnehmung städtischer Phä­
nomene Diskurstatsachen hervorbringt, die zur eigenen 
Wirklichkeit gerinnen – unabhängig davon, ob die zugrunde 
liegende Aussage als richtig oder falsch bewertet, ob sie 
allgemein geteilt wird oder nicht. Mit Blick auf landläufige 
Repräsentationen und materielle Probleme der Städte 
(zwei verschiedene Dinge) herrscht jedoch großes Durch­
einander. Dies hat die „Stadtbild“-Debatte eher verstärkt. 
Denn die insinuierte, allenfalls dahingeraunte Verknüpfung 
von Stadtbild, Migration und Abschiebung stellt sicher kei­
ne dem Gegenstand angemessene Diagnose dar – allen 
nachträglichen Dementis zum Trotz. 

Die Forschungslage zu gesellschaftlicher bzw. kultu­
reller Differenz und den damit einhergehenden Konflikt­
dynamiken gibt wenig Anlass zu einfachen Urteilen. Es geht 
ja im Kern nicht um ordentliche Fußgängerzonen oder 
saubere Bahnhofsvorplätze – erst recht nicht, wenn die 
damit assoziierten „Probleme“ erstens allein auf äußeren 
Merkmalen basieren und zweitens gleich ganzen Gruppen 
zugeschrieben werden. Städte sind Brennglas gesellschaft­
licher Probleme und dienen als Fixpunkt der Integrations­
maschine Wohlfahrtsstaat, vor allem dort, wo soziale Net­
ze und familiäre Bindungen nicht existieren. Würde diese 
Gemengelage nicht vielmehr begriffliche Differenzierung 
sowie planerische Sorgfalt statt diskursiver Zuspitzung er­
fordern – gerade weil die Situation komplex, stark von au­
ßerstädtischen Faktoren getrieben und ihre Lösung von 
vielen Zielkonflikten geprägt ist? Zu einer solchen Debatte 
ist es jedoch nicht gekommen. Auch von den Städten selbst 
hat man zu dieser Debatte erstaunlich wenig gehört, zu­
mindest in öffentlich wahrnehmbarer Form. Die präziseste 
Kritik an „Stadtbild“ kam nicht aus Stadtforschung oder 
-planung, sondern aus der rechtspolitischen Diskussion 
(Epik 2025).

Markus Hesse

ÜBER „STADTBILD“, „BAU-TURBO“ 
UND DIE MACHT DER SPRACHE
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„Bau-Turbo“ – diskursive Rahmung par 
excellence
Auch der „Bau-Turbo“ gibt Anlass, die Macht der Begriffe 
zu reflektieren. Die im vergangenen Jahr beschlossenen 
Änderungen im BauGB, insbesondere die Einführung des 
§  246e (Befristete Sonderregelung für den Wohnungs­
bau), stehen wie die „Probleme mit dem Stadtbild“ für eine 
diskursive Konstruktion par excellence. Mithilfe der Modi­
fikation des BauGB, verniedlichend „Bau-Turbo“ genannt, 
sollen Planungsprozesse zugunsten verstärkten Woh­
nungsbaus beschleunigt werden. Die „Brechstange im 
Baurecht“, so die plakative Formulierung aus dem politi­
schen Orbit, erlaubt unter bestimmten Bedingungen den 
Verzicht auf die zeitraubende Aufstellung eines Bebau­
ungsplans. Wer von „Turbo“ spricht, der insinuiert, nun 
würde alles besser, weil schneller; eine Art „Magie der Be­
schleunigung“ (Spohr/Petersen/Yurdakul 2025: 3) würde 
helfen, eine zentrale Problemstelle bisheriger Praxis zu be­
seitigen.

Die Argumente, die dafür und dagegen sprechen, 
sind ausgetauscht und müssen hier nicht referiert werden. 
Interessant sind gleichwohl die diskursiven Dynamiken, die 
auch diese Debatte prägen. „Bau-Turbo“ ist eine Metapher, 
die einen hochkomplexen Gegenstand selektiv auf einen 
Aspekt verkürzt, so wie „Stadtbild“. Auch der „Bau-Turbo“ 
basiert, abgesehen von seiner erkennbar verkürzten Diag­
nose, auf einem impliziten Versprechen, seine Sprache 
suggeriert Tatkraft und Entschlossenheit. Die Probleme ur­
baner Wohnungsmärkte sind aber nicht allein aus den Ver­
fahrensmodalitäten und Laufzeiten erklärbar; es ist auch 
nicht nur das Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage. 
Hinzu kommen Faktoren wie neue Eigentumsdynamiken, 
Kapitalverhältnisse und Finanzialisierung. Der in Uppsala 
lehrende Geograph Brett Christophers hat die damit ver­
bundenen Konflikte auf den Punkt gebracht: „Our lives in 
their portfolios“. Dies stellt eine fundamentale Bedrohung 
der Städte und ihrer sozialen Infrastruktur dar, auf die die 
Politik bisher keine sinnvolle Antwort gefunden hat. Be­
schleunigter Neubau zu hohen Kosten, während die Macht- 
und Eigentumsverhältnisse unangetastet bleiben? Welche 
Hoffnung soll das Turbo-Narrativ hier transportieren? Es 
bleibt abzuwarten, wie die tatsächlichen Erfahrungen der 
Praxis aussehen. In einer ersten Zwischenbilanz zur Um­
setzung des „Bau-Turbos“ aus Hamburg ist zu lesen, dass 
„die Steuerung der städtebaulichen Entwicklung nicht 
gänzlich entfällt“ (Behörde für Stadtentwicklung und Woh­
nen 2026). Wie beruhigend also, dass die Planungsakteure 
ihre Steuerungskompetenz nicht komplett aus der Hand 
geben …

Die langen Linien urbaner Diskurse
Urbane Diskurse sind komplex und in ihrer Bewertung am­
bivalent, sie folgen langen Linien und fordern zu sorgfäl­
tiger Interpretation heraus. Die Artikulation städtischer 
bzw. kommunaler Krisenanzeige ist kein Privileg der Gegen­
wart. Man könnte anknüpfen an frühere Auseinanderset­
zungen, etwa an die legendäre Forderung „Rettet unsere 
Städte jetzt!“, das Leitmotiv der Hauptversammlung des 
Deutschen Städtetags von 1971. Es ist ja nicht nur Klage­

lied, sondern bietet auch heute zutreffende Beobachtung 
und Krisendiagnose. Der aktuelle Krisendiskurs ist dicht 
und vielstimmig, er reicht von ‚harten‘ Elementen wie der 
kommunalen Finanzkrise bis hin zur politisch instrumen­
talisierten Debatte ums „Stadtbild“. Bei jedem Diskurs 
kommt es aber darauf an, in welcher Beziehung das auf der 
kommunikativen Oberfläche – von wem, wie, wann, war­
um? – Gesagte bzw. Gemeinte zur lebensweltlichen Präsenz 
des Phänomens an sich steht und wie das zu bewerten ist. 
Welche kausalen Zusammenhänge werden glaubwürdig 
adressiert? Wie steht die hastig verbreitete „Lösung“ zu 
den langen Linien, zur ambivalenten Natur vieler Probleme? 

Ein weiteres Beispiel: Das noch zur Jahrtausend­
wende euphorisch ausgerufene Jahrhundert der Urbani­
sierung äußert sich heute im selektiven Umbau der Städte, 
primär angetrieben von der Verwertungslogik der Immo­
bilienmärkte. Dieser Prozess tendiert nicht nur zu einem 
gestiegenen Maß an sozialer Ungleichheit, sondern reiht 
sich ein in ein widersprüchliches Mosaik von Vor- und 
Nachteilen städtischer Ballung. Anders noch als im 20. 
Jahrhundert, wo es um Wachstumsschmerzen als Neben­
folge wirtschaftlichen Erfolgs ging, sind Städte heute von 
Niedergang und Fortschritt zugleich herausgefordert. Da­
mit wird das Austarieren der Vor- und Nachteile von 
„Stadt“ zu einer ganz neuen Aufgabe. Sie erfordert einen 
neuen Blick auf räumliche Ordnung, auch im Kontext an­
haltender regionaler Ungleichheiten. Dies alles sind Her­
ausforderungen, die eher für als gegen gute Planung, sorg­
fältige Abwägung und nicht zuletzt Kommunikation 
sprechen. Einfache Labels, schnelle „Lösungen“ und asso­
ziative Konstruktionen führen stattdessen dazu, dass große 
Debatten den Diskursoberflächen verhaftet bleiben, ohne 
zum Kern des Problems vorzudringen. Prozedurale Be­
schleunigung wird den Krisen dieser Zeit aber nicht ge­
recht.

Bilder und Selbstbilder des Städtischen
Der Verweis auf die Strukturprobleme räumlicher Entwick­
lung allein ist hier nicht hinreichend: Es wird wohl auch ein 
anderes Bild der Städte benötigt, eine positive Erzählung 
über die Zukunft urbaner Gesellschaften. Blickt man auf die 
gestiegene Konfliktdichte einerseits und die von Big Tech 
orchestrierte Kommunikation in sozialen Medien anderer­
seits, dann braucht es dazu einen gemeinsam geteilten In­
formations- und Wahrnehmungsraum. Normabweichung 
als Bildstörung zu betrachten und unsichtbar machen zu 
wollen, ist in offenen Gesellschaften noch nie gut ausge­
gangen. Die europäischen Städte sind Orte der Differenz. 
Ihr historisch gewachsenes Kapital ist es, Sensoren gesell­
schaftlicher Konflikte – nicht Konsense – zu sein und eine 
Arena für ihre offene Austragung zu bieten. Wo leisten sie 
dies noch, wie wird diese Eigenschaft für die Zukunft 
bewahrt?

Kommunikative Konstruktion kann auch eine Versu­
chung, eine Falle sein. Denken wir an die Inszenierungen, 
die mit Großprojekten oder Großveranstaltungen einher­
gehen, die aber selten überprüfbar halten, was sie verspre­
chen. Betrachtet man die aktuellen Vorbereitungen der 
vier Metropolen Berlin, Hamburg, München und Rhein-
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Ruhr für eine deutsche Olympiabewerbung, so offenbart 
sich auch hier ein wohlbekanntes Muster kommunikativer 
Konstruktion und Assoziation. Welchen Segen bringt 
„Olympic Urbanism“ für die Städte, wenn die einschlägigen 
Erfahrungen mindestens ambivalent sind (Smith/Gold/
Gold 2024)? Wie transparent werden Nutzen, Kosten, 
Risiken kommuniziert? Sind die Geschäftsbedingungen 
(Ausrichterverträge) Teil der Debatte? Oder bleibt am 
Ende nur ein hochsubventionierter Stimmungsaufheller? 
Die derzeit aktiven Olympiakomitees werden sich zumin­
dest viel einfallen lassen müssen, um mehr als nur diskur­
sive „Geltungsfassaden“ (Selk 2023: 152) zu errichten.

Ausblick
Das kommunikative Framing urbaner oder planerischer 
Sachverhalte und die große Resonanz, die damit im öffent­
lichen Raum erzielt werden kann, hinterlassen einen zwie­
spältigen Eindruck. Sollte es so sein, dass man Aufmerk­
samkeit für das Anliegen der Städte und Regionen allein um 
den Preis diskursiver Zuspitzung und Vereinfachung be­
kommt? Sind diskursive Blendgranaten wie „Stadtbild“ 
oder „Bau-Turbo“ unausweichlich, wenn man die Interes­
sen der Städte und Regionen in der Politik insgesamt sicht­
bar platzieren will? Dies wäre ein echtes Dilemma für die 
Konstitution der räumlichen Planung, die im Kern auf sach­
lich begründete Problemlösungen und ihre kollaborative 
Aushandlung setzt. Es kontrastiert zudem mit landläufigen 
Gewissheiten aufgeklärter Praxis: Ein regierungsamtlicher 
Basta-Diskurs steht im Widerspruch zu dem in der Planung 
lange als hegemonial (sic!) geltenden Paradigma der kolla­
borativen bzw. kommunikativen Planung. So könnte der 
aktuelle Trend in Richtung Verfahrensbeschleunigung nicht 
nur eine technokratische Anmutung haben, sondern auch 
eine geistige Nähe zum Vibe Shift in Richtung Autoritaris­
mus. Spätestens dieser Umstand müsste Planungstheorie 
und -praxis gleichermaßen beunruhigen.
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„Wie sind die Menschen damals mit Krisen umgegangen?“ 
Diese Frage kam aus dem Publikum eines Stakehol-
der-Workshops zur Infrastrukturgeschichte Berlins und 
wurde gleich von mehreren Teilnehmenden aufgegriffen. 
Die Krisenanfälligkeit der Stadt im Verlauf des 20. Jahr
hunderts war so offenkundig, dass sie vielen im Raum als 
potenzielle Erfahrungsressource für den Umgang mit ak
tuellen Herausforderungen geopolitischer, ökologischer 
und ökonomischer Natur erschien.

Allerdings ist es keineswegs selbstverständlich, dass 
Geschichte zur Perspektiverweiterung bei der Krisenbewäl-
tigung herangezogen wird. Im Gegenteil: Die Vergangen-
heit wird eher für heutige Krisenlagen verantwortlich ge-
macht – und damit als Orientierungshilfe diskreditiert. 
Wenn historische Beispiele in aktuellen Krisendebatten 
mobilisiert werden, dann eher selektiv zur Stützung der ei-
genen Argumentation, zur Abschreckung durch negative 
Vorbilder oder zur Erinnerung an Ereignisse aus der neue-
ren, selbst erlebten Vergangenheit.

Infrastrukturgeschichte(n) als Lernobjekte
Wie könnte Geschichte das transformative Denken und 
Handeln bereichern? Wie könnten wir diesen Erfahrungs-
schatz als Interpretations- und Navigationshilfe in heutigen 
Krisenlagen effektiv einsetzen? Dieser Anspruch beflügelte 
das kürzlich abgeschlossene DFG-Projekt „Past-proofing 
Infrastructure Futures: Usable Histories of Urban Techno-
logies Today“ am IRI THESys der Humboldt-Universität zu 
Berlin. Die Kernidee hinter dem Projekttitel: Der valide Ruf 
nach zukunftssicheren Infrastrukturen („future-proofing“, 
vgl. UNEP 2021; Samuels 2022) braucht ein wissenschaft-
lich abgesichertes, kritisches und inklusives Verständnis 
der Vergangenheit, um wirksam zu sein, einen „Vergangen-
heits-Check“ („past-proofing“) zukünftiger Infrastruktu-
ren. 

Infrastruktursysteme eignen sich hervorragend für 
ein derartiges Unterfangen. Die Langlebigkeit ihrer materi-
ellen Strukturen, die Langzeitvermächtnisse ihrer Auswir-
kungen auf Umwelt und Raum sowie die Beständigkeit ihrer 
Betriebslogiken verlangen Denk- und Handlungsräume 
über Jahrzehnte hinweg (Addie/Glass/Nelles 2024). Ver-

gangene Vorstellungen über die Funktion und Ausprägung 
von Infrastrukturen wirken stark auf heutige Debatten über 
Energie-, Wärme- oder Verkehrswenden – oft ohne, dass 
uns diese Wirkkraft bewusst ist. So lohnt es sich, die Her-
kunft unserer heutigen Strom-, Gas- oder Wasserversor-
gungssysteme genauer kennenzulernen, Entscheidungs
wege der Vergangenheit zu verfolgen und historische 
Analogien zur kritisch-konstruktiven Reflexion heranzuzie-
hen.

Das Konzept der Usable Pasts 
Hierfür bietet sich das Konzept der Usable Pasts an. Ur-
sprünglich vor über hundert Jahren geprägt, um neue Im-
pulse aus alten Stücken nordamerikanischer Literatur zu 
ziehen, richtet sich das Konzept heutzutage auf die Mobili-
sierung von Geschichte als Orientierungshilfe für gegen-
wärtige Herausforderungen (Hammersley 2004; Morin 
2013). Die Themenbreite und Disziplinvielfalt der For-
schung zu Usable Pasts sind inzwischen riesig: Sie reichen 
von umweltrechtlichen Analysen vergangener Bodenbe
lastungen und anthropologischen Studien über Identitäts-
bildung mit historischen Vorbildern bis zu sozialhistori-
schen Impulsen für zivilgesellschaftliche Bewegungen und 
militärhistorischen Analogien zwischen vergangenen und 
heutigen Kriegen. Auch Infrastrukturen werden auf ihre 
Usable Pasts hin erforscht (Moss/Weber 2021; Moss 
2024), etwa zur Nutzung der Geschichte von nicht moto
risierten Formen der Mobilität in heutigen Debatten zur 
Verkehrswende (Divall 2012).

Allerdings begrenzen sich die allermeisten Studien 
über Usable Pasts auf die Vermittlung historischer Lehren 
aus der Sicht der Autor:innen. Die gemeinsame Erarbei-
tung nutzbarer Geschichte(n) in Zusammenarbeit mit po-
tenziellen Nutznießer:innen findet kaum statt oder wird 
nicht berichtet (Moss/Weber 2021). Um diesem Bedarf 
Rechnung zu tragen, hat der Autor eine weitergehende 
Definition von Usable Pasts geprägt, die auf die kritische 
Würdigung von Wissen über die Vergangenheit zum besse-
ren Umgang mit gegenwärtigen Herausforderungen durch 
Forschung, Politik, Wirtschaft, Medien und Zivilgesellschaft 
setzt (Moss 2024: 56).

Timothy Moss

INFRASTRUKTURGESCHICHTE(N)
Kontextwissen, Impulse und kritische Reflexionen für transformatives 
Handeln – das Beispiel Berlin
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Identifizierung nutzbarer 
Infrastrukturgeschichten
Obwohl das Projekt „Past-proofing Infrastructure Futures“ 
durchaus klassische Formen der historischen Wissensver-
mittlung – z.  B. Publikationen und Vorträge – verwendet 
(siehe https://www.u-pasts.com/publications), lag der 
Schwerpunkt der Arbeit auf der gemeinsamen Generierung 
von Erkenntnissen aus der Vergangenheit in Zusammen
arbeit mit Praktiker:innen in Berlin. Hierfür wurden Mit
wirkende aus Berliner Ver- und Entsorgungsbetrieben, 
Museen, Verwaltungen und Umweltgruppen gewonnen. 
Als formelle Projektpartner:innen fungierten das Infralab 
Berlin (eine Plattform von sechs Berliner Infrastruktur
unternehmen: BEW – Berliner Energie und Wärme, BSR – 
Berliner Stadtreinigung, BVG – Berliner Verkehrsbetriebe, 
BWB – Berliner Wasserbetriebe, GASAG, Stromnetz Ber-
lin), das Stadtmuseum Berlin, das Technikmuseum Berlin 
und das Kompetenzzentrum Wasser Berlin. Der Austausch 
zwischen Forschungsteam (bestehend aus einem Histo
riker und einer Wissenskommunikatorin) und Praktiker:in-
nen erfolgte durch verschiedene Formate mit jeweils spezi-
fischen Adressat:innen und Zielsetzungen. Diese Formate 
umfassten interaktive Workshops, Beiträge auf Podiums-
diskussionen, Webinare für Fachleute, Podcasts für ein 
breites Publikum und Exkursionen zu Fuß, per Rad und auf 
dem Wasser zu historisch bedeutsamen Infrastrukturan
lagen.

Zentral waren die Stakeholder-Workshops zur Kopro-
duktion von nutzbarem Wissen aus der Infrastrukturge-
schichte Berlins. Denn dort ging es nicht um eine Wissens-
vermittlung aus der Forschung in die Praxis, sondern um 
die gemeinsame Entwicklung neuer Erkenntnisse aus histo-
rischem Material. Dies begann schon bei der Bestimmung 
von passenden Themen. Mögliche Usable Pasts wurden 
nicht vom Historiker vorgeschlagen oder gar vorgegeben, 
sondern im Team mit allen Beteiligten entwickelt. Auf der 
Auftaktveranstaltung des Projekts im Juli 2024 wurde die 
Frage an die Runde gestellt: „Welche Herausforderungen 
von heute könnten eine historische Durchleuchtung ge-
brauchen?“ Die rund 15 Beteiligten aus Berliner Versor-
gungsbetrieben und Museen waren damit aufgefordert, 
von ihrem eigenen beruflichen und persönlichen Stand-
punkt aus aktuelle Problemlagen zu benennen, die von ei-
ner historischen Perspektiverweiterung profitieren könn-
ten bzw. zu sagen, wo sie historische Wissensdefizite 
vermuten. 

Nach der Priorisierung der vorgeschlagenen Ideen 
durch die Teilnehmenden und einer anschließenden Prü-
fung des verfügbaren historischen Materials durch den 
Historiker wurden gemeinsam sieben Themen für die wei-
tere Bearbeitung im Projekt festgelegt: 

1.	Wasserrückhalt in der Stadt 

2.	Umnutzung des städtischen Gasnetzes 

3.	Umgang mit Krisenerscheinungen 

4.	Governance städtischer Infrastrukturen 

5.	Bedarfsprognosen 

6.	Ausbau des Stromnetzes 

7.	Zwischen Protest und Partizipation 

Bei all diesen Themen ging es darum, historische 
Vorläufer und Analogien zu aktuellen Herausforderungen 
zu mobilisieren.

Mobilisierung von Usable Pasts
Von diesen sieben Themen wurden zwei Gegenstand inter-
aktiver Workshops mit einem erweiterten Kreis Berliner 
Stakeholder: zum einen der Umgang mit vergangenen und 
heutigen Krisenerscheinungen im Juni 2025 und zum ande-
ren Bedarfsprognosen in Geschichte und Gegenwart im 
Juli 2025. Beide Veranstaltungen setzten auf kuratierte, 
kollektive Begegnungen mit oft unbekanntem historischem 
Material aus Archiven und zeitgenössischen Publikationen. 
Zu diesem Zweck wurde für den Workshop über den Um-
gang mit Krisenerscheinungen eine „Überraschungsbox“ 
mit alten Karten, Fotos, Grafiken, Postern, Zeitungsaus-
schnitten etc. bereitgestellt, die auf die damalige Krisen- 
lage und Erwiderungen eingingen. Drei stadttechnische 
Visionen bildeten die inhaltlichen Schwerpunkte des Work-
shops: erstens Pläne der 1920er-Jahre für Wassertransfers 
aus Oder und Elbe zur Stützung der Berliner Trinkwasser-
versorgung in Erwartung eines starken Bevölkerungs-
wachstums; zweitens ein Konzept aus dem Jahr 1932 für 
die Wiederverwendung Berliner Abwässer für die regionale 
Nahrungsmittelproduktion und zur Beschäftigung von 
Arbeitslosen; drittens Bestrebungen der Strom-Autarkie 
für West-Berlin als Erwiderung auf die Insellage im Kalten 
Krieg. 

Die Auswahl dieser inhaltlichen Schwerpunkte und 
des historischen Materials stützte sich auf frühere For-
schungen des Autors (Moss 2020). Leitender Gedanke 
war die Relevanz für heutige Herausforderungen (erstens 
prognostizierte Wasserknappheit, zweitens regionale 
Nährstoffkreisläufe, drittens städtische Energiesicherheit) 
sowie die Fähigkeit der Beteiligten, die ausgewählte Mate-
rie ohne Hintergrundwissen interpretieren zu können. Fol-
gende Leitfragen dienten den Beteiligten zur Orientierung: 

1.	Welche stadttechnischen Zukunftsvisionen wurden zur 
Bewältigung von Krisenerscheinungen in der turbulen-
ten Geschichte Berlins entwickelt? 

2.	Welche Nachwirkungen hätten diese historischen Zu-
kunftsvisionen gehabt? 

3.	Welche Anregungen können wir daraus für heutige Zu-
kunftspläne ziehen? 

Nach einer ersten Interpretationsrunde des histori-
schen Materials in Gruppenarbeit wurde zur Beantwortung 
der zweiten Frage die PESTEL-Analyse verwendet, um un-
terschiedliche Potenzialwirkungen zu erfassen (PESTEL = 
political, economic, socio-cultural, technological, ecolo
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gical, legal). Die dritte Frage wurde durch Einsatz von Tech-
niken des Spekulativen Designs aufgegriffen, um mögliche 
Zukunftsszenarien auszumalen und diese aus dem Jahr 
2075 spielerisch-rückblickend zu reflektieren. 

Neben einer Sensibilisierung für die Temporalitäten 
und Zeitkontexte von Infrastrukturen verschaffte dieser 
Workshop – den Beteiligten zufolge – spannende Einsich-
ten über die Relevanz Berliner Infrastrukturgeschichte(n) 
für heutige Transformationen. Dass viele historische Kri-
sensituationen Parallelen zu heutigen Krisen aufweisen, 
wurde von vielen als eine ermutigende Erkenntnis in Zei- 
ten großer Verunsicherungen empfunden. Vergangene 
Strategien des Umgangs mit Krisenerscheinungen könnten 
herangezogen werden, um Beispiele von Handlungsfähig-
keit unter Druck nachzuweisen. Die Ähnlichkeit mancher 
historischer Strategien mit Überlegungen von heute – etwa 
Wassertransfers zwischen Flusseinzugsgebieten – war so-
gar für Expert:innen eine große Überraschung. Für viele 
Beteiligten deutete dies auf schwerwiegende Lücken im 
kollektiven Gedächtnis verantwortlicher Institutionen hin. 
Die Vermittlung derartiger historischer Beispiele als Be-
standteil einer Kultur institutionellen Lernens und der Wis-
senssicherung wurde deshalb als eine zentrale Erkenntnis 
festgehalten. 

Ausblick
Welche Wirkungen die Erfahrungen aus diesem Workshop 
und aus weiteren Veranstaltungen und Exkursionen des 
Projekts haben könnten, ist ungewiss. Einige Beteiligte 
konstatierten in einer späteren Befragung, dass sie künftig 
der Geschichte eine neue Wertigkeit beimessen oder das 
Konzept Usable Pasts als Prüfstein für berufliche Entschei-
dungen einsetzen werden. Schließlich zieht jede Person 
ihre eigenen Usable Pasts aus der Begegnung mit Berlins 
Infrastrukturgeschichte – und darin liegt der Reiz des 
ko-kreativen Ansatzes. Nicht die vorgefertigte Meinung des 
Historikers ist maßgeblich für die Lerneffekte, sondern die 
Resonanz der Geschichte(n) mit den eigenen/selbst erleb-
ten Erfahrungen im Hier und Jetzt. Beteiligte haben ge-
lernt, dass Geschichte keine (reine) Last für die Gegen- 
wart ist, noch weniger bietet sie ein Modell für die Zukunft. 
Vielmehr stellt sie eine Projektionsfläche dar, die gerade 
durch zeitliche Distanz eine offene Auseinandersetzung mit 
strittigen Themen gesellschaftlicher Transformationen er-
möglicht. Diese historische Kontextualisierung und Gegen-
überstellung kann ernüchternd oder sogar schockierend 
sein, aber auch inspirierend und ermutigend. Speziell die 
Geschichte von Infrastruktursystemen – lokal verankert, 
regional vernetzt und global verbunden – kann den Zugang 
zu Themen der großen Transformation wie Klimawandel, 
Energiewende und Globalisierung erleichtern, indem sie 
das dynamische Verhältnis von Alltag und (Geo-)Politik 
vermittelt. Es lohnt sich deshalb nicht nur über Geschichte 
nachzudenken, sondern mithilfe von Geschichte umzuden-
ken.
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Moderne Lebensweisen hängen wesentlich von funktionie-
renden Infrastrukturen ab. Sie bilden das Rückgrat moder-
ner Gesellschaften, indem sie beispielsweise die Versor-
gung mit Trinkwasser, Energie, Bildungs- und Gesundheits- 
einrichtungen, Telefon oder Internet übernehmen und 
dabei alltägliche Routinen bis hin zu Bildungsverläufen oder 
Energieverbräuchen durch soziotechnische Standards 
strukturieren. Der Begriff „Infrastruktur“ verweist auf die 
vernetzte Erbringung von Produkten und Dienstleistungen 
für die kollektive Nutzung im Rahmen einer gesellschaft
lichen Leistung, in der sich frühere Entwicklungspfade 
raumspezifisch mit gegenwärtigen und zukünftigen Arran-
gements und Lebensverhältnissen verschränken (Coutard/
Florentin 2024). Er umfasst sowohl verbaute Strukturen 
wie Straßen und Schienen als auch das für Betrieb und 
Nutzung notwendige Wissen, zugehörige Organisations-
formen und Regularien, vom Führerschein bis zur Ver-
kehrsordnung. Interessant ist, dass diese netzwerkartigen 
Infrastrukturen nicht am grünen Tisch geplant werden kön-
nen, weil stets vom Vorhandenen ausgegangen werden 
muss, eine Vielzahl von Akteuren, von denen keiner die 
Oberaufsicht führt, beteiligt ist und weitere Faktoren wie 
Topographie, Finanzierungsansätze und kulturelle Werte 
Einfluss nehmen. Der historische und kulturelle Vergleich 
zeigt, dass sich Infrastrukturen weder technisch getrieben 
noch beliebig entwickeln, sondern als „technopolitisch“ 
bezeichnete Kräfte Pfade und Pfadabhängigkeiten bedin-
gen, die bestehende Arrangements gegenüber Verände-
rungsbemühungen stabilisieren, etwa durch Anschluss-
zwänge, wirtschaftliche Organisationsformen oder regu- 
lative Normen (Easterling 2014; Hommels 2020).

Ein Teil der Infrastrukturen garantiert eine sogenann-
te Grundversorgung der „Daseinsvorsorge“ im Gesamt
raum der Bundesregierung unter dem verfassungsrechtlich 
verankerten Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse (Art 72 
Abs. 2 GG). Sie umfasst Infrastrukturen, für deren Erbrin-
gung der Staat eine koordinierende Verantwortung 
übernimmt (vgl. § 2 ROG), allerdings weniger als tatsäch
licher Leistungserbringer denn als koordinierender Ge-
währleister in Zusammenarbeit mit privaten Unternehmen 
und in räumlich abgeschichteter Weise. So ist zwar ein 
Stromanschluss auch in dünn besiedelten oder struktur-

schwachen Regionen garantiert, aber spezialisiertere Bil-
dungs- und Gesundheitseinrichtungen oder Gerichte wer-
den in Städten und zentralen Orten gebündelt. Was genau 
zur Grundversorgung gehört, ist nicht festgelegt, sondern 
verändert sich im Laufe der Zeit als Ergebnis politischer 
Entscheidungen und folgt dabei bestimmten Mindest
standards in Bezug auf Qualität, Erreichbarkeit und sozial-
verträgliche Bezahlbarkeit. Der Raumordnungsbericht aus 
dem Jahr 2017 stellt diese Standards und ihre Umsetzung 
als raumordnungspolitische Aufgabe vor (BBSR 2017).

Infrastrukturen sollen allen Bürgerinnen und Bürgern 
gerechte Teilhabechancen sichern und gelten zugleich als 
wirtschaftliche und kulturelle Standortfaktoren. Insofern 
verschränken sich in ihnen technische, soziale, räumliche 
und organisatorische Standards und schaffen entsprechen-
de Routinen und Erwartungen (Star/Lampland 2017). Die-
se Arrangements werden meist als Ergebnis technischer 
Sachzwänge präsentiert, lassen sie sich aber besser als po-
litisches Ergebnis der Abstimmung von „interessengeleite-
ten und ressourcenpolitischen Möglichkeiten“ verstehen 
(Kersten/Neu/Vogel 2012: 62). Langfristig ergibt sich dar-
aus ihr Funktionsumfang und bestimmt beispielsweise die 
Nachhaltigkeit der Energieversorgung oder die als zumut-
bar geltenden Anfahrtszeiten von Notärzten. Infrastruktur-
arrangements können nicht hinreichend durch ihre Funk
tionalität beschrieben werden, sondern nur unter Einbezug 
ihrer raumspezifischen Gewordenheit. Denn auch wenn sie 
bestimmte, eben nicht vorab gesetzte Leistungen erbrin-
gen und als wichtige Weichensteller der Lebens- und Na-
turverhältnisse wirken, ist ihre Funktionstüchtigkeit in 
räumlichem und sozialem Sinne pfad- und standortabhän-
gig: Die innerstädtische Grundversorgung unterscheidet 
sich von jener in ländlichen Räumen, verschiedene Bevölke-
rungsgruppen verfügen über verschiedene Zugänge, auch 
in zeitlicher Hinsicht. Diese Pfad- und Standortabhängig-
keit spezifisch ausgerichteter, vernetzter Versorgungs
systeme wird derzeit in drei Punkten kontrovers diskutiert, 
die ich unter den Stichworten „Erosion von Standards“, 
„ungleiche Gleichheit“ und „selektive Festlegung“ betrach-
te und im Anschluss als Ausgangspunkte für die Sondierung 
neuer Ansätze heranziehe.

Cordula Kropp

INFRASTRUKTUREN
Weichensteller und Hebel der sozial-ökologischen Transformation
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Infrastrukturen – Weichensteller moderner 
Lebensverhältnisse
Wir erlernen früh den selbstverständlichen Umgang mit 
staatlich gesteuerten, räumlich verteilten Versorgungs-
strukturen, zu denen u.  a. warmes Wasser, öffentlich-
rechtliches Kinderfernsehen, Verkehrsstrukturen, ein 
Schwimmbad in angemessener Nähe und die im Notfall 
erreichbare medizinische Versorgung gehören. Sie werden 
uns zur selbstverständlichen Normalität und spannen den 
Wohlfahrtsstaat sozialräumlich auf, und zwar auf Basis vor-
her investierten Volkskapitals. Allerdings ist der Ausbau 
dieser Daseinsvorsorge vor dem Hintergrund von demo-
graphischem Wandel, knappen öffentlichen Mitteln und 
neuartigen ökologischen und geopolitischen Problem- 
lagen zuletzt unsicher geworden. Rückschritte, Ausfälle 
und fehlende Angebote führen in eine konfliktreiche Ge-
mengelage (Betz/Bieling/Futterer et al. 2023). Problema
tisiert wird ein Rückzug staatlicher Verantwortlichkeit, 
wenn öffentliche Einrichtungen nicht saniert und Infra-
strukturen privatisiert werden oder beispielsweise die 
Wärmeversorgung unabsehbar teils internationalen Han-
delsbeziehungen, teils kleinräumiger Eigentümerverant-
wortung überlassen wird. Betraf diese Wahrnehmung 
zuerst vor allem ländliche Räume, gehören gesperrte 
Brücken, eine unsichere Gasversorgung und ausfallende 
Züge inzwischen zur allgemeinen Befindlichkeit der „Ero
sion infrastruktureller Standards“. Hintergrund ist, dass 
insbesondere in Deutschland die aufgeschobene und teils 
deregulierte Erneuerung vieler in den Nachkriegsjahren 
(wieder) aufgebauter Infrastrukturen nun dringend, aber 
in Ost und West recht unterschiedlich und verschärft mit 
Blick auf Nachhaltigkeitserfordernisse ansteht (vgl. Tha-
cker/Adshead/Fay et al. 2019), ihre unterschätzte Bedeu-
tung aber immer wieder zur politischen Verschiebung von 
Prioritäten führt.

Drei Folgen sind zu beobachten: Als Folge erodierter 
Standards rücken Infrastrukturausfälle erstens vorher un-
sichtbare Abhängigkeiten und kritische Risiken ins kollek
tive Bewusstsein und enttäuschen den Glauben an perma-
nenten Fortschritt und immerwährendes Wachstum (van 
Laak 2017). Sie machen die Überforderung der Einzelnen 
mit der Überbrückung infrastruktureller Leistungen sicht-
bar, deren Routinen förmlich „in der Luft hängen bleiben“. 
Zugleich werden marode und unzureichende Infrastruktu-
ren als Politikversagen und staatliche Überforderung ge-
deutet, als Resultate fehlender Anreize für eine langfristige 
und gerechte Planung, die nun den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt, den Wirtschaftsstandort und die Demokra-
tiefähigkeit gefährden (Banse/Buermeyer 2025; Deppisch 
2025). Dabei stand die Funktionstüchtigkeit von Infra-
strukturen lange für eine sozial wie technisch beherrschte 
und beherrschbare Modernität. Mit ihrer Erosion ver-
schwindet die kollektive Zuversicht in die Planungs- und 
Organisationsfähigkeit von Regierungen und Verantwort
lichen in Versorgungsunternehmen sowie auf föderaler 
und kommunaler Ebene. Da gerade diese Organisations
fähigkeit einen Kern der deutschen Nachkriegsidentität 
bildete, wiegen die Erfahrungen besser funktionierender 

Versorgungssysteme im Ausland umso schwerer. Überfor-
derungsgefühle, eine als unverantwortlich wahrgenomme-
ne Ausdünnung und Vernachlässigung der Grundversor-
gung und die Mühen ihrer Überbrückung können zivil- 
gesellschaftliche Energien freisetzen, häufiger aber mün-
den sie in Ressentiments gegenüber jeder weiteren Kom-
plexitätszunahme.

Zweitens zeigt sich ein Infrastrukturparadox: Ihre 
technische Ausführung führt nicht automatisch zu ent
sprechender sozialer Organisationsfähigkeit. Während 
Ausfälle dort wenig Kopfzerbrechen bereiten, wo sie an 
der Tagesordnung sind, verursachen sie in hochvernetzten 
Gesellschaften erhebliche Störungen, wie jeder Internet-
ausfall offenbart. Interessant ist zudem die durch Simone 
(2004) angestoßene Einsicht, dass Infrastrukturen häufig 
auf privilegierte Eliten ausgerichtet sind, während benach-
teiligte Gruppen oder ärmere Länder daneben eigene, im-
provisierte Lösungen auf Basis sozialer Beziehungen ent
wickeln. Während dies lange als Zeichen scheiternder 
Staatlichkeit galt, wurden auch in wohlhabenden Gesell-
schaften bestimmte Bedarfe systematisch übersehen und 
haben z. B. Hausbesetzungen oder einen Schwarzmarkt für 
häusliche Pflege hervorgebracht. Insbesondere technik
orientierte Planungen blenden soziale Realitäten oft aus, 
was in Smart-City-Konzepten sichtbar wird, in der zwar die 
Müllabfuhr in Echtzeit digital verfolgt werden kann, aber 
Betreuungsbedarfe gar nicht erfasst werden. Hinzu kommt 
die Abhängigkeit von globalen IT-Anbietern, die vor Ort 
die Ausbildung digitaler Souveränität nur bruchstückhaft 
erlauben (Dt. Städtetag 2020).

Drittens sind Infrastrukturen durch ihren vernetzten 
Charakter nur begrenzt anpassungsfähig. Resiliente Infra-
struktursysteme zeichnen sich dadurch aus, dass von ihrem 
Betrieb klare Vorstellungen bestehen, Vorsorge für Krisen-
situationen getroffen ist und zukünftige Anforderungen in-
tegriert werden. Historisch entwickelte sich beispielsweise 
die Wasserversorgung trotz erheblicher Heterogenität 
durch generationenübergreifend geplante Systeme dem-
entsprechend und das Monitoring definierter Qualitäten 
und Verfügbarkeiten erwies sich auch für Extremfälle als 
ziemlich krisenfest. Durch die Zunahme von Schadstoff
belastung, Dürreperioden und Extremwetterereignissen 
aber wächst der Druck auf die Trinkwasserversorgung und 
verlangt auch revolutionäre Maßnahmen wie etwa verän-
derte Priorisierungen bei Zugang und Verteilung, koope
rative Entscheidungsbefugnisse, konkretisierte Speicher-
vorgaben oder die Entwicklung überörtlicher, auch grenz- 
überschreitender Ausgleichsstrategien. Enge Wechselwir-
kungen, hier mit Gesundheitsbelangen, Flächenbedarfen, 
privaten Verbrauchspraktiken sowie der Wassernutzung in 
Landwirtschaft und Industrie, erhöhen die Schwierigkeiten 
und Risiken schlechter Anpassung. Auch andere Versor-
gungssysteme werden durch krisenhafte sozial-ökolo
gische Entwicklungen in ihren nicht mehr selbstverständ
lichen Weichenstellungen herausgefordert, basieren auf 
überholten Annahmen von Kontrolle und Planbarkeit und 
ziehen Gestaltungskonflikte nach sich, wie Energie-, Ver-
kehrs- und Bauwenden bezeugen. Weitreichende Klima
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anpassungserfordernisse machen erkennbar, dass das 
moderne Selbstverständnis expansiver Umweltkontrolle 
und Naturbeherrschung durch großtechnische Systeme 
der Täuschung aufsaß, den Planeten infrastrukturell steu-
ern zu können. Die Rückkopplungen zwischen biophysi-
schen, technischen und sozial-diskursiven Dimensionen 
wurden dabei unterschätzt (Crutzen 2002; Latour 2018). 
Nun erweist sich die Umstellung auf nachhaltige Infrastruk-
turen, etwa den Ersatz fossiler durch regenerative Energie-
träger, in den soziotechnischen Regimen kapitalistischer 
„Kohlegesellschaften“ als kaum realisierbar, obwohl die 
Entwicklung hin zu einer technischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Abhängigkeit von fossilen Energieträgern keines-
wegs zwangsläufig, sondern kontingent war und aktiv be-
trieben wurde (Wagner 2024).

Pfad- und standortabhängig hat sich auch eine „un-
gleiche Gleichheit“ ausgebreitet. Während das moderne 
Infrastrukturideal eine flächendeckende Versorgung mit 
gleichen Leistungen in teilstaatlichen Monopolen vorsah, 
ließen Deregulierung und Privatisierung zugunsten von 
mehr Wettbewerb auch mehr Ungleichheit in Bezug auf 
Kosten, Standards und Zugänglichkeit entstehen, mit sen-
siblen Folgen für das bundesdeutsche Versprechen gleich-
wertiger Lebensverhältnisse. Benachteiligte Gruppen und 
strukturschwache Regionen sind häufiger von Einschrän-
kungen betroffen, während gut ausgestattete Standorte 
zusätzliche Vorteile gewinnen. Infrastrukturentwicklung 
schafft stets neue Verbindungen und Ausschlüsse zu-
gleich, sodass beispielsweise der Ausbau des Glasfaser- 
netzes den einen Möglichkeiten eröffnet, für andere zu 
Zwängen führt und dritte weiter abhängt. Diese Ungleich-
heiten werden jedoch immer öfter als Ergebnis struktu
reller Benachteiligung problematisiert und werfen grund
legende Gerechtigkeitsfragen auf: Wer profitiert von 
Infrastrukturinvestitionen, wer trägt die Kosten, wessen 
Bedürfnisse werden befriedigt und wessen gar nicht aner-
kannt? Soziale und räumliche Disparitäten verstärken sich 
allerdings, wenn eine ausreichende Berücksichtigung von 
schwächer organisierten Interessen, Verteilungswirkun-
gen, prozeduraler Fairness und diversen Bedarfen fehlt 
(vgl. Yarbrough/Smith-Colin 2025 z.  B. der Verkehrsin
frastrukturen). In der Infrastrukturforschung verschiebt 
sich deshalb der Blick weg von der Vogelperspektive auf 
Strukturelemente hin zu sozialräumlichen Realitäten und 
Praktiken (Coutard/Florentin 2024).

Schließlich ist Infrastrukturentwicklung durch „selek-
tive Festlegung“ in unterschiedlichen Händen geprägt. 
Politische Entscheidungen bevorzugen bestimmte Stan-
dards und Interessen, wirken in verschiedenen Handlungs-
kontexten (etwa der städtischen und ländlichen Gesund-
heitsversorgung) unterschiedlich, werden jedoch oft als 
alternativlose Sachzwänge dargestellt und zu wenig de
mokratisch abgesichert. Besonders im Kontext der Ener-
giewende zeigt sich, dass Bemühungen eines koordinier- 
ten Übergangs von den Profiteuren des Status quo ge-
bremst werden, es aber auch an abgestimmten Strategien 
und übergreifenden Visionen fehlt, um die Grundversor-
gung nachhaltig, gerecht und zukunftsfähig zu sichern.

Eine fragmentierte und unzureichend koordinierte 
Infrastrukturpolitik führt zu wachsender Unsicherheit. 
Sie verstärkt soziale Ungleichheiten, erschwert Planungs
sicherheit und trägt dazu bei, dass Zukunftsängste zuneh-
men und gesellschaftliche Handlungsfähigkeit, mal unter 
dem Deckmantel der kommunalen Planungshoheit, mal 
der Technologieoffenheit, geschwächt wird. Seit Beginn 
der 2000-er Jahre ist es nicht gelungen, den veränderten 
Stellenwert von Nachhaltigkeit, Gerechtigkeit, Inklusion 
und internationaler Wettbewerbsfähigkeit in der Daseins-
vorsorge gegenüber einem völlig unübersichtlichen Fle-
ckenteppich teils widersprüchlicher Regulierungen poli-
tisch zu klären.

Infrastrukturen als Hebel der sozial-
ökologischen Transformation
Sozial- und klimagerechte Formen des Wirtschaftens und 
Zusammenlebens sind mit den bestehenden fossilen Infra-
strukturen industriell-marktorientierter Prägung nicht zu 
haben. Andererseits steht den identifizierten Problemen 
erodierender Standards mit sinkendem Vertrauen in staat-
liche und demokratische Organisationsfähigkeit, struk
tureller Ungleichheit, fehlender Anpassung an die Mehr- 
fachkrisen und einer unzureichenden demokratischen Ab-
sicherung die enorme Hebelwirkung einer transformativen 
Infrastrukturpolitik gegenüber. Gerade eine sozial-ökolo
gische Transformation der Daseinsvorsorge ermöglicht 
flächendeckend wirksame Anpassungen an die durch Kli-
mawandel, Ressourcenkonflikte, wiederkehrende Armut 
und demographische Verschiebung veränderten Realitäten 
des 21. Jahrhunderts – und zwar mehr als jede andere 
Maßnahme. Sie hat das Potenzial, zum einen Ressourcen-
verbrauch und klimaschädliche Emissionen fundamental 
und unmittelbar in den kollektiven Alltagspraktiken veran-
kert zu reduzieren und somit in grundlegender Weise zu 
resilienteren Naturverhältnissen beizutragen. Hätten wir in 
Deutschland eine regenerative Energieversorgung für alle 
Bereiche, würden die Pariser Klimaziele bis 2050 in erreich-
bare Nähe rücken. Zum anderen ist die Daseinsvorsorge für 
Wirtschaft und Beschäftigung wesentlich. Deshalb zielen 
die Argumente der Fundamentalen Ökonomie darauf 
(Foundational Economy Collective 2019; Neckel 2022), sie 
den Imperativen der Kapitalverwertung zu entziehen und 
stattdessen Wohlstand stärker durch die zuverlässige Or-
ganisation einer stabilen und bezahlbaren Grundversor-
gung zu schaffen als über Exportindustrien. Durch die Be-
reitstellung und Nutzung von beispielsweise Gesundheits-, 
Energie- oder Mobilitätsleistungen können Fürsorge-, Be-
schäftigungs- und Reduktionsziele direkt erreicht werden, 
ohne den Umweg über Wachstumsziele und deren Umver-
teilung gehen zu müssen. Eine gerechte und zukunftsfä
hige, staatlich mitgestaltete Versorgung mit Wohnraum, 
regenerativ erzeugten Energien, öffentlichem Verkehr, Ge-
sundheits- und Bildungsleistungen kann die sozialen Be-
dürfnisse eher ortsgerecht befriedigen und krisensicher 
Arbeit und Einkommen schaffen. Dabei erweist sich die 
Wohnraumversorgung als Schlüsselinfrastruktur, weil alle 
Leistungen der Daseinsvorsorge über den Wohnort er-
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schlossen werden. Wirtschaft, Natur und Daseinsvorsorge 
ließen sich aus dem Joch wachstumsorientierter Verwer-
tungszwänge befreien und die Entfaltung solidarischer, 
lebensdienlicher Fähigkeiten in der Kooperation von Re
gierungen, Kommunen, Vereinen und Unternehmen parti-
zipativ und befähigend fördern (Neckel 2022).

Ein solcher Paradigmenwandel in der Infrastruktur-
politik (Kropp 2023) zielt auf die kooperative Entwicklung 
von teilräumlich und solidarisch koordinierten Standards 
unter Einbezug gerade solcher Bevölkerungsgruppen, die 
wie Ältere oder Einkommensschwächere am meisten auf 
die Daseinsvorsorge angewiesen sind, aber oft am wenigs-
ten von ihren Leistungen profitieren, weil ihre Interessen 
nur schwach vertreten und ihre Zugänge begrenzt sind. 
Vorbilder für solchermaßen revolutionär gedachte Ansätze 
liefern mitunter zivilgesellschaftliche Bewegungen wie bei-
spielsweise die Hospizbewegung oder Mitfahrplattformen. 
Manchmal lehrt auch die Einsicht in wechselseitige Ab
hängigkeiten die Kunst eines solidarisch abgestimmten 
Zusammenlebens, wie dies zu Beginn der Pandemie und 
der Energiekrise geschah. Darüber hinausgehend gilt es, 
visionäres Denken über mögliche Infrastrukturzukünfte 
strategisch anzuregen und zu organisieren, vielleicht durch 
kommunale Zukunftslabore und übergreifende Zukunfts- 
oder Infrastrukturministerien, wie sie bislang nur auf re
gionaler Ebene bestehen. Ohne gezieltes und inklusives 
Nachdenken über alternative Konfigurationen der Daseins-
vorsorge wird ihre weitere Entwicklung technopolitisch 
vom Bestehenden dominiert und der löchrige Unterbau die 
gesellschaftlichen Handlungsmöglichkeiten heute und zu-
künftig zunehmend unumkehrbar begrenzen (Adloff 
2025). Ein grundlegender Umbau müsste notwendiger
weise von Partizipations- und Mitsprachemöglichkeiten 
flankiert werden, in denen es weniger um Information und 
Akzeptanzbeschaffung ginge als um eine folgensensible 
und konfliktmindernde Abschätzung des facettenreichen 
Infrastrukturwandels. Zu dieser integrativen Beteiligung 
gehört auch der Einbezug nicht menschlicher Interessen, 
denn so wie Flora und Fauna auf geeignete Habitate ange-
wiesen sind, hängen Menschen von deren Ökosystem
leistungen ab.

Es fällt derzeit noch schwer, sich vorzustellen, wie 
dieser Umbau der vernetzten und grenzübergreifenden 
Infrastruktursysteme in den neuartigen Allianzen vonstat-
tengehen und dabei die erhärteten Arrangements aus tech-
nischen, institutionellen, organisatorischen, sozialen und 
ökologischen Komponenten, Alltagspraktiken und Stan-
dards reorganisieren könnte. Denn obwohl Politik, Öffent-
lichkeit und Wirtschaft verstanden haben, dass radikale 
Veränderungen notwendig sind, um eine offene Zukunft 
zu erhalten, ist es sehr viel schwieriger, aus den alten Pfa-
den auszubrechen, um neue zu schaffen, als die bestehen-
den Gefüge mit allerlei Brückentechnologien zu verlängern. 
Ein echter Ausbruch aus dem material- und energieinten
siven Gehäuse der Modernität erfordert daher nicht weni-
ger als einen grundlegenden Paradigmenwechsel. Wer aber 
kann diesen anstoßen?

Gestaltungsziele und -verantwortungen lassen sich 
meines Erachtens am wirkungsvollsten klären, wenn Infra-
strukturpolitik als generationenübergreifende, zukunfts
offene, aber pfadbildende Investition aus überwiegend 
volkswirtschaftlichem Kapital präsentiert würde, deren 
Aufbau und Erhalt der Daseinsvorsorge aller dient und 
nicht den Interessen einzelner Akteure und Gruppen. So-
lange dies nicht geschieht, bestimmt jede weitere mühsam 
austarierte macht- und interessenabhängige Einzelent-
scheidung über Energie-, Verkehr-, Gesundheits- oder Bil-
dungssysteme, wie schnell die ökologischen, aber auch 
demokratischen Kipppunkte unumkehrbar erreicht sind.
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Soziale Infrastruktur erlebt derzeit eine bemerkenswerte 
Konjunktur. Das ist mehr als eine neue politische Mode, 
verweist aber noch nicht auf begriffliche Klarheit. Histo-
risch bezeichnete „Infrastruktur“ zunächst den Unterbau 
von Eisenbahnkonstruktionen. Noch im Verlauf des 20. 
Jahrhunderts weitete sich der Begriff zu einer scheinbar 
unpolitisch-technischen, tatsächlich aber politisch wirksa-
men Kategorie aus, die ausdrücklich auch soziale Belange 
umfasste und damit den späteren Begriff „soziale Infra-
struktur“ vorbereitete: staatliche Vorleistungen im Wirt-
schaftlichen wie im Sozialen sowie Leitvorstellungen der 
Integration von Raum, Zeit und Gesellschaft (van Laak 
1999). Eine deutlich jüngere und aktuelle internationale 
Debatte spricht gar von einem „rapid rise of social infra-
structure“ (Enneking/Custers/Engbersen 2025). Demnach 
gewinnt der Begriff „Soziale Infrastruktur“ heute in Wissen-
schaft, Politik und Öffentlichkeit an Prominenz, gerade 
weil er auf jene Voraussetzungen aufmerksam macht, die 
soziales Leben im Alltag tragen, ohne selbst immer sichtbar 
zu sein (Klinenberg 2018).

Der Reiz, aber auch die Herausforderung des Begriffs 
liegt in seiner Breite. Das Scoping Review von Enneking, 
Custers und Engbersen (2025) bündelt 100 empirische 
Studien und zeigt, dass soziale Infrastruktur in urbanen 
Kontexten öffentliche Institutionen, kommerzielle Orte, 
Freizeit- und Kultureinrichtungen, religiöse Orte, Transit
orte, aber auch digitale Infrastrukturen und mitunter auch 
Gruppen von Menschen umfassen kann. Ihre Funktionen 
reichen von Versorgung, Bildung und Care über Sozialität, 
Zugehörigkeit und kollektive Handlungsfähigkeit bis hin zu 
sozialer Kontrolle. Im Folgenden wird soziale Infrastruktur 
daher weder mit dem gesamten Sozialstaat gleichgesetzt 
noch auf einzelne Einrichtungen wie Schulen, Kitas oder 
Krankenhäuser verengt. Gemeint ist vielmehr der materi
elle, institutionelle und relationale Unterbau von Daseins-
vorsorge und Alltagsökonomie, der Bildung, Gesundheit, 
Pflege und Betreuung, Wohnraumversorgung, Kultur, Er-
holung, Mobilität und gesellschaftliche Teilhabe ermög- 
licht und praktisch organisiert.

Aus stadtplanerischer und stadtgestalterischer Pers-
pektive erscheint soziale Infrastruktur damit nicht als gege-
bener Bestand an Einrichtungen, sondern als relational 

hervorgebrachtes Gefüge aus Räumen, Institutionen, Prak-
tiken, Materialität und sozialen Erwartungen. Was als sozi
ale Infrastruktur gilt, ist weder selbstverständlich noch 
neutral, sondern Ergebnis politischer, planerischer und 
insbesondere alltagspraktischer Zuschreibungen. Gerade 
die Stadtplanung und der Städtebau sind an dieser Hervor-
bringung aktiv beteiligt: Sie entscheiden mit darüber, wel-
che Orte, Nutzungen und Praktiken überhaupt anerkannt, 
gesichert, finanziert und langfristig stabilisiert und damit 
zu Möglichkeitsräumen werden können. Zugleich prägen 
sie, ob unterschiedliche Rhythmen von Care – hier im Sinne 
von Sorge und Fürsorge, Bildung, Kultur, Begegnung und 
Alltag – räumlich tatsächlich koexistieren können. Räumli-
che Planung und Gestaltung beeinflussen damit nicht nur 
die Verteilung von Infrastruktur auf der Fläche und in Ge-
bäuden, sondern auch ihre zeitliche Anschlussfähigkeit, 
also ihre Fähigkeit, verschiedene Nutzungen, Routinen und 
Zeitbedarfe so aufeinander zu beziehen, dass Teilhabe im 
Alltag überhaupt ermöglicht und praktikabel wird (Angelo/
Hentschel 2015; Monstadt 2022; Addie/Glass/Nelles 2025).

Gerade hier rückt neben Raum auch der Faktor Zeit 
ins Zentrum des (Erkenntnis-)Interesses. Im jüngeren/ 
neueren Planungsdiskurs wird hervorgehoben, dass Pla-
nung nicht nur in der Zeit stattfindet, sondern selbst eine 
zutiefst zeitliche Praxis ist (Laurian/Inch 2019). Zeit er-
scheint dabei nicht als neutraler Hintergrund, sondern als 
sozial hervorgebrachte und politisch strukturierte Dimen-
sion (Bastian 2012), die sich im Zusammenspiel von Öff-
nungszeiten, Fahrplänen, Sorgeverpflichtungen, Verwal-
tungsfristen, Projektlaufzeiten, Wartungszyklen, institu- 
tionellen Routinen und alltäglichen Wegen materialisiert 
(Henckel 2018). Zunehmend findet auch der Begriff der 
Infrastrukturierung Verbreitung. Er beschreibt eine kon
tinuierliche Beziehungs- und Netzwerkarbeit, die soziale 
Organisation, moralische Ordnung und Technik untrenn-
bar miteinander verbindet. Forschende schlagen gar vor, 
generell von „Infrastrukturierung“ zu sprechen, um die im-
mensen, oft unsichtbaren Anstrengungen des Zusammen-
fügens und Erhaltens sichtbar zu machen, die hinter der 
scheinbaren Stabilität von Systemen verborgen sind (Nie-
wöhner 2014). 

Angela Million, Janet Merkel

SOZIALE INFRASTRUKTUR UNTER 
ZEITDRUCK
Zwischen Viertelstunde, Mehrfachnutzung und Notwendigkeit einer 
Raum-Zeit-Planung
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Soziale Infrastrukturierungen organisieren das Städti-
sche daher immer auch über Zeit. Sie strukturieren kon
tinuierlich, wer wann Zugang hat, welche Rhythmen un
terstützt werden, wo Wartezeiten entstehen, welche 
Nutzungen synchronisiert werden müssen und welche 
Gruppen dauerhaft auf Anpassung verwiesen bleiben. 
Stadtplanung und Städtebau greifen, gewollt oder unge-
wollt, in diese Zeitordnungen ein. Sie können unterschied-
liche Zeitregime sichtbar machen, räumlich vermitteln und 
in robustere Arrangements übersetzen – oder dominante 
Zeitvorstellungen verfestigen, indem sie auf standardisier-
te Nutzungsmodelle, enge Taktungen und monofunktio
nale Einrichtungen setzen (Chang/Matos Wunderlich/ 
Hutter et al. 2025). 

Soziale und mehrfach genutzte 
Infrastrukturierung in einer 
idealisierten Viertelstundenstadt
Gerade auf kommunaler Ebene lässt sich beobachten, wie 
stark soziale Infrastrukturierungen über Zeit in der Stadt
entwicklungsplanung derzeit bearbeitet werden. Zwei pla-
nerische und städtebauliche Leitbilder sind dabei be
sonders präsent: die Stadt der Viertelstunde, auch 
15-Minuten-Stadt genannt, und Strategien der Mehrfach-
nutzung. 

Die Stärke des Leitbildes der Stadt der Viertelstunde 
liegt darin, die Logik der kompakten Stadt um eine alltags-
bezogene und zeitlich konkretisierte Perspektive der wohn-
ortnahen Erreichbarkeit im Sinne einer Nahversorgung 
zu schärfen (Bibri/Krogstie/Kärrholm 2020; Pozoukidou/ 
Angelidou 2022). Als allgemeines Modell bleibt es jedoch 

in der realen Umsetzung begrenzt: Zugangsunterschiede, 
regionale Bedingungen und unterschiedliche Mobilitäts-
praktiken bleiben entscheidend (Schwarze/Spiekermann/
Bauer et al. 2025). Zudem folgt ein erheblicher Teil sozia- 
ler Infrastrukturierungen größeren Einzugsbereichen und 
lässt sich nicht sinnvoll auf Quartiersebene organisieren. 
Das betrifft etwa weiterführende Schulen und Bildungs-
campusprojekte (Coelen/Hemmerich/Jestädt et  al. 2022; 
Million/Coelen/Heinrich et  al. 2017) genauso wie spezia
lisierte Gesundheits- und Pflegeangebote, kulturelle Ein-
richtungen (Mager/Wagner 2022) oder religiöse Infra-
strukturen (Burchardt 2017) in einer diversen Stadt- 
gesellschaft. Für sie ist nicht die Viertelstunde, sondern oft 
eher eine abgestufte Logik aus gesamtstädtischer oder 
überörtlicher Erreichbarkeit und guter Verknüpfung ent-
scheidend.

Ebenso prominent sind in Kommunen Strategien der 
Mehrfachnutzung. In Anlehnung an Schröer (2019) be-
zeichnet Mehrfachnutzung die Inanspruchnahme ein und 
desselben Raums durch verschiedene Nutzungen oder 
Nutzer:innen; zentral sind dabei die zeitlichen Muster der 
Nutzung. Anders als Nutzungsmischung zielt Mehrfach
nutzung damit nicht primär auf die räumliche Verteilung 
verschiedener Funktionen im Quartier, sondern auf ihre 
sequenzielle oder parallele Organisation an einem konkre-
ten Ort. Gerade für Schulen, Sporthallen, Bibliotheken, 
Quartierszentren oder Kulturorte wird darin ein erheb
liches Potenzial gesehen, weil vorhandene Kapazitäten 
besser ausgelastet, monofunktionale Leerzeiten reduziert, 
Angebote gebündelt und Teilhabechancen verbessert wer-
den können. 
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Ein zukünftiges Beispiel adaptiver Mehrfachnutzung: Kultur, Bildung und soziale Angebote unter einem Dach.

Haus der Statistik Berlin, 2016 Haus der Statistik Berlin, 2022
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Diese Debatte wurde in der Verwaltung Berlins früh 
aufgegriffen und Mehrfachnutzung sozialer Infrastrukturen 
als räumliche und/oder zeitliche Organisation mehrerer 
Einrichtungen an einem gemeinsamen Standort gefasst 
(Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen 2019). Zugleich hat sich die Diskussion seit 2019 
deutlich verschoben: In Berliner und auch Hamburger 
Stadtentwicklungsdebatten wird in Bezug auf soziale Infra-
struktur nicht mehr das Ob, sondern das Wie betont. Es 
wird übereinstimmend festgehalten, dass Mehrfachnut-
zung erhöhte Koordination, ressortübergreifende Koope-
ration, klare Zuständigkeiten, Nutzungsvereinbarungen 
sowie tragfähige Finanzierungs- und Betriebsmodelle er-
fordert (Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Bauen und Wohnen 2024; Hamburger Behörde für Stadt
entwicklung und Wohnen 2024). Hinzu kommen zusätz
liche Betriebsaufwände, etwa für Aufsicht, Hausmeister-
dienste oder verlängerte Öffnungszeiten. Genau hier liegt 
ein zentrales kommunales Problem: Was planerisch plau
sibel erscheint, scheitert in der Praxis häufig nicht an der 
eigentlichen Planung, sondern am fehlenden institutionel-
len und finanziellen Unterbau – also an tragfähigen Model-
len für Bau, Umbau, Management und die Kosten des lau-
fenden Betriebs.

Diese Schwierigkeiten verschärfen sich durch die 
kommunalrechtliche Unterscheidung zwischen Pflichtauf-
gaben und freiwilligen Aufgaben: Pflichtaufgaben haben 
Vorrang, während freiwillige Leistungen angesichts der 
angespannten Finanzlage der Kommunen besonders unter 
Haushaltsdruck geraten. Während Bereiche der Jugend
hilfe (z. B. Kindertagesstätten, Hortbetreuung, Beratungs-
stellen) und der Bereich schulische Bildung zu den Pflicht-
aufgaben einer Kommune gehören, sind kulturelle Ein- 
richtungen wie Theater, Museen und Bibliotheken aus-
drücklich freiwillige Leistungen (Libbe/Köhler/Beckmann 
2010). Sichtbar wird damit auch, dass soziale Infrastruktur 
nicht einfach vorhanden ist, sondern politisch und plane-
risch unterschiedlich relevant gemacht wird: Manche An-
gebote gelten als unverzichtbare Daseinsvorsorge, andere 
– etwa kulturelle Infrastrukturen – bleiben trotz ihrer hohen 
sozialen Bedeutung prekärer und stärker rechtfertigungs-
bedürftig.

Kultur als soziale Infrastrukturierung unter 
(Raum-Zeit-)Druck
Kulturelle Infrastrukturen sind für eine relationale Raum-
Zeit-Planung besonders aufschlussreich, da kulturelle Orte 
mit Zeitmustern operieren, die sich strukturell oft von de-
nen anderer sozialer Infrastrukturen unterscheiden: Pro-
ben, Aufführungen, offene Werkstätten, kollektive An
eignungsprozesse oder niedrigschwellige Begegnungs- 
angebote folgen keiner standardisierten Taktung (Bing-
ham-Hall/Kaasa 2017). Sie brauchen Ungleichzeitigkeit, 
Leerstellen und zeitliche Offenheit – genau jene Qualitä- 
ten, die unter Auslastungslogiken als ineffizient erscheinen. 
Wer kulturelle Infrastruktur primär nach Belegungsquoten 
bewertet, entwertet damit nicht nur einzelne Angebote, 
sondern bestimmte Formen sozialer Zeit, und trifft damit 
eine Entscheidung über legitime Zeitordnungen, die selten 
als solche kenntlich gemacht werden (Sharma 2014).

Das berührt unmittelbar die Frage zeitlicher Gerech-
tigkeit (Henckel/Kramer 2019). Viele kulturelle Einrich
tungen, insbesondere soziokulturelle Zentren, Commu
nity-getragene Orte oder experimentelle Formate, er- 
möglichen Gruppen, deren Rhythmen im städtischen Alltag 
systematisch nachrangig behandelt werden, eigene Zeit-
praktiken sichtbar zu machen. Wer abends arbeitet, wer 
Sorgeverpflichtungen trägt, wer nicht im Erwerbsleben 
steht oder wessen kulturelle Praktiken außerhalb institu
tioneller Hauptströme liegen, ist darauf angewiesen, dass 
Orte existieren, die ihre Zeitbedarfe als legitim behandeln. 
Dass solche Orte institutionell besonders verletzlich sind, 
ist damit kein bloßes Finanzierungsproblem, sondern ver-
weist auf eine strukturelle Asymmetrie: Jene Infrastruk
turen, die zeitliche Vielfalt am stärksten ermöglichen, sind 
oft am schwächsten abgesichert (Mager 2014).

Für die Raum-Zeit-Planung im Kulturbereich folgt da-
raus, dass Mehrfachnutzung kein Selbstzweck sein kann. 
Wo kulturelle Orte unter dem Vorzeichen von Synergien 
mit anderen Einrichtungen zusammengelegt werden, ent-
stehen leicht Zeitkonflikte, die zulasten der institutionell 
schwächeren Nutzung gehen. Eine relationale Raum-Zeit-
Planung muss daher die Kompatibilität von Zeitregimen 
aktiv prüfen, bevor sie räumliche Bündelung empfiehlt: 
Welche Rhythmen vertragen sich, welche verdrängen sich 
wechselseitig, und welche institutionellen Arrangements 
sind nötig, damit zeitliche Offenheit strukturell gesichert 
bleibt – und nicht dem nächsten Haushaltsdruck weicht? 
Diese Fragen lassen sich nicht allein auf der Ebene von 
Flächenzuweisungen oder Nutzungsvereinbarungen be
antworten. Sie verlangen eine Planungspraxis, die Zeitlich-
keit nicht als Restgröße behandelt, sondern als eigenstän
dige Dimension sozialer Infrastrukturierung ernst nimmt.

Relationale Raum-Zeit-Planung
Aus dieser Perspektive wird soziale Infrastruktur zu einem 
Gegenstand relationaler Raum-Zeit-Planung (Henckel/ 
Kramer 2019), in welcher die zentrale planerische Frage 
nicht allein darauf zielt, wo Einrichtungen liegen oder wie 
Flächen mehrfach genutzt werden können. Sie muss auch 
hinterfragen, welche sozialen Infrastrukturierungen plane-
risch (und politisch) wertgeschätzt werden, welche Zei- 
ten als legitim gelten, welche Rhythmen unterstützt oder 
entwertet werden und wie Stadtplanung und Städtebau 
dazu beitragen können, unterschiedliche Zeitlichkeiten so 
aufeinander zu beziehen, dass Versorgung, Sorge, Begeg-
nung und Teilhabe im Alltag tatsächlich möglich werden. 

Die bisherige Forschung bleibt hinter diesem An-
spruch zurück. Empirische Studien zur Mehrfachnutzung 
sozialer Infrastrukturen konzentrieren sich bislang über-
wiegend auf Schulen, Sporthallen und Quartierszentren, 
die vergleichsweise klare Nutzungsprofile, geregelte Be-
triebszeiten und institutionell gesicherte Trägerstrukturen 
aufweisen. Wie Mehrfachnutzung unter Bedingungen wie 
zeitliche Offenheit, projektförmige Nutzung und preka
risierte Trägerschaft funktioniert oder scheitert, ist hin
gegen kaum systematisch untersucht. Ebenso fehlen ver-
gleichende Analysen dazu, welche Zeitkonflikte in gemischt 
genutzten Einrichtungen tatsächlich entstehen, wie sie im 
Allgemeinen aber beispielsweise auch in Bezug auf die 
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Viertelstundenstadt ausgehandelt werden und welche 
Gruppen dabei strukturell benachteiligt sind. Schließlich 
bleibt die Frage offen, mit welchen planerischen Instru-
menten zeitliche Vielfalt nicht nur konzeptionell aner- 
kannt, sondern praktisch gesichert werden kann – jenseits 
von Einzellösungen und projektbezogenen Pilotvorhaben. 
Eine relationale Raum-Zeit-Planung wäre auf genau diese 
empirischen Grundlagen angewiesen.
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Aus planungswissenschaftlicher Perspektive sind Rechen-
zentren eine noch vergleichsweise neuartige global ver-
netzte Telekommunikationsinfrastruktur. Sie konzentrie-
ren sich oftmals in Metropolregionen, weisen einen hohen 
Bedarf an Energie und Ressourcen auf und konkurrieren 
diesbezüglich mit regionalen Akteuren beispielsweise um 
Gewerbeflächen. Auch geopolitische Interessen – oftmals 
diskutiert in Debatten um digitale Souveränität (Pohle/
Thiel 2020; Rone 2023) – beeinflussen die räumliche Ma
terialität der Cloud; kurzum den Bau, Betrieb und die Re
gulation von Rechenzentren. Bast, Carr, Madron et  al. 
(2022) identifizieren vier Gründe für die wachsende 
Aufmerksamkeit, die Rechenzentren als Forschungsgegen-
stand entgegengebracht wird: 

	> sie sind in den Sozialwissenschaften und der Stadt- und 
Raumforschung kaum erforscht, 

	> sie repräsentieren eine noch wenig untersuchte mate
rielle Geographie der digitalen Welt, 

	> Digitalkonzerne expandieren in ihrer Rolle in der 
(städtischen) Infrastrukturentwicklung und 

	> Rechenzentren stellen neuartige Herausforderungen 
der urbanen Governance dar. 

Diesem Forschungsbedarf steht ein sehr dynami-
sches Wachstum von Rechenzentren gegenüber.

Wachstumsdynamiken
Prognosen zum Wachstum von Rechenzentren sind dyna-
misch, aber auch volatil. Laut Bitkom (2025) sollen sich 
die Rechenzentrumskapazitäten in Europa bis 2030 um 
rund 70 % erhöhen, was jedoch im Vergleich zu den in den 
USA prognostizierten 95.000 MW und ähnlichen großen 
Wachstumsraten in China weiterhin einen erheblichen 
Rückstand darstellt. In Deutschland sind derzeit rund 
2.000 Rechenzentren mit einer Gesamtanschlussleistung 
von 2.980 MW in Betrieb, die bis 2030 auf etwa 5.000 MW 
anwachsen soll. Besonders dynamisch entwickelt sich das 
KI-Segment, dessen Kapazität sich vervierfachen und dann 
40  % der Gesamtkapazitäten ausmachen dürfte (Bitkom 
2025: 5). Frankfurt Rhein-Main bliebe mit 745 MW instal-

lierter IT-Last und weiteren 542 MW im Bau zweitgrößter 
Rechenzentrumsmarkt Europas (GDA 2025). Für dieses 
Wachstum sind vor allem Colocation- und Hyperscale- 
Rechenzentren verantwortlich, weniger unternehmens
eigene Rechenzentren. Colocation-Rechenzentren bieten 
ihren Kunden im Grunde nur die Gebäudehülle, techni- 
sche Infrastruktur und entsprechende Dienstleistungen 
(Greene 2022). Die Server gehören i.  d.  R. den Kunden. 
Hyperscale-Rechenzentren sind deutlich größer und wer-
den von Firmen wie Microsoft oder Google gebaut und 
betrieben.

Planerische Herausforderungen 
Energieversorgung und Integration in Energie
infrastrukturen
Rechenzentren sind energieintensive Nutzungen. Dies stellt 
die Stromnetze in Metropolräumen mit hoher Rechen
zentrumsdichte vor Herausforderungen und resultiert 
beispielsweise in Frankfurt am Main in Engpässen bei 
Anschlusskapazitäten. Als Reaktion erfolgen Bodenpreis
steigerungen und massive Investitionen der Netzbetreiber. 
Allerdings decken sich Planungshorizonte nicht mit Bedar-
fen der Rechenzentrumsbranche. So gelten die Anschluss-
kapazitäten für neue Rechenzenten in Frankfurt bis 2030 
als verbraucht (IW Consult/Detecon 2025: 6).

Europäische und deutsche Regulierungen geben den 
Rechenzentren einen steigenden Anteil der Nutzung er
neuerbarer Energien vor (Energieeffizienzgesetz 2023). 
Libertson, Velkova und Palm (2021) werfen die Frage der 
Priorisierung bei Energieknappheit durch begrenzte Ver-
fügbarkeit erneuerbarer Energien und Netzanschlusska
pazitäten mithilfe des Konzepts „energy gentrification“ auf. 
Dies beschreibt Energie als gesellschaftliche Ressource, die 
bei unzureichendem Schutz durch kapitalstarke Akteure 
wie Rechenzentren monopolisiert werden kann, wodurch 
lokale Unternehmen und öffentliche Infrastrukturen im 
Wettbewerb um begrenzte Netzkapazitäten stehen.

Der Großteil des Energieverbrauchs von Rechenzen
tren entsteht durch die Kühlung der Server und wird letzt-
lich in Wärme umgewandelt. Das Energieeffizienzgesetz 
(EnEfG) verpflichtet Betreiber von Rechenzentren über 
die Einhaltung von Energieverbrauchseffizienzwerten (PUE 
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– Power Usage Effectiveness) und die Nutzung von Erneu-
erbaren hinaus dazu, Abwärme zu vermeiden oder wieder-
zuverwenden – sofern technisch möglich und wirtschaft-
lich zumutbar. Das Gesetz schreibt für neue Rechenzentren 
(Inbetriebnahme ab 01.07.2026) stufenweise steigende 
Anteile von 10 % (steigend auf 20 % ab 2028) Abwärme-
nutzung vor. Dies macht die Einspeisung in Fernwärme
netze zur naheliegendsten Erfüllungsoption. In vielen Fäl-
len kongruieren Wärmeangebot und Nachfrage aber nicht 
oder es gibt (noch) keine Anschlussmöglichkeiten. Zudem 
führen Temperaturdifferenzen von Wärmenetzen und der 
Abwärme von Rechenzentren zu Unwirtschaftlichkeit, da 
zusätzlich Wärmepumpen genutzt werden müssen, um die 
Temperatur der Wärmenetze zu erreichen.

Kommunale Widerstände und Flächenknappheit bzw. 
Konkurrenz
Neben Energie wird Boden zur knappen Ressource für Re-
chenzentren, denn der Bedarf an Flächen für Rechenzen
tren wächst rasant. Nach aktuellem Planungsrecht gelten 
Rechenzentren als nicht wesentlich störende Betriebe. Die 
Notstromaggregate erfordern bei entsprechender Größe 
eine immissionsschutzrechtliche Prüfung (Diller/Schnorr/
Czickus 2023). Aufgrund von Flächenbedarf, Größe und 
Bauart sind Rechenzentren vorwiegend in Gewerbe- und 
Industriegebieten angesiedelt. Einige ältere Rechenzentren 
befinden sich auch im Bestand außerhalb von Gewerbe
flächen. Gleichzeitig stoßen Großprojekte auf lokalen Wi-
derstand. In Groß-Gerau (Hessen) wurde Anfang 2026 
ein Entwicklungsvorhaben durch die Stadtverordneten
versammlung abgelehnt – u. a. wegen Bedenken zur lokalen 
Hitzebelastung und Terrorgefahr (Vogel 2026). Am Bei-
spiel der Provinz Nordholland zeigt Rone (2023), dass lo-
kale Widerstände gegen Rechenzentren die Notwendigkeit 
offenlegen, digitale Souveränität nicht nur als Frage natio-
nalstaatlicher Kontrolle über Infrastruktur zu verstehen, 
sondern als demokratischen lokalen Aushandlungsprozess, 
an dem Bürger:innen, Kommunen und Zivilgesellschaft auf 
allen Ebenen beteiligt werden müssen. 

Unklare lokal- und regionalökonomische Effekte
Die Frage der Akzeptanz von Rechenzentren steht auch in 
Verbindung mit unklaren lokal- und regionalökonomischen 
Effekten. Obwohl die Rechenzentrumsbranche insgesamt 
beachtliche Wachstumsraten verzeichnet – das Brutto
inlandsprodukt des Sektors hat sich in der Metropolregion 
Frankfurt Rhein-Main in den vergangenen fünf Jahren ver-
doppelt (IW Consult/Detecon 2025) –, bleibt der unmit
telbare regionalökonomische Nutzen für die Standort
kommunen offenbar vergleichsweise gering (ebd.). 
Rechenzentren schaffen im Verhältnis zur beanspruchten 
Fläche nur wenige hoch spezialisierte Arbeitsplätze (Regio-
nalverband Frankfurt Rhein-Main 2025). Die IW-Consult-
Studie belegt, dass jeder in Rechenzentren erwirtschaftete 
Euro durch Spillover-Effekte zusätzliche 51  Cent Wert-
schöpfung in anderen Branchen auslöst. Allerdings ist der 
steuerliche lokale Nutzen gering, weil nur etwa 10 % der 
generierten Einnahmen direkt bei den betroffenen Kom-
munen verbleiben. Insgesamt zeigt die Analyse somit eine 

Diskrepanz zwischen der hohen gesamtwirtschaftlichen 
Bedeutung der Rechenzentren und dem vergleichsweise 
geringen fiskalischen Vorteil vor Ort. 

Die Frage der Gewerbesteuereinnahmen ist in 
Deutschland komplex und im Fall internationaler Rechen-
zentrumsbetreiber abhängig von der konzerninternen Ge-
winnverteilung. Das Beispiel der Gemeinde Brieselang in 
Brandenburg verdeutlicht diese Problematik. Dort plant 
ein internationaler Konzern ein großes Rechenzentrum, 
doch die Bürgermeisterin musste einräumen, dass im städ-
tebaulichen Vertrag „keine feste Summe rechtlich festge-
legt werden konnte“ (Gemeinde Brieselang 2025). Als Ge-
genbeispiel gilt die Stadt Hattersheim am Main, in der ein 
Rechenzentrumsbetreiber seine EMEA-(Europe-Middle- 
East-Afrika)-Zentrale angesiedelt hat. Da die Zerlegung 
der Gewerbesteuer maßgeblich an die Arbeitslöhne am 
Betriebsstättenort gekoppelt ist (Neugebauer 2020), 
profitiert Hattersheim von den vergleichsweise höheren 
Gewerbesteuereinnahmen, die mit der Managementfunktion 
der Europazentrale verbunden sind. Über eine Änderung 
der Regulierung wurde bereits nachgedacht. So befassten 
sich die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bun-
destages mit der Frage, wie die gewerbesteuerliche Zer
legung für Rechenzentren reformiert werden könnte, um 
Standortkommunen stärker an der Wertschöpfung zu be-
teiligen (Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bun-
destages 2024).

Governance-Mismatch: Globale Infrastruktur, 
lokale Entscheidung
Ein zentrales Problem der Governance von Rechenzentren 
besteht in der Diskrepanz zwischen der Globalität digitaler 
Infrastrukturen, der lokalen Ebene, auf der Planungsent-
scheidungen getroffen werden, und der regionalen Ebene, 
auf der durch Agglomeration von Rechenzentren oder 
durch Großprojekte oftmals planerische Koordinations-
probleme entstehen. Nicht zuletzt verstärkt die Zielfor
mulierung im Mehrebenensystem dieses Problem: Wäh-
rend die Bundesregierung und die Europäische Union 
strategische Ziele für digitale Souveränität, die Förderung 
von KI-Fabriken und Klimaneutralität formulieren, liegt die 
Bauleitplanung bei den Kommunen, die immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung bei den Ländern, die Energie
netzplanung und die Vergabe von Anschlusskapazitäten bei 
den Übertragungs- und Verteilnetzbetreibern. Es fehlen 
Koordinationsmechanismen zwischen diesen Ebenen. Die-
ser mehrstufige Governance-Mismatch – zwischen globaler 
Kapitallogik und kommunaler Planungshoheit, zwischen 
nationaler Strategie und lokaler Umsetzung, zwischen 
Sektorpolitiken und räumlicher Integration – bildet den 
Kern der aktuellen Debatte um die räumliche Steuerung 
der Rechenzentrumsexpansion.

Die Entstehung von Governance-Regimen: 
Vom Moratorium zum Rahmenwerk?
Erste international vergleichende Betrachtungen der Go-
vernance von Rechenzentren in sechs Staaten (Singapur, 
Niederlande, Irland, Deutschland, USA, UK) identifizierten 
drei Governance-Typen (Soares/Yarime/Klemun 2024): 
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moratorium, adjustment und continuation. In drei Fällen 
gingen kurzfristige Unterbrechungen des Infrastruktur-
wachstums – etwa Genehmigungsstopps – den Politik
anpassungen voraus. Die Moratorien in Amsterdam, Singa-
pur und Irland unterscheiden sich in Auslöser und Verlauf, 
konvergieren aber in einem gemeinsamen Muster: der Ab-
lösung pauschaler Bausperren durch konditionierte Ge-
nehmigungsregime. 

Frankfurt am Main repräsentiert in der Typologie von 
Soares, Yarime und Klemun (2024) den Adjustment-Pfad 
– eine Politik der inkrementellen Anpassung ohne vorhe
riges Moratorium. Als größter Rechenzentrumsstandort 
Deutschlands und kontinentaleuropäischer Internetkno-
tenpunkt (DE-CIX – German Commercial Internet Ex
change) verfolgte Frankfurt keine Bausperre. Stattdessen 
beschloss die Stadtverordnetenversammlung 2022 ein 
Rechenzentrenkonzept (Stadt Frankfurt 2022). Grund da-
für war die Befürchtung, dass finanziell schwächere Unter-
nehmen verdrängt werden könnten. Ziel war es, die für den 
weiteren Bau von Rechenzentren infrage kommenden Flä-

chen durch drei Zonenkategorien zu begrenzen. Diese sind 
a) Vorranggebiete für Rechenzentren, b) Zonen, die als 
teilweise geeignete Gebiete für Rechenzentren definiert 
sind, und c) Ausschlussgebiete (Stadt Frankfurt 2022). 
Das Rechenzentrenkonzept muss bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen und folglich der Erteilung von Bauge
nehmigungen berücksichtigt werden. Somit stellt das Kon-
zept ein wirksames Instrument zur Steuerung der räum
lichen Entwicklung von Rechenzentren dar. Die Kommunen 
Hanau, Offenbach und Maintal folgten diesem planerischen 
Regulierungsweg Frankfurts. Frankfurt fehlt allerdings ein 
Steuerungsinstrument für die Kapazitätsbegrenzung, wie 
es Amsterdam (Baustopp), Singapur (Allokationsverfah-
ren) oder Irland (Netzanschlusspolitik) entwickelt haben.

Am 18. März 2026 legte die Bundesregierung die ers-
te nationale Rechenzentrumsstrategie vor. Das Bundesmi-
nisterium für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) 
formuliert darin das Ziel, die Gesamtkapazität deutscher 
Rechenzentren bis 2030 mindestens zu verdoppeln und die 
KI-spezifische Rechenleistung zu vervierfachen (BMDS 

Existente, geplante und im Bau befindliche Rechenzentren in der Region Frankfurt Rhein-Main und Kommunen mit Rechenzentrenkonzepten (gelb)
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2026). Diese Entwicklungen zeigen, dass die Governance 
von Rechenzentren an einem Wendepunkt steht. Die erste 
Phase – gekennzeichnet durch weitgehend unkonditionier-
te Entwicklung und nachholende Regulierung – weicht ei-
ner zweiten Phase, in der Rechenzentren als strategische, 
zugleich aber auch als potenziell problematische Infra-
struktur anerkannt werden. Die Herausforderung besteht 
darin, einen politischen Rahmen zu entwickeln, der digitale 
Souveränität, Energiesystemintegration, räumliche Ver-
träglichkeit und gesellschaftliche Akzeptanz gleichzeitig 
adressiert. Internationale Vergleiche legen nahe, dass eine 
proaktive, kriterienbasierte Standortplanung gegenüber 
reaktiven Moratorien aussichtsreicher ist, weil sie Pla-
nungssicherheit schafft, ohne jedoch den Zielkonflikt zwi-
schen Digitalisierung und Nachhaltigkeit aufzulösen.
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der im von Prof.  Dr.  Antje Matern und Dr.  Stefan 
Höffken geleiteten Ad-hoc-Arbeitskreis „Server und 
Rechenzentren als Infrastrukturen für die Digitalisie-
rung“ der ARL. In workshopgeleiteten Analysen so-
wie Dialogformaten werden Standortanforderun-
gen, räumliche Dynamiken und Nutzungskonflikte 
systematisch aufgearbeitet und in praxisrelevante 
Handlungsempfehlungen überführt, um einen Ori-
entierungsrahmen für eine nachhaltige, resiliente 
und raumverträgliche Entwicklung digitaler Infra-
strukturen im D-A-CH-Raum bereitzustellen. Der 
Ad-hoc-Arbeitskreis ist Teil der ARL-Mission „Zu-
kunftsfähige Infrastrukturen planen“. Die Ergebnisse 
werden Ende 2026 vorgelegt.
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Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, der schon 
mehr als vier Jahre andauert, stellt Europa vor enorme 
Herausforderungen. Wähnten wir uns bis vor einigen Jah-
ren in der relativen Sicherheit, Demokratie, Frieden und 
Freiheit seien in Europa selbstverständlich und gesichert, 
gelten heute andere Rahmenbedingungen. Die Bedro-
hungslage in mehreren Ländern Europas, auch in Deutsch-
land, ist heute wesentlich ernster. Verteidigungsfragen 
haben einen völlig neuen Stellenwert auf der politischen 
Agenda erhalten. Und auch im gesellschaftlichen Mitein
ander werden die Wahrscheinlichkeiten, Risiken und Kon-
sequenzen eines militärischen Engagements Deutschlands 
intensiv diskutiert. Zunehmend werden Verteidigungspo
litik und der Schutz vor hybriden Angriffen und militäri-
schen Konflikten auch in Deutschland wieder verstärkt als 
notwendige gesamtgesellschaftliche Aufgabe angesehen. 
Dabei wird deutlich, dass im militärischen und im zivilen 
Bereich umfangreiche Nachholbedarfe bestehen.

Die Bundesregierung hat 2023 die Nationale Sicher-
heitsstrategie angepasst. In ihr wird auf die neue Bedro-
hungslage eingegangen und es wird u. a. davon ausgegan-
gen, dass unsere kritischen Infrastrukturen gehäuft zum 
Ziel erheblicher hybrider Angriffe werden (und in der Rea-
lität ja bereits sind). Auch die Risiken terroristischer und 
extremistischer Angriffe sowie militärischer Konflikte auf 
NATO-Gebiet werden thematisiert und zum Anlass ver-
stärkter sicherheits- und verteidigungspolitischer Maß
nahmen genommen (Bundesregierung 2023: 12, 23). Dies 
hat eine stärkere Berücksichtigung der Belange der Bun-
deswehr zur Folge – nicht nur finanziell, sondern auch in 
Form eines größeren Bewusstseins in Staat, Verwaltung 
und Gesellschaft sowie einer größeren Bedeutung ihrer 
Belange in raumbezogenen Abwägungsentscheidungen. Es 
steht in den nächsten Jahren eine umfassende Aufwertung 
und Modernisierung der Bundeswehr an. Der damalige 
Bundeskanzler Olaf Scholz brachte dies in der Nationalen 
Sicherheitsstrategie wie folgt auf den Punkt: „Die Zeiten-
wende, die Russlands Angriffskrieg bedeutet, nehmen wir 
zum Anlass, um unsere Bundeswehr endlich angemessen 
auszurüsten“ (Bundesregierung 2023: 5). Bundesvertei
digungsminister Boris Pistorius forderte weitergehender 
im Juni 2024, Deutschland müsse kriegstüchtig werden 

(Deutscher Bundestag 2024). Und der derzeitige Bundes-
kanzler Friedrich Merz, fasste im September 2025 seine 
Einschätzung zur sicherheitspolitischen Lage in dem Satz 
„Wir sind nicht im Krieg, aber wir sind auch nicht mehr im 
Frieden“ (ZDF heute 2025) zusammen. 

Diese neuen Rahmenbedingungen beeinflussen auch 
Raumentwicklung und Raumordnung – sowohl die wissen-
schaftliche Agenda als auch das praktische Handeln in 
räumlicher Planung und Raumordnungspolitik. Gerade die 
Raumordnungspolitik mit ihrer Kernkompetenz für die Ge-
staltung räumlicher Entwicklungen auf allen Ebenen muss 
einen Beitrag dazu leisten, die räumlichen Strukturen und 
die raumbedeutsamen Infrastrukturen in Deutschland resi-
lienter und damit krisenfester zu machen. Dies impliziert, 
dass das Verständnis und das Konzept resilienter Raum- 
und Infrastrukturen einschließlich des Resilienzbegriffs 
überdacht und aktualisiert werden müssen.

Ad-hoc-Arbeitskreis der ARL
Anfang 2025 hat das Präsidium der ARL einen Ad-hoc- 
Arbeitskreis (AAK) ins Leben gerufen. Dieser sollte skiz
zieren, welchen Beitrag Raumordnung und Raumentwick-
lung zur Erhöhung der Resilienz räumlicher Strukturen 
leisten können – vor allem mit Blick auf die Vorsorge gegen 
die Auswirkungen von Sabotage und einem möglichen 
bewaffneten Konflikt sowie auf die Verstärkung der Lan
des- und Bündnisverteidigung. Der AAK wurde von Prof. 
Dr. János Brenner (ehemals Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen) angeregt, der zu-
sammen mit Prof.  Dr.  Detlef Kurth (RPTU Kaiserslau-
tern-Landau) die Leitung übernahm. Der AAK war inter- 
und transdisziplinär mit Fachleuten aus Universitäten, aus 
der Planungspraxis, der Landesplanung und dem Bundes
institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) be-
setzt. Mitglieder waren zudem eine Expertin aus dem Bun-
desamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) und ein Experte aus dem Bundesamt für Infrastruk-
tur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(BAIUDBw), die die wichtigen Belange von Bevölkerungs-
schutz sowie der Landes- und Bündnisverteidigung „aus 
erster Hand“ einbrachten. Die Verfasser dieses Beitrags 
waren seitens der ARL Teil der Lenkungsgruppe.

Axel Priebs, Andreas Klee

RESILIENTE RAUM- UND 
INFRASTRUKTUREN
Raumordnung und Raumentwicklung stärken Landes- und 
Bündnisverteidigung sowie Bevölkerungsschutz
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Ende 2025 hat der AAK seine Ergebnisse in einem 
„Positionspapier aus der ARL“ vorgelegt (ARL 2025). Im 
Positionspapier Nr. 160 wird aufgezeigt, 

	> wie wichtig die Sicherung und Stärkung resilienter 
Raumstrukturen durch Raumordnung und Raument-
wicklung ist; dies gilt insbesondere zur Vorsorge gegen-
über den Auswirkungen von Sabotage und einem mög
lichen bewaffneten Konflikt,

	> dass sowohl die bereits jetzt möglichen Aktivitäten auf 
den Ebenen der Bundesraumordnung, der Landespla-
nung und der Regionalplanung intensiviert und künftige 
Handlungsmöglichkeiten verbessert werden müssen,

	> wie die Prinzipien der räumlichen Resilienz systematisch 
in das Planungsinstrumentarium integriert und in der 
Planungspraxis angewendet werden können; dies gilt 
insbesondere für Prinzipien wie Redundanz, Flexibilität 
und Robustheit,

	> welche Synergien mit anderen Strategien und Politiken 
zur Bewältigung weiterer Krisen und Herausforderun-
gen bestehen, insbesondere zu Klimawandel, extremis
tischen und terroristischen Anschlägen und Pandemien.

Zwei wichtige Punkte sollen nachfolgend exempla-
risch ausgeführt werden: die Notwendigkeit, das Resilienz-
verständnis in Politik, Planung und Gesellschaft zu stärken 
und zu schärfen, sowie die Möglichkeiten von Raumord-
nung und Raumentwicklung, die Belange von Bevölke-
rungsschutz sowie Landes- und Bündnisverteidigung nach-
haltig zu unterstützen.

Stärkung und Schärfung von Resilienz 
Unter räumlicher Resilienz wird verstanden, dass die Sied-
lungs- und Infrastruktur zugleich robust, anpassungsfähig 
und veränderbar ist. Dies impliziert die Fähigkeit, krisen
hafte Ereignisse zu antizipieren und sie überstehen zu kön-
nen bzw. sich flexibel daran anzupassen und Funktions
fähigkeiten zu erhalten. Dazu müssen Raumstrukturen 
belastbar und anpassungsfähig gestaltet sein (MKRO 
2021). Das Raumordnungsgesetz enthält bislang nicht 
den Begriff der Resilienz. Es gibt jedoch vor, dass Vorsorge 
für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raums zu tref-
fen ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 ROG), sowie dem Schutz kritischer 
Infrastrukturen (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG) und den 
räumlichen Erfordernissen der Verteidigung und des Zivil-
schutzes (§ 2 Abs. 2 Nr. 7 ROG) Rechnung zu tragen ist. 
Zur Erfüllung dieser gesetzlichen Aufträge ist eine Risiko
betrachtung erforderlich, das heißt eine Vorsorge gegen 
Gefahren in Kombination mit der Abschätzung des poten-
ziellen Schadens, der die Resilienz des Systems beein- 
trächtigen kann (Birkmann 2018). Daraus folgt, dass auch 
der Begriff der Resilienz künftig unmittelbar im Raumord-
nungsgesetz, insbesondere in den Grundsätzen des § 2 
ROG oder gar in der Leitvorstellung des § 1 Abs. 2 ROG 
neben der Nachhaltigkeit verankert werden sollte. Resilienz 
bezieht sich damit sowohl auf Naturkatastrophen als auch 
auf die Belange der Landes- und Bündnisverteidigung so-
wie des Bevölkerungsschutzes.

Resilienz ist als querschnittsorientierte Daueraufgabe 
und Leitprinzip in der Raumentwicklung zu verstehen. Pla-
nungsstrategien für eine resiliente räumliche Entwicklung 
beziehen sich in erster Linie auf eine Reduktion der Expo
sition kritischer Infrastrukturen, das Schaffen von Redun-
danzen sowie auf eine Steigerung der Robustheit vorhan-
dener oder geplanter Standorte und Netze (BBSR 2024). 
Darüber hinaus empfiehlt der Ad-hoc-Arbeitskreis, dass in 
der Raumordnung künftig stärker Lern- und Reflexions
prozesse sowie Anpassungs- und Transformationsprozesse 
berücksichtigt werden sollten. Dies könnte beispielsweise 
durch die Berücksichtigung von Krisenerfahrungen und das 
aktive Einbeziehen krisenrelevanter Akteure geschehen. 
Um Risiko- und Krisenwissen aufzubauen, Krisenerfahrun-
gen systematisch zu nutzen sowie szenariobasiert und agil 
zu planen, sind neue Formate der Wissensgenerierung, der 
Verfahrensstrukturierung und der Zusammenarbeit mit 
krisenrelevanten Stakeholdern notwendig.

Instrumente der Raumordnung und 
Raumentwicklung
Das Raumordnungsgesetz enthält die genannten Aufträge, 
die für die Raumordnung und damit auch die Landes- und 
Regionalplanung unmittelbar verpflichtend sind. Es stellt 
sich aber die Frage, wie die Raumordnung diese Aufträge 
erfüllen kann und welche Instrumente ihr zur Verfügung 
stehen, um gezielt die Resilienz der Raum- und Infrastruk
turen zu erhöhen. Betrachtet man die Kernaufgaben und 
-kompetenzen der Raumordnung, so stehen an erster 
Stelle: 

	> die überfachliche Abstimmung der Raumnutzungs- und 
Flächenkonkurrenzen,

	> die Förderung und Sicherung dezentraler Siedlungs- und 
Versorgungsstrukturen, unterstützt durch das prägende 
Leitbild der dezentralen Konzentration sowie

	> die Festlegung von Vorrängen zur Raumnutzung und für 
Infrastrukturen (Flächen, Trassen, Standorte).

Dazu verfügt die Raumordnung über eine Reihe ge-
eigneter Instrumente, an erster Stelle die verbindlichen 
Raumordnungspläne mit Text und Plankarte. Dort enthal
tene Ziele der Raumordnung entfalten weitreichende An-
passungspflichten der kommunalen Bauleitplanung und 
der Fachplanungen. Außerdem verfügt die Raumordnung 
bezüglich neuer Vorhaben und Planungen über ein struktu-
riertes und zeitlich straffes Prüfverfahren für die Raum
verträglichkeit. Aber auch die informellen Instrumente der 
Raumentwicklung sind von großer Bedeutung.

Die bestehende Siedlungsstruktur Deutschlands mit 
ihren dezentralen Schwerpunkten von Siedlung, Arbeits-
plätzen und Versorgung auch in mittleren und kleineren 
Siedlungen (Mittel- und Grundzentren) trägt mit ihrer 
Redundanz bereits zur Resilienz bei – dies reicht im Krisen-
fall aber nicht aus. In den Ergebnissen des vom BBSR be
gleiteten Modellvorhabens der Raumordnung (MORO) 
„Krisenfeste Raum- und Infrastrukturen durch zentralört
liche Konzepte“ wird deutlich darauf hingewiesen, dass 
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Zentrale Orte auf den Normalfall, nicht aber auf den Krisen-
fall ausgerichtet sind (BBSR 2024). Es ist deswegen erfor-
derlich, die Resilienz in der Daseinsvorsorge über die Wei-
terentwicklung des Zentrale-Orte-Systems zu erhöhen, 
weil die Mittel- und Grundzentren als Leistungsträger des 
Zentrale-Orte-Systems in der Fläche auch im Krisenfall 
Garanten einer dezentralen Versorgung sind. Daraus resul-
tieren klare Empfehlungen, nämlich die Exposition der zen-
tralörtlichen Einrichtungen zu reduzieren (durch besseren 
Schutz ihrer Standorte vor Gefahren, indem der Exposi
tionsbereich verringert oder die Einrichtung außerhalb des 
Gefahrenbereichs neu aufgebaut wird), die Redundanz von 
Raum- und Siedlungsstrukturen zu erhöhen (indem zusätz-
liche Standorte für einzelne zentralörtlich bedeutsame 
Infrastrukturen außerhalb von Gefahrenbereichen neu ge-
schaffen werden) und deren Robustheit zu stärken (durch 
Maßnahmen der Bauvorsorge, z. B. hochwasserangepass-
tes Bauen).

Der AAK hat Empfehlungen zur Resilienzsteigerung 
mit den Instrumenten der Raumordnung sowohl für die Be-
darfe des Bevölkerungsschutzes als auch der Landes- und 
Bündnisverteidigung erarbeitet. Neben der Stärkung der 
dezentralen Raum- und Siedlungsstrukturen werden im 
Positionspapier die raumbedeutsamen kritischen Infra-
strukturen mit besonderer Schutzwürdigkeit, wie überre
gionale Verkehrsachsen und Brücken, aber auch Einrich-
tungen der Energie- und Wasserversorgung sowie Kran- 
kenhäuser, betont. Ebenso wichtig sind die Sicherung und 
der Ausbau von Trassen und Standorten, insbesondere 
hinsichtlich ihrer Redundanz. 

Bei den Festlegungen zur direkten Unterstützung 
militärischer Belange geht es wie schon bisher um die Si-
cherung bestehender oder geplanter Flächen für militä
rische Nutzungen und die zivile Verteidigung, darüber 
hinaus aber auch um die Wiederherstellung früherer Ein-
richtungen der Landesverteidigung. Auch die Wiederbe
lebung von Standorten ist angesichts der geplanten Ver-
größerung der Personalstärke der Bundeswehr von hoher 
raumordnerischer Relevanz. Zudem werden in den Regio-
nalplänen bei der Festlegung von Windenergiestandorten 
die Hubschrauber-Tiefflugstrecken berücksichtigt.

Als mögliche neue Beiträge der Raumordnung sind 
Festlegungen von Sammel- und Aufmarschräumen (z.  B. 
die sogenannten convoy support centres) zu nennen, die 
sich nicht zuletzt aus der Bedeutung Deutschlands als 
Transit- und Gastland von alliierten Truppen ergeben. Fer-
ner sind Evakuierungsräume zu nennen, in denen Men-
schen aus gefährdeten oder zerstörten Siedlungsbereichen 
evakuiert werden können, und die eine besondere Anbin-
dung und Infrastruktur benötigen. Bei den Festlegungen/
Empfehlungen zur Sicherung raumbedeutsamer ziviler In- 
frastruktur von militärischem Interesse geht es um Stra-
ßenverkehrsanlagen, aber auch um Bahnstrecken und Ei-
senbahnverladeanlagen. Im Sinne von Redundanz, aber 
auch aus strategischen Gründen können auch stillgelegte 
Bahntrassen für eine Reaktivierung infrage kommen. Wei-©
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Stromtrasse – wesentliches Element der kritischen Infrastrukturen

Brücken brauchen 
Redundanzen
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tere Anlagen von militärischem Interesse sind Wasser- 
und Schifffahrtsanlagen, u. a. Pionier-Flussübergänge, so-
wie Ausweichflugplätze und Notlandeplätze.

Der Ad-hoc-Arbeitskreis empfiehlt, künftig die Be
darfe des Bevölkerungsschutzes sowie der Landes- und 
Bündnisverteidigung verstärkt in die Raumordnungspläne 
einzuarbeiten. Um diesbezüglich Erfahrungen zu sammeln, 
wird ein Pilotprojekt der Landes- und Regionalplanung 
empfohlen. An den Bund richtet sich die Empfehlung, das 
Raumordnungsgesetz zu ändern und die resiliente Raum
entwicklung als Grundsatz der Raumordnung aufzuneh-
men. Auch sollte dort die Ermächtigung für einen bundes-
weiten und länderübergreifenden Raumordnungsplan zur 
Landes- und Bündnisverteidigung aufgenommen werden. 
An die Raumentwicklungsministerkonferenz, in der Bund 
und Länder vertreten sind, richtet sich die Empfehlung, die 
Handlungsbedarfe bezüglich resilienter Raumstrukturen 
zu beraten und einen Beschluss im Sinne einer beschleunig-
ten Umsetzung der neuen Erfordernisse zu fassen. Auch 
eine Ergänzung der „Leitbilder und Handlungsstrategien 
für die Raumentwicklung in Deutschland“ um Risiko- und 
Resilienzaspekte wird angeraten.

Außerdem wird empfohlen, die Schnittstellen zwi-
schen kommunaler und überörtlicher Planung zu stärken, 
da diese Themen spezifisch auf allen Planungsebenen ge-
dacht werden müssen. Die Belange zur Resilienzsteigerung 
des Bevölkerungsschutzes sowie der Landes- und Bündnis-
verteidigung müssen auch im Baugesetzbuch und in den 
Bauordnungen stärker berücksichtigt werden – insbeson-
dere im Sanierungsrecht bestehen hier neue Optionen. 
Das Memorandum „Urbane Resilienz“ der Bundesregierung 
von 2021 muss um diese Aspekte ergänzt werden, um Risi-
koanalysen und Resilienzkriterien in den Planungsinstru-
menten insgesamt zu stärken.

Diskussions- und Klärungsbedarfe
Es wurden vom Ad-hoc-Arbeitskreis aber auch einige wich-
tige Diskussions- und Klärungsbedarfe identifiziert. 

Eine zentrale Frage ist die Geheimhaltung, etwa bei 
der raumordnerischen Sicherung von kritischen Infrastruk-
turen. Zu diskutieren wäre eine Planung „auf zwei Ebenen“, 
um mit dem Zielkonflikt zwischen dem Grundsatz der 
Transparenz einerseits und der Geheimhaltung bestimm- 
ter Informationen andererseits umzugehen. Konkret stellt 
sich die Frage, wie mit Darstellungen in den Plankarten 
umzugehen ist, ob z.  B. eine Sicherung in der Plankarte 
durch eine neutrale Kennzeichnung als „Sperrgebiet“ aus-
reichend ist, ob andere Signaturen erforderlich sind oder 
ob diese Festlegungen in eine nicht öffentliche Planebene 
zu verschieben sind. Vorgeschlagen wird auch eine ver-
stärkte Nutzung des Raumordnungskatasters als zentrale 
Informationsbasis für zivile und militärische Dienststellen, 
wobei auch hier über einen nicht öffentlichen Teil nach- 
zudenken ist.

Die räumlichen Erfordernisse des Bevölkerungs-
schutzes und der Landes- und Bündnisverteidigung sind 
zweifelsohne herausragende öffentliche Belange. Grund-
sätzlich sollten sie gesetzlich auch so definiert werden. 
Allerdings ist die Entwicklung der sich sprunghaft mehren-
den herausragenden öffentlichen Belange in der Raumord-
nung kritisch zu sehen, weil diese sich möglicherweise ge-
genseitig aufheben bzw. blockieren. 

Eine neue Grundsatzfrage ergibt sich schließlich dar-
aus, wie künftig mit der Bündelung von Infrastrukturen 
umzugehen ist. Einerseits ist die Bündelung von Infrastruk-
turen, z. B. in Form von mehreren Verkehrs- und Leitungs-
trassen, zur Begrenzung der Flächeninanspruchnahme und 
der Zerschneidungseffekte weiterhin sinnvoll. Auf der an-
deren Seite steigt damit aber auch die Vulnerabilität dieser 
Infrastrukturen im Sabotage- oder Konfliktfall. Die ARL 
wird diese Fragen mit den zuständigen öffentlichen Pla-
nungsinstitutionen und den Berufsverbänden der Planung 
weiter diskutieren.
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Die Hubschrauber-Tiefflugstrecken der Bundeswehr werden in den 
Regionalplänen berücksichtigt

Bei zerstörten Brücken helfen vorbereitete Ersatzübergänge, hier an 
der Weser
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Ausblick
Inzwischen konnte die ARL die Ergebnisse des Ad-hoc- 
Arbeitskreises auch in die Gremien der Raumentwicklungs-
ministerkonferenz (RMK) einbringen. Da die ARL einen 
ständigen Sitz als Gast im Hauptausschuss der RMK hat, 
konnte der ARL-Präsident die Ergebnisse dort vortragen. 
Daraufhin wurde er auch gebeten, die Ergebnisse direkt 
in der Ministerkonferenz, die am 27.  November 2025 in 
Bremen tagte, zu präsentieren – ein zentraler Meilenstein 
für die ARL in der Erfüllung ihrer Aufgabe der wissenschaft-
lichen Politikberatung. 

Die RMK hat eine eigene Ad-hoc-AG „Resiliente 
Raum- und Infrastrukturen“ eingesetzt, die federführend 
vom derzeitigen RMK-Vorsitzland Bremen koordiniert wird. 
Auch von dieser Seite wurde die ARL um fachliche Mitwir-
kung gebeten.

Das Präsidium der ARL hat daher beschlossen, ihre 
Arbeit an dem Thema zu intensivieren, und wird in Kürze 
einen Call für einen neuen dreijährigen Arbeitskreis zum 
Thema veröffentlichen.
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Kommunen stehen mit einem negativen Finanzierungs
saldo von aktuell −31,9  Mrd.  Euro vor enormen Heraus
forderungen. Betroffen sind hiervon nicht nur struktur-
schwache Kommunen – auch wenn sich hier u. a. aufgrund 
von hohen Altschulden und steigenden Zinssätzen die 
Probleme potenzieren – sondern auch vormals relativ gut 
gestellte Kommunen. Sie alle stehen vor finanziellen 
Schwierigkeiten aufgrund steigender Ausgaben, geringerer 
Einnahmen sowie neuen (zusätzlichen) Aufgaben. Dem-
entsprechend werden nicht nur Neuinvestitionen in Infra-
strukturen erschwert, sondern auch die Bestandssiche-
rung und der Erhalt kommunaler Infrastruktur. Das gilt 
sowohl in Hinblick auf die Quantität, aber auch auf die 
Qualität. Dies erscheint angesichts der zunehmenden Un-
zufriedenheit der Bevölkerung mit und des abnehmenden 
Vertrauens in staatliche Institutionen jedoch als besonders 
problematisch, da sich vor Ort die Lebensqualität und die 
Sicherung von Teilhabe entscheiden. 

Der folgende Beitrag argumentiert, dass eine Stär-
kung der Daseinsvorsorge nicht nur eine Frage des Um-
fangs, sondern vor allem ihrer institutionellen und finan
ziellen Ausgestaltung ist – und dass für Kommunen und den 
dauerhaften Erhalt bestehender Infrastrukturen eine ver-
lässlichere Finanzierungsbasis sichergestellt werden muss. 

Kommunale Daseinsvorsorge zur Sicherung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse
Daseinsvorsorge umfasst Dienstleistungen von beson
derem öffentlichen Interesse (Einig 2009: 39). Angebote 
der technischen Infrastruktur, wie die Versorgung mit 
Energie, Wasser, Abfall- und Abwasserentsorgung sowie 
Nah-, Fernverkehr und Telekommunikation fallen genauso 
darunter wie Angebote der sozialen Infrastruktur, z. B. Ge-
sundheits- und Pflegedienste, Kinderbetreuung, Schulen 
und Kulturangebote. Das Konzept der Daseinsvorsorge 
geht zurück auf den Staatsrechtler Ernst Forsthoff, der 
diesen Begriff in den 1920er-Jahren geprägt hat. Verant-
wortlich für die Bereitstellung der Daseinsvorsorge ist 
hiernach der Staat. Daseinsvorsorge wird demnach einsei-
tig durch den Staat gewährt bzw. durch die Verwaltung 
sichergestellt (Neu 2009: 10). Bis heute ist die Bereit

stellung der flächendeckenden Daseinsvorsorge eng ver-
knüpft mit der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, 
also der Sicherung der räumlichen Teilhabe.

Dabei weist Daseinsvorsorge grundsätzlich eine ega
lisierende Tendenz auf. Infrastrukturen können soziale 
Ungleichheiten abmildern, indem sie allen Bevölkerungs-
gruppen Zugang zu grundlegenden Leistungen und Teil
habemöglichkeiten eröffnen. Ob diese progressive Vertei-
lungswirkung tatsächlich eintritt, hängt jedoch maßgeb- 
lich von der konkreten Ausgestaltung ab – insbesondere 
von Finanzierungs-, Zugangs- und Organisationsmodellen. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, unter welchen 
Bedingungen Daseinsvorsorge tatsächlich zu mehr sozialer 
Gerechtigkeit beitragen kann. Ein anschauliches Beispiel 
für eine Infrastruktur mit breiter und tendenziell progres
siver Verteilungswirkung sind öffentliche Schwimmbäder: 
Sie werden von unterschiedlichen sozialen Gruppen ge-
nutzt. Kulturelle Infrastrukturen wie Museen, Bibliotheken 
oder Veranstaltungen werden dagegen vor allem von höher 
gebildeten und einkommensstärkeren Gruppen genutzt 
(Bourdieu 1982; Institut für Museumskunde 2018; Schulze 
1992; Kirchberg/Tröndle 2015). Ähnliches gilt für gemein-
schaftlich organisierte Angebote wie Workshops, Bürger-
foren oder Bildungsformate, die ebenfalls überpropor
tional vom Bildungsbürgertum wahrgenommen werden 
(Keuchel 2019).

Herausforderungen kommunaler 
Daseinsvorsorge
Die Kommunen stehen seit Ausbruch der Corona-Epidemie 
2020 vor großen Herausforderungen. Während geringe- 
re Einnahmen und höhere Ausgaben der Kommunen zwi-
schen 2020 und 2022 durch den Bund kompensiert wer- 
den konnten, ist der Finanzierungssaldo seit 2023 wieder 
negativ. 2025 wiesen die Kommunen einen neuen Negativ-
rekord auf, wie in Abbildung 1 deutlich wird: der Finan
zierungssaldo lag bei −31,9 Mrd. Euro. Aber auch auf Bun-
desebene ist der Finanzierungssaldo wieder weiter von 
rund −50 Mrd. Euro auf −85,4 Mrd. Euro gefallen. Lediglich 
die Länder weisen einen geringer defizitären Finanzie
rungssaldo von −8,9 Mrd. Euro auf. 

Elke Dahlbeck, Stefan Gärtner

INFRASTRUKTURFINANZIERUNG
Wie lassen sich Infrastrukturen effizient und nachhaltig finanzieren 
und was erfordert das für Kommunen? 
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Ursache für die schwierige Haushaltssituation der 
Kommunen sind insbesondere steigende Personal- und 
Sozialausgaben (vgl. Abb. 2). So sind die Personalaus- 
gaben von 48,2 Mrd. Euro auf 88,1 Mrd. Euro angestiegen; 
ein Wachstum von 62,9 % zwischen 2012 und 2024. Und 
auch die Sozialausgaben sind um 58,1 % von 44,7 Mrd. Euro 
auf 84,5 Mrd. Euro angestiegen. Einsparpotenziale bei die-
sen Ausgaben sind bei den Kommunen so gut wie nicht 
möglich, denn ein Großteil der anfallenden Sozialausgaben 
sind Transferausgaben, die durch Aufgaben von Bund und 
Ländern vorgegeben werden. 

Im gleichen Zeitraum haben sich die Investitions- 
sachausgaben mehr als verdoppelt: von 19,7 Mrd. Euro auf 
44,5 Mrd. Euro. Insbesondere seit 2021 lässt sich ein An-
stieg für Investitionssachausgaben beobachten. 

Allerdings zeigt sich eine hohe regionale Disparität 
bei den Sachinvestitionen, wie Abbildung 3 veranschau-
licht: Dort, wo die Sozialausgaben besonders hoch sind, 
sind die Investitionen signifikant geringer, wie am Beispiel 
der 53 Kreise (inkl. Gemeinden) und kreisfreien Städte 
Nordrhein-Westfalens sichtbar wird. Mit einem Korrela
tionskoeffizienten von −0,495 gibt es hier einen signifikan-
ten negativen Zusammenhang. Den betroffenen Kommu-
nen fehlen schlicht die freien Mittel für Sachinvestitionen. 
Besonders stark verschuldete Kommunen mit einer hohen 
Sozialausgabenlast können oftmals nur noch durch Bund 
und Länder bereitgestellte und zweckgebundene Investi
tionsmittel in Sachaufwendungen investieren (Junkern-
heinrich 2026: 666).

Dabei dominiert bei vielen Investitionen eine projekt-
förmige Logik, die stark durch Förderprogramme und 
Wettbewerbe von EU, Bund und Ländern geprägt ist. Diese 
begünstigt investive Maßnahmen und damit den Neubau. 
Eine große Herausforderung für Kommunen liegt jedoch 
nicht nur bei den neu zu tätigenden Investitionen, sondern 
viele Kommunen geben an, bereits bei der Instandhaltung 
bestehender Infrastruktur vor finanziellen Herausforde-
rungen zu stehen. Rund 19 % der im Rahmen des KfW-Kom-
munalpanels 2025 befragten Kommunen gaben an, in den 
letzten fünf Jahren den Unterhalt der Infrastruktur vor Ort 
nur im geringen Umfang oder gar nicht mehr leisten zu kön-
nen. Dies gilt vor allem für kleinere Kommunen (2.000 – 
5.000 EinwohnerInnen). Besonders wenig wurde dabei in 
die Instandhaltung der Infrastrukturbereiche „Straßen und 
Verkehr“, „öffentliche Verwaltungsgebäude“ sowie „Kul-
tur- und Sportstätten“ investiert, während die Bildungsinf-
rastrukturen „Schul- und Kitagebäude“ verstärkt adressiert 
wurden. Die rasante Verschlechterung der kommunalen 
Haushaltslage in den letzten Jahren zeigt sich auch darin, 
dass 2020 lediglich 13 % der Kommunen angaben, Schwie-
rigkeiten zu haben, den Bestand ihrer Infrastruktur instand 
zu halten (Raffer/Scheller/von Zahn 2025: 76 f.). 
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Abb. 1: Entwicklung der Finanzierungssalden in Mrd. Euro (Kern- und Extrahaushalte) von Bund, Ländern und Kommunen 2012 – 2025
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Abb. 2: Entwicklung von Personal-, Sozial- und Sachinvestitionsausgaben in Mrd. Euro von Kommunen (Kernhaushalte ohne Stadtstaaten 
2012 – 2024)
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Abb. 3: Korrelation: Bruttosozialausgaben und Sachinvestitionen in Euro je EinwohnerIn der kreisfreien Städte sowie der Kreise (inkl. Gemeinden) 
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Neujustierung kommunaler Finanzen
Eine Neujustierung der kommunalen Finanzen könnte vier 
zentrale Bestandteile umfassen:

1.	Entlastung bei den Sozialtransferausgaben
Hohe Sozialausgaben sind regional sehr unterschiedlich 
ausgeprägt und fallen insbesondere in (strukturschwa-
chen) städtischen Kommunen an. Eine Entlastung der 
Kommunen durch eine stärkere Beteiligung von Bund und 
Ländern könnte die starken regionalen Unterschiede etwas 
nivellieren. So hat die Erhöhung der Bundesbeteiligung von 
rund 50  % auf etwa 74  % an den Kosten der Unterkunft 
bei vielen Kämmerern zu einer spürbaren Entlastung und 
dauerhaften Planungssicherheit geführt (Dahlbeck/Flögel 
2022). 

2.	Stärkung des kommunalen Finanzausgleichs 
Anstelle der projektförmigen Förderprogrammlogik von 
EU, Bund und Ländern sollten über den kommunalen 
Finanzausgleich mehr finanzielle Mittel dauerhaft bereit
gestellt werden und die Finanzausgleichsmasse, also die 
Mittel, die durch die Länder in den kommunalen Finanz
ausgleich fließen, erhöht werden. Eine Stärkung des hori-
zontalen und vertikalen Finanzausgleichs hätte den Vorteil, 
dass unterschiedliche Ausgangslagen differenziert(er) be-
rücksichtigt werden könnten („Ungleiches ungleich behan-
deln“) und damit das Ziel gleichwertiger Lebensverhält
nisse gestärkt würde. Zugleich würde dies die kommunale 
Selbstverwaltung im Sinne ihrer verfassungsrechtlichen 
Garantie substanziell stärken.

3.	Längerfristige, themengebundene Zuweisungen
Ergänzend dazu sollte die Umsetzung bestimmter politi-
scher Ziele durch längerfristige, themengebundene Zu
weisungen unterstützt werden. Dies gilt insbesondere für 
die ökologische Transformation, etwa im Bereich kommu-
naler Dienstleistungen der Daseinsvorsorge, die vor Ort 
sowohl ökologische Effekte erzielen als auch zur sozialen 
Ausgleichsfunktion beitragen können (z.  B. im Sinne der 
15-Minuten-Stadt).

Darüber hinaus sollten interkommunale Koopera
tionen finanziell gezielt gefördert werden, sofern sie zu 
Qualitäts- und Effizienzsteigerungen führen. Vorausset-
zung sollte allerdings sein, dass gemeinsame Leistungen 
die bestehenden kommunalen Aufgaben ersetzen und 
diese nicht lediglich additiv ergänzen.

Weitere thematische Zuweisungen sind etwa im Be-
reich der Klimaanpassung (z. B. blau-grüne Infrastruktur) 
sowie zur Bewältigung integrationspolitischer Herausfor-
derungen infolge von Zuwanderung sinnvoll.

4.	Klassische Förderwettbewerbe für ausgewählte 
Themenfelder

Trotz einer stärkeren Grundfinanzierung sollten wettbe-
werbliche Förderprogramme nicht vollständig aufgegeben 
werden. Aufgrund ihrer Innovationsanreize, der Lernpro-
zesse zwischen Gebietskörperschaften sowie der Möglich-
keit, neue Lösungsansätze zu erproben, bleiben sie für 
ausgewählte innovative Themenfelder sinnvoll.

Eine derart skizzierte Reformagenda ist kurzfristig 
kaum vollständig umsetzbar: Bund und Länder müssten 
zugunsten einer Stärkung kommunaler Gestaltungsspiel

räume Kompetenzen und Ressourcen abgeben. Genau dies 
erscheint jedoch notwendig, da zahlreiche Studien z. B. für 
Klimapolitik und Klimafolgenanpassung (Schneidewind 
2018; Beckert 2024) zeigen, dass kommunale Handlungs-
fähigkeit die Akzeptanz politischer Entscheidungen stärkt 
und damit zur Stabilisierung demokratischer Strukturen 
beiträgt.

Schließlich steht eine solche Reform der kommuna-
len Finanzierung auch in einem Spannungsverhältnis zur 
bestehenden EU-Förderpolitik. Allerdings ist absehbar, 
dass die europäische Kohäsionspolitik für den Förderzeit-
raum ab 2027 grundlegend reformiert wird. Der Entwurf 
des mehrjährigen Finanzrahmens 2028 bis 2034 (European 
Commission 2024) sieht eine stärkere Zentralisierung der 
Mittelvergabe vor. KritikerInnen – unter anderem Rodrí-
guez-Pose (2025) – warnen, dass dies das Leitbild eines 
„Europas der Regionen“ schwächen und den Einfluss der 
Länder reduzieren könnte. Ob und wie sich das auf die 
kommunalen Finanzen auswirken wird, ist derzeit noch un-
gewiss.
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Was hat der Umbau der Energieversorgung in Unterneh-
men und möglicherweise in Industriegebieten mit Raum
entwicklung zu tun? 

Der Beitrag bündelt Erkenntnisse aus sieben Jahren 
angewandter Energieforschung. Diese weisen enge Bezüge 
zu räumlichen Entwicklungen, Flächennutzungen und In
frastrukturplanungen auf, die aufgrund ihrer hohen Kom-
plexität perspektivisch eine interdisziplinäre Herangehens-
weise erfordern. Ziel ist es, dieses technische Wissen in 
angrenzende Wissensbereiche wie die Raumforschung 
und -entwicklung zu transferieren. 

Der Beitrag basiert auf Erkenntnissen aus zwei Pro-
jekten in Thüringen, die inhaltlich aufeinander aufbauen 
und sich gegenseitig beeinflussen: 

	> dem Energieforschungsprojekt „ZO.RRO – Zero Carbon 
Cross Energy System“, das seit 2019 vom Bundeswirt-
schaftsministerium und dem Thüringer Energie- und 
Umweltministerium gefördert wird, sowie

	> dem angewandten und abgeschlossenen Forschungs-
projekt „GREAT H₂ – Green Hydrogen for Industrial 
Applications in Thuringia“ (2021 – 2023) mit Unter
stützung des Thüringer Energie- und Umweltministe
riums, dessen Methodik später auf ein weiteres Indus
triegebiet angewendet wurde. 

Ausgangslage 
Die Transformation der Energieversorgung ist auf Bundes- 
und Landesebene als rechtlich verbindliche Zielsetzung 
etabliert und betrifft die Wirtschaft in besonderem Maße. 
Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz ist ein normativer 
Rahmen gesetzt, der auf die Reduktion von Treibhausgas
emissionen und die schrittweise Dekarbonisierung bis 
2045 zielt (KSG 2021). Auf Landesebene wurde dieser 
Transformationsanspruch durch das Thüringer Klimagesetz 
von 2018 konkretisiert. Dort ist im § 4 Abs. 1 ThürKlimaG 
festgelegt, dass der Energiebedarf des Freistaates ab dem 
Jahr 2040 „bilanziell durch einen Mix erneuerbarer Ener
gien aus eigenen Quellen“ gedeckt werden soll. Diese am
bitionierteren gesetzlichen Festlegungen wurden in Thü-

ringen bereits im Gesetzgebungsprozess zwischen 2014 
und 2018 kontrovers diskutiert und insbesondere von 
Wirtschaftsvertreter:innen kritisiert – nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund einer stark durch kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) geprägten Wirtschaftsstruktur in 
Thüringen (vgl. Liebe 2026).

Eine zusätzliche Verschärfung aus Sicht der Wirt-
schaft erfährt diese Situation durch die perspektivisch stei-
gende CO₂-Bepreisung fossiler Energieträger. Mit der Wei-
terentwicklung des europäischen Emissionshandelssys- 
tems ab 2027 ist von einer zunehmenden Kosten- und 
Preisvolatilität auszugehen. Verschiedenen Schätzungen 
zufolge liegen die CO₂-Kosten zwischen 50 und 400 Euro 
pro Tonne, wobei im Durchschnitt von etwa 200 Euro pro 
Tonne CO₂ ausgegangen wird (Günther/Pahle/Govorukha 
et al. 2024: 9). 

Parallel dazu verdichten sich die regulatorischen 
Anforderungen zur Erfassung, Bilanzierung und Reduktion 
von CO₂-Emissionen. Je nach Unternehmensgröße und 
Einbindung in Lieferketten wächst die Notwendigkeit, den 
eigenen CO₂-Fußabdruck belastbar nachzuweisen und ge-
genüber Marktpartnern transparent zu gestalten (vgl. u. a. 
Energieeffizienzgesetz § 8 EnEfG).

Der Transformationsdruck resultiert jedoch nicht 
allein aus normativen und regulatorischen Anforderungen. 
Geopolitische Krisen und militärische Konflikte – insbe
sondere der seit 2022 andauernde Krieg in der Ukraine 
sowie die aktuellen Entwicklungen und Kriegshandlungen 
im Nahen Osten verdeutlichen immer wieder die Fragilität 
internationaler Energie- und Rohstoffmärkte und die struk-
turellen Abhängigkeiten der Energieversorgung. So haben 
die in den vergangenen Jahren deutlich gestiegenen und 
zugleich schwankenden Strom- und Gaspreise (vgl. auch 
Abbildung 1) dazu geführt, dass die Energieversorgung zu 
einem zentralen Wettbewerbs- und Risikofaktor für Indus
triestandorte geworden ist. 

Für Unternehmen ergeben sich daraus erhebliche 
Unsicherheiten. Neben ihrem operativen Geschäft sind sie 
mit zusätzlichen Anforderungen konfrontiert: Sie stehen 
mehr denn je vor der Herausforderung, ihre Energiever

Jana Liebe, Christoph Frenkel*

DEKARBONISIERUNG DER 
ENERGIEVERSORGUNG
Das Beispiel der Thüringer Industrie 

* unter Mitarbeit von Maria Siegl und Tobias Hallensleben
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sorgung unter den skizzierten Bedingungen neu ausrichten 
zu müssen. Spätestens seit dem russischen Angriffskrieg 
auf die Ukraine wird deutlich, dass insbesondere die auf 
Erdgas basierende Wärmeversorgung von Industriepro
zessen substituiert werden muss.

Bereits früh zeigte sich, dass diese Transformations-
anforderungen Unternehmen nicht in gleicher Weise tref-
fen. Insbesondere KMU verfügen häufig nur über begrenzte 
personelle, finanzielle und organisationale Ressourcen, um 
den technologischen und strategischen Anforderungen 
eigenständig zu begegnen. 

Vor diesem Hintergrund initiiert und begleitet das 
Thüringer Erneuerbare Energien Netzwerk (ThEEN) e. V. 
seit 2019 gemeinsam mit Unternehmen, Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen aus der Region Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte, in denen methodische Zugänge 
sowie strategische, technische und praxisorientierte Lö-
sungsansätze für die Energietransformation in KMU ent
wickelt werden. 

Untersuchungsgegenstand 
Im Rahmen der Projekte wurden insgesamt 48 Industrie
unternehmen untersucht, die den folgenden Branchen 
zugeordnet werden können: Maschinenbau, Elektronik
produkte, chemische Industrie, Kunststoffindustrie, Me-
tallverarbeitung, Glas-, Keramik-, Textil- und Nahrungs
mittelindustrie. 

Die technischen Untersuchungen in den Industrie
unternehmen fanden je nach Projekt zwischen 2019 und 
2024 in verschiedenen Untersuchungstiefen statt. Nach 
der ersten Analyse einzelner Industrieunternehmen im 
ZO.RRO-Projekt zeigte sich im Projekt Great H2, dass in 
dem historisch gewachsenen Industriegebiet am Herms-
dorfer Kreuz aufgrund der räumlichen Konzentration 
branchengleicher Unternehmen eine unternehmensüber-
greifende Betrachtung zielführender ist. Die dort entwi-

ckelte Methodik wurde später auf ein weiteres Industrie- 
und Gewerbegebiet in Apolda angewendet.

Ziel und Vorgehen 
Für die Einzelunternehmen im Untersuchungssample wur-
den je eigene Transformationspfade erarbeitet, während 
für die Industrie- und Gewerbegebiete unternehmensüber-
greifende Transformationskonzepte entwickelt wurden. 
Ziel war es, aus dem Portfolio aller zur Verfügung stehen-
den klimaneutralen Technologien und Vertragsmodelle die 
beste Zusammensetzung auszuwählen, um für die Unter-
nehmen eine wirtschaftlich effiziente und jederzeit sichere 
Versorgung zu gewährleisten. Die Vorgehensweise gestal-
tete sich wie folgt: 

1.	Ermittlung der Bedarfe (Strom, Gas, Wärme/Kälte) und 
Potenziale (aus Abfällen und Abwärme): 

a	 Lastgänge (zeitlicher Verlauf des Energieverbrauchs 
[meist in 15-Minuten-Intervallen] und Produktions- 
anforderungen) 

b	Messungen relevanter Verbräuche (15-Minuten- 
Auflösung)

c	 CO2-Bilanzierung

2.	Erarbeitung alternativer CO2-neutraler Versorgungs
szenarien mittels

d	Lastgängen und 

e	 Energiesystemmodellierung 

f	 unternehmensübergreifender Analyse (insbesondere 
bei Gewerbe- und Industriegebieten)

3.	Aufzeigen von Möglichkeiten der Realisierung (Flächen-
bedarf und Bestand für PV, Bioenergie, Abwärme etc.) 

4.	Einbindung von Stakeholdern

Abbildung 1: Entwicklung der Gas- und Strompreise für Unternehmen mit einem Erdgasverbrauch zwischen 278 und 2.778 MWh/a 
bzw. 500 bis 2.000 MWh/a Stromverbrauch
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1.	Ermittlung der Bedarfe
Im besten Fall wurden alle drei Schritte der Untersuchung 
eines Industrieunternehmens verschnitten. Dies ermög-
lichte die genauesten Ergebnisse und Szenarien. 

Der systematische Untersuchungsansatz beinhaltet 
eine umfassende Analyse des energetischen Istzustands 
der Unternehmen. Dazu wurden alle Energiebezüge 
(Strom, Gas, Fernwärme etc.) wie auch eigene Erzeu-
gungsanlagen, Speicher und relevante Verbraucher detail-
liert erfasst (1a). Parallel wurde geprüft, inwiefern flexible 
Produktionsweisen realisierbar sind, und ob alternative 
Versorgungsoptionen wie Wasserstoff oder Bioenergie
träger zur Verfügung stehen. Zur Verbesserung der Daten-
grundlage wurde Messtechnik installiert (1b), die einen 
kontinuierlichen Datenexport und eine Visualisierung für 
ein fortlaufendes Monitoring erlaubt. Die Bedeutung 
einzelner Energieträger und Produktionsbereiche für die 
CO2-Emissionen wurde über eine CO2-Bilanzierung (1c) 
erfasst und bildete eine Vergleichsgrundlage für das Moni-
toring.

2.	Erarbeitung alternativer CO2-neutraler Versorgungs
szenarien 

Auf Basis der Messdaten und Produktionsinformationen 
wurden integrierte Versorgungskonzepte entwickelt. Dies 
erfolgte in enger Absprache mit den Unternehmensver
antwortlichen. Dabei wurden unterschiedliche Erzeu-
gungs- und Speichertechnologien sowie mögliche Ener
gieträgerwechsel (z. B. Wasserstoff statt Erdgas) berück- 
sichtigt. Zur Bewertung verschiedener Transformations-
pfade kamen zwei Ansätze zum Einsatz: zum einen eine 
bilanzielle Betrachtung, bei der die Zusammensetzung 
der Energiequellen so bestimmt wird, dass der jährliche 
Gesamtbedarf gedeckt wird, und zum anderen die Ener-
giesystemmodellierung (ESM) auf Basis der Open- 
Source-Software Python (2e), die zwar deutlich aufwen
diger ist, aber eine differenzierte Analyse zeitlicher und 
technologischer Zusammenhänge erlaubt. 

Diese bewährte Simulationssoftware (Frenkel/Hof-
mann/Liebe et  al. 2021) ermöglichte anhand klimaneu
traler Technologien eine kostenoptimale und technolo-

Abbildung 2: Standorte der betrachteten Industrieunternehmen in Thüringen
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gieoffene Zusammensetzung in verschiedenen Vergleichs- 
szenarien. Parameter der Szenarien waren z. B. Technolo-
gievarianten, die Analyse wirtschaftlicher Sensitivitäten 
(z.  B. bei variierenden Energiepreisen) oder die Prüfung 
neuer Tarifmodelle. Der Zusammenschluss mit benach
barten Unternehmen ermöglicht die Erschließung weite- 
rer Synergien, z. B. gemeinsame Energieanlagen und -infra-
strukturen (Leitungen und Netze), aber auch die energe
tische Verwertung organischer Abfälle und die Abwärme-
nutzung (2f). Die wissenschaftliche Veröffentlichung von 
2021 wird derzeit aktualisiert und 2026 neu veröffentlicht.

3.	Aufzeigen von Möglichkeiten der Realisierung
Die Nutzung lokaler erneuerbarer Energien benötigt Flä-
chen, zum einen für die Errichtung der Erzeugungsanla- 
gen, zum anderen für die infrastrukturelle Anbindung. 
Während Unternehmen für Photovoltaik (PV) eigene 
Dächer und freies Betriebsgelände zur Verfügung haben, 
braucht es für die Errichtung von Windkraftanlagen Stand-
orte im Umland. Grundlage bildeten die Regionalpläne der 
regionalen Planungsgemeinschaften. Untersucht wurden 
verfügbare und ausgewiesene Flächen.

4.	Einbindung von Stakeholdern
Bei der Untersuchung von Einzelunternehmen, aber vor 
allem bei Industrie- und Gewerbegebieten, spielt die Ein-
bindung der lokalen Akteure aus kommunaler Verwaltung, 
Energiewirtschaft und weiteren Wirtschaftsbetrieben eine 
entscheidende Rolle. Damit wird einerseits eine Synchro
nisation der Planungen (Quartiere) gewährleistet und an-
derseits die Nutzung von Synergiepotenzialen (z.  B. Ab
wärmeangebote) ermöglicht. 

Als besonders zielführend hat sich ein strukturierter 
Beteiligungsprozess erwiesen, der offene Informations
veranstaltungen mit themenspezifischen Workshops und 

bilateralen vertrauensbildenden Gesprächen kombiniert 
und eine frühzeitige Einbindung aller relevanten Akteure 
ermöglicht. Informations- und Beteiligungsangebote erhö-
hen maßgeblich Transformationserfolge (vgl. auch Liebe 
2026: 360  f.; Kneipp/Manthey/Paust 2021: 405). Zusam-
menfassend visualisiert Abbildung 3 das Vorgehen, das 
sich in den Projekten bewährt hat.

Analyseergebnisse
Alle Unternehmen im untersuchten Sample erwarteten von 
einer zukünftigen Energieversorgung, dass diese wirt-
schaftlich günstig sowie jederzeit zuverlässig erfolgt, kri-
senresistent und klimafreundlich ist. Bei Industrieclustern 
war die Etablierung einer Kerngruppe aus Unternehmen, 
lokalen Multiplikatoren und lokalen Energieversorgern er-
folgsentscheidend. In beiden betrachteten Industriege
bieten war die Kerngruppe zentral für die Koordinierung 
des Transformationsplanungsprozesses.

Bei der initialen Datenerfassung zeigte sich, dass die 
Datenlage in den KMU zu den eigenen Versorgungsbe
darfen und Einzelverbräuchen relevanter Maschinen meist 
begrenzt oder gar nicht vorhanden war. Eine Ausstattung 
mit entsprechender Messtechnik ist weiterhin für die 
meisten Unternehmen der erste wichtige Schritt.

Bei der Betrachtung der zentralen Technologien der 
zukünftigen Energieversorgung wurden folgende Erkennt-
nisse erlangt:

Photovoltaik weist im Vergleich zu anderen Techno-
logien die niedrigsten Erzeugungskosten auf (vgl. Fraun
hofer ISE 2024) und ist mit vergleichsweise geringem Ins-
tallations- und Anbindungsaufwand umsetzbar. Mittels der 
Energiesystemmodellierung bzw. des bilanziellen Ansatzes 
wurden geeignete Anlagengrößen ermittelt. Die Analyse 
verfügbarer Dach- und Freiflächen auf den Betriebsgelän-
den zeigte standortspezifische Potenziale sowie die Ober-
grenzen der vor Ort realisierbaren Installationen. Im Er
gebnis wurden in optimalen Konzepten bei konstanten und 
steigenden Strombezugskosten stets alle verfügbaren eige-
nen Flächen verwendet. Die Versorgung über weitere 
PV-Anlagen wäre über Stromlieferverträge (PPAs: Power 
Purchase Agreements) zusätzlich möglich. 

Mehrere der analysierten Unternehmen entschieden 
auf Basis der Untersuchungsergebnisse, auf eigenen Dach-
flächen PV-Anlagen zu installieren und die Planung für wei-
tere Ausbaustufen auf Flächen mit höherem Errichtungs-
aufwand zu starten.

Im Falle der Industriecluster wurden GIS-basiert die 
Potenziale auf privilegierten (nach BauGB § 35 Absatz 8) 
und förderfähigen Photovoltaik-Freiflächen (nach §  37   
EEG) ermittelt. Diese Infrastrukturbegleitflächen, z. B. an 
Autobahnen, hätten rechnerisch im Radius von 10 km ge-
nügend Fläche, um den erforderlichen Bedarf an Solar-
strom zu decken.

Windkraftanlagen sind für die Stromversorgung 
von Unternehmen in Kombination mit PV eine im Dargebot 
komplementäre Energiequelle. Grundlage bilden Wind
vorrangflächen des gültigen und im Entwurf befindlichen 
Regionalplans. Dafür ist zeitlicher Vorlauf notwendig. Für 
Unternehmen steht aktuell in erster Linie der Abschluss Abbildung 3: Vorgehen bei der Entwicklung von Transformations- 

pfaden und konzepten für Industrieunternehmen
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von Direktlieferverträgen (PPAs) mit den Betreibern von 
Windkraftanlagen zur Verfügung. Alternativen wären En
ergy Sharing, also gemeinschaftliches Erzeugen, Teilen und 
Verbrauchen von erneuerbarem Strom oder eine Betei
ligung an Energiegesellschaften für den Bezug von Wind
energie. Diese sind jedoch aufgrund fehlender finanzieller 
Attraktivität noch keine gängige Praxis. Bei den Indus
trieclustern wurden im Radius von 10  km ausreichend 
Flächen (Windvorranggebiete) identifiziert.

Aus den Analysen zu den Industriegebieten Herms-
dorfer Kreuz und Apolda hat sich ergeben, dass 50–60 % 
des Strombedarfs direkt aus PV- und Windkraftanlagen 
gedeckt werden kann. Eine weitere Nutzung aus lokaler 
Erzeugung erfordert Speicher oder die Kopplung mit an
deren Energiesektoren. Entscheidend hierfür ist ein ganz-
heitliches (digitales) Energiemanagement über alle Sys-
temkomponenten hinweg – unter Berücksichtigung von 
Erzeugungs-, Verbrauchs- und Marktpreisprognosen. 

Der Wärmebedarf liegt bei der Mehrheit der Unter-
nehmen höher als der Stromverbrauch. Wenn auch die 
Elektrifizierungslösung über klassische Wärmepumpen 
(Luft-Wasser) erste Wahl ist, könnten lokale Gegeben
heiten wie z. B. vorhandene Potenziale aus Umweltwärme 
oder bestehende Bioenergieanlagen eine finanziell vorteil-
hafte Alternative darstellen. Dies ist fallspezifisch zu prü-
fen.

Fazit 
Insgesamt zeigt sich, dass die Transformation der Energie-
versorgung in Unternehmen nicht als isolierte technische 
Anpassungsaufgabe verstanden werden kann. Gerade in 
einem durch KMU geprägten Wirtschaftsraum wie Thü
ringen gewinnen regionale Unterstützungsstrukturen, ko-
operative Wissensprozesse und umsetzungsorientierte 
Handlungsansätze an Bedeutung. 

Dabei ergeben sich für Einzelunternehmen und un-
ternehmensübergreifende Ansätze unterschiedliche Vor-
teile und Herausforderungen, die in Tabelle 1 zusammen-
fassend dargestellt sind. 

Festgehalten werden kann, dass trotz des normati- 
ven und regulatorischen Transformationsdrucks sowie den 
wirtschaftlichen Belastungen Unternehmen bei größeren 
Investitionen – über eine eigene PV-Anlage hinaus – oft ab-
warten, selbst wenn die Technologien sich bewährt haben 
und Transformationspfade für Unternehmen oder Trans-
formationskonzepte für Industriecluster bereits vorliegen. 
Dies liegt auch an externen Faktoren wie instabilen Rah-
menbedingungen und politischen Diskontinuitäten, insbe-
sondere nach einem Regierungswechsel. Unternehmen 
„sehen sich häufig mit politischen [regulatorischen sowie 
fördertechnischen] Unsicherheiten, bürokratischen Hür-
den und mangelnder Planungssicherheit konfrontiert“ 
(Liebe/Rehfeldt/Seitz et al. 2025: 1; Liebe 2026: 358 f.). 

Dabei dient die Erarbeitung und Erschließung neuer 
Energieversorgungskonzepte der Standort- und Arbeits-
platzsicherung lokaler Unternehmen, die regionale Wirt-
schaftseffekte entfalten. Um dies zu ermöglichen und 
Standorte zu erhalten, bedarf es zunehmend der Unter-
stützung durch weitere Stakeholder, z.  B. die lokale und 
regionale Politik und Verwaltung sowie die Energiewirt-
schaft, die frühzeitig informiert und proaktiv eingebunden 
werden sollten. Auch die Zivilgesellschaft sollte über pas-
sende Formate informiert und einbezogen werden.

Gerade die engere Verzahnung von raumplaneri-
schen Entwicklungsprozessen und der Aus- und Umbau 
der leitungsgebundenen Energieinfrastrukturen mit den 
zugehörigen Planungsschritten bietet einen vielverspre-
chenden Lösungsansatz (Liebe/Gießler 2024). Auch die 
Erarbeitungen der kommunalen Wärmeplanungen sind ein 
wichtiger planerischer Ansatz, um ein integriertes Vor
gehen zu unterstützen (vgl. Roselt/Jäckel/Meisel et al. 2026: 
14, 16).

Tabelle 1: Vorteile und Herausforderungen einzelner Lösungsansätze in Einzelunternehmen und Industrieclustern

Einzelunternehmen Unternehmensübergreifender Ansatz  
Industrie und Gewerbe

Vorteile 	> Individuelle, unabhängige Lösungen

	> Vollständige Geheimhaltung

	> Kurzfristige Entscheidungsmöglichkeiten

	> Synergien aus unterschiedlichen Bedarfsprofilen 
von Unternehmen

	> Zusätzliche Versorgungslösungen: Wärmenetze, 
Energy Sharing für gemeinsame Windkraftanlagen 

	> Kostenvorteile durch Skaleneffekte und geringerer 
Aufwand bei gemeinsamen Infrastrukturen

Heraus- 
forderungen 

	> Erschließung aller Potenziale (z. B. Abwärme, 
Versorgung aus Windkraftanlagen)

	> Aufwendige Deckung von Bedarfen in „Dunkel
flauten“

	> Berücksichtigung paralleler Planungsaktivitäten

	> Bereitstellung von Daten und Informationen zur 
aktuellen und zukünftigen Energieversorgung

	> Langfristige Bindung an gemeinsame Lösungen

	> Koordinationsaufwand

	> Berücksichtigung paralleler Planungsaktivitäten

Q
ue

lle
: e

ig
en

e 
D

ar
st

el
lu

ng
 n

ac
h 

Fr
en

ke
l/W

ill
om

ei
t/

St
ei

nm
ül

le
r (

20
23

);
 

Fr
en

ke
l/B

lu
st

/H
er

bi
g 

et
 al

. (
20

24
);

 S
ie

gl
/F

re
nk

el
 (

20
26

).



42 TH EM A �

Literatur

Destatis – Statistisches Bundesamt (2026): Statistischer Bericht. 
Daten zur Energiepreisentwicklung – Januar 2026. 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Publikationen/
Energiepreise/statistischer-bericht-energiepreisentwicklung-5619001.
html (23.03.2026).
Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE (2024): 
Photovoltaik mit Batteriespeicher günstiger als konventionelle 
Kraftwerke. Presseinformation #20 vom 06.08.2024. 
https://www.ise.fraunhofer.de/de/presse-und-medien/
presseinformationen/2024/photovoltaik-mit-batteriespeicher-
guenstiger-als-konventionelle-kraftwerke.html (23.03.2026).
Frenkel, C.; Blust, M.; Herbig, T.; Krich, C.; Siegl, M. (2024): 
Transformationskonzept: Zukünftige CO2-arme Energieversorgung der 
Region Apolda mit Schwerpunkt Industrie- und Gewerbegebiet B87. 
Internes Abschlussdokument. Erfurt.
Frenkel, C.; Hofmann, L.; Liebe, J.; Oberdorfer, A.; Reinhardt, T.; 
Schmidt, C.; Voswinckel, S.; Wesselak, V. (2021): So geht’s: Wie 
Thüringen klimaneutral wird – die Ergebnisse der Energiesystem
modellierung. Nordhausen. 
https://umwelt.thueringen.de/fileadmin/user_upload/So_gehts_
Buchblock_Druck.pdf (10.04.2026).
Frenkel, C.; Willomeit, E.; Steinmüller, P. (2023): Transformations
konzept für den Tridelta Campus Hermsdorf. Internes Abschluss
dokument. Erfurt.
Günther, C.; Pahle, M.; Govorukha, K.; Osorio, S.; Fotiou, T. (2024): 
Carbon Prices on the Rise? Shedding Light on the Emerging EU ETS2. 
https://publications.pik-potsdam.de/rest/items/item_32144_1/
component/file_32191/content (23.03.2026).
Kneipp, D.; Manthey, D.; Paust, A. (2021): Neun Jahre frühe Öffent
lichkeitsbeteiligung bei 50 Hertz für den Umbau des Stromnetzes – 
eine Zwischenbilanz. In: Sommer, J. (Hrsg.): Kursbuch Bürger
beteiligung #4. Berlin. 
https://andreas-paust.de/wp-content/uploads/2021/11/kbb4_kneipp_
manthey_paust_50hertz.pdf (10.04.2026).
Liebe, J. (2026): Energiewende in Thüringen. Entwicklung und 
Organisation in Dekaden von 1990 bis 2020. Dissertation. Dresden.  
urn:nbn:de:bsz:14-qucosa2-1042515
Liebe, J.; Gießler, C. (2024): Stakeholderprozess für die integrierte 
Netzplanung. Vortrag beim ARL-Kongress 2024 – Große Infrastruktur
projekte, am 18.04.2024. Lübeck. 
https://www.arl-net.de/system/files/attachments/2024-06/3_2024-
04-18%20Pr%C3%A4sentation%20ARL%20Network_ThEEN_
final%20mit%20Bildquellen.pdf (23.03.2026).
Liebe, J.; Rehfeldt, T.; Seitz, S. B.; Siegl, M.; Sittel, J.; Stangl, S.; 
Wuttig, R. (2025): Unsicherheiten, Bürokratie und Transformations
ängste – Herausforderungen der Energiewende in der Thüringer 
Industrie. Eine qualitative Umfeldanalyse. Whitepaper. Jena, Herms
dorf, Erfurt. 
https://www.theen-ev.de/files/content/events/2025/Energiewende_
Th%C3%BCringer%20Industrie_Whitepaper%20I_DekaRB_2025.pdf 
(23.03.2026).
Roselt, K.; Jäckel, R.; Meisel, M.; Böttcher, T.; Büttner, C. (2026): Der 
Weg zum klimaneutralen Gewerbegebiet. In: PLANERIN 1/2026, 14-16. 
Siegl, M.; Frenkel, C. (2026): ThEEN-Praxischeck: Erfolgsfaktoren und 
Stolpersteine für die klimaneutrale Industrie. Impulsvortrag auf KEDI 
Roadshow am 17.03.2026. 
https://www.kedi-dena.de/fileadmin/kedi/Dokumente/
Veranstaltungen_Doks/Roadshow_Erfurt_Docs/Industrie/ 
ThEEN-Praxischeck_-_Siegel_-_Frenkel.pdf (23.03.2026).

D R .  JA N A LI E B E
ist Geographin, hat an der TU Dresden und 
der Karlsuniversität Prag studiert, ist seit 2008 
im Bereich der Erneuerbaren Energien und 
Transformationstechnologien forschungs- 
und anwendungsorientiert tätig, national und 
international vernetzt; seit 2014 ist sie Ge-
schäftsführerin des Innovationsclusters 
Thüringer Erneuerbare Energien Netzwerk 
(ThEEN) e. V. und berät die Politik und Ver-
waltung als berufenes Mitglied im Beirat für 
die Thüringer Energiewende sowie im Thü
ringer Nachhaltigkeitsbeirat. Im Begleitkreis 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWE) berät sie seit 2023 die stra-
tegische und operative Umsetzung des Ex
zellenzprogramms „go-cluster“.

Tel. +49 361 663 82 280
jana.liebe@theen-ev.de

CH R I S TO PH FR E N K E L
ist stellvertretender Geschäftsführer des 
Thüringer Erneuerbare Energien Netzwerks 
(ThEEN) e. V. Der diplomierte Ingenieur für 
Verfahrenstechnik (TU Bergakademie Frei-
berg) hat außerdem einen M. Sc. in Regene
rative Energien und Energieeffizienz an der 
Universität Kassel abgeschlossen und ist für 
die technischen Themen des ThEEN Innova
tionsclusters zuständig. Zu den Themen De-
karbonisierung und Wasserstofftechnologien 
ist er national wie international vernetzt und 
projektbezogen tätig.

Tel. +49 361 663 82 281
christoph.frenkel@theen-ev.de
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Öffentliche Planung steht vor großen Herausforderungen: 
Gesellschaftliche Transformationen, wachsende Krisenan­
fälligkeiten und sich verändernde politische Rahmenbe­
dingungen stellen Planer:innen vor neue Aufgaben. Doch 
wie verändern sich Handlungsspielräume, Steuerungska­
pazitäten und Prioritäten der öffentlichen Planung unter 
diesen Bedingungen? Bisher fehlt ein kontinuierliches, em­
pirisch fundiertes Instrument, das diese Entwicklungen 
systematisch erfasst, vergleichbar macht und über längere 
Zeiträume analysiert.

Hier setzt das ARL-Planungsbarometer an. Die ARL 
entwickelt mit diesem Instrument eine Panelstudie, die die 
Praxis der öffentlichen Planung in Deutschland unter die 
Lupe nimmt. Im Mittelpunkt stehen Fragen, unter welchen 
Bedingungen Planung heute agiert, welche Steuerungs­
ansprüche sie verfolgt, über welche Kapazitäten sie tat­
sächlich verfügt und wo ihre Grenzen liegen. Besonders 
die regionale Planungsebene steht zunächst im Fokus, da 
sie im deutschen Mehrebenensystem eine zentrale Ver­
mittlungsrolle zwischen überörtlichen Zielen, fachpoliti­
schen Anforderungen und kommunalen Interessen ein­
nimmt.

Methodik und Mehrwert
Das Planungsbarometer ist als jährliche, halbstandardi­
sierte Online-Erhebung konzipiert. Eine erste Pilotstudie 
ist für 2026 geplant. Befragt werden zunächst die rund 100 
regionalen Planungsträger in Deutschland, perspektivisch 
ergänzt um Landes- und Bundesebene. Durch die Kombi­
nation geschlossener Fragen mit qualitativen Freitextfel­
dern ermöglicht das Planungsbarometer sowohl systema­
tisch vergleichbare Einschätzungen als auch vertiefende 
Einordnungen der Befragten. Die Ergebnisse werden in 
kompakten Berichten, Dialogformaten und wissenschaft­

lichen Publikationen aufbereitet – und so für Forschung, 
Praxis und Politikberatung nutzbar gemacht.

Für die Einordnung kann auf international etablierte 
Ansätze der Trendbeobachtung zurückgegriffen werden, 
etwa auf die Systematik des „Trend Report for Planners“ 
der American Planning Association“. Für die Planungspraxis 
selbst dient das Planungsbarometer der eigenen Reflexion: 
Die regelmäßige Rückkopplung der Ergebnisse ermöglicht 
Planungsträger:innen, die eigene Situation im überregio­
nalen Vergleich einzuordnen und systematisch Erkennt­
nisse über die Leistungsfähigkeit von Regionalplanung auch 
im föderalen Vergleich zu gewinnen. 

Das Planungsbarometer schafft damit nicht nur ein 
empirisches Fundament für die Planungsforschung, son­
dern stärkt auch den Austausch zwischen Wissenschaft, 
Praxis und Politik.

PRO F.  D R .  A NTJ E B RU N S
Generalsekretärin der ARL / Professorin für Räumliche Transformation 
an der Leibniz Universität Hannover
Tel.: +49 511 34842 37 
antje.bruns@arl-net.de 

Fachliche Ansprechpersonen in der ARL

D R .  JA N A B A LDY
Wissenschaftliche Referentin der Generalsekretärin
Tel. +49 511 34842 76  
jana.baldy@arl-net.de

A N K E M A N U K JA N
Wissenschaftliche Mitarbeiterin, Stabsstelle Qualitäts- und 
Wirkungsmanagement
Tel. +49 511 34842 71 
anke.manukjan@arl-net.de

ARL-PLANUNGSBAROMETER
Systematische Beobachtung der Planungspraxis im Wandel
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Zwischen 2020 und 2022 wurde die Internationalisierung 
der ARL durch einen kleinen strategischen Sondertat­
bestand gezielt vorangetrieben. Zugleich wurde ein Begleit­
kreis eingerichtet, der das Präsidium und die Geschäfts­
stelle der ARL über mehrere Jahre hinweg beratend 
unterstützte. Der Begleitkreis setzte sich aus zehn inter­
national erfahrenen Akademiemitgliedern zusammen.

Da die Internationalisierung inzwischen fester Be­
standteil der Akademiearbeit ist, endete auch die Tätigkeit 
des Begleitkreises. Die abschließende Sitzung fand am 
12. Dezember 2025 statt.

In dieser Abschlusssitzung zogen die teilnehmenden 
Mitglieder des Begleitkreises ein sehr positives Fazit. Her­
vorgehoben wurde, dass die ARL den Prozess der Interna­
tionalisierung in kurzer Zeit mit beeindruckender Dynamik 
und spürbarer Wirkung umgesetzt hat, aber vor allem 
kontinuierlich weiter vorantreibt. Das Engagement der ARL 
für die internationale Öffnung der Akademiearbeit wurde 
ausdrücklich gewürdigt.

Besondere Anerkennung fand die Wissens- und Kom­
munikationsplattform arl-international.com. Das dort frei 
zugängliche und fachlich editierte Wissen und insbesonde­
re die dort veröffentlichten ARL Country Profiles werden 
als wertvolle Ressource insbesondere für die universitäre 
Lehre und komparative Forschung wahrgenommen. Die 
Country Profiles wurden seit Januar 2022 bis heute mehr 
als 240.000-mal aufgerufen. Die hohen Downloadzahlen 
zeigen, dass dieses Angebot weit über die Akademie und 
das Netzwerk hinaus sichtbar ist und aktiv genutzt wird. 

Zugleich betonten die Mitglieder des Begleitkreises, 
dass die inter- und transdisziplinäre Arbeitsweise der ARL 
auch international weiter gestärkt werden müsse. Gerade 
ein grenzüberschreitender Dialog zwischen Planungspraxis 
und Wissenschaft stelle einen großen Mehrwert für die 
internationale Planungscommunity, komparative Analysen 
und wechselseitiges Lernen dar – das sei nicht einfach ein­
zulösen, aber die ARL sei einzigartig darin, diese vertiefte 
Form fachlich-personellen Austauschs über ihre Netzwerke 
zu ermöglichen. 

Empfohlen wurde, dass die ARL auch zukünftig in den 
regelmäßigen Austausch mit externen Fachleuten treten 
solle, um ihre Internationalisierungsstrategie dynamisch 
weiterzuentwickeln und beständig zu reflektieren.

Die Geschäftsstelle der ARL sowie die Präsidiums­
mitglieder aus den Jahren 2020 bis 2025 danken allen Mit­
gliedern des Begleitkreises Internationalisierung für die 
intensive Zusammenarbeit, die zahlreichen Anregungen 
und wertvollen Impulse! 

Fachliche Ansprechperson in der ARL

D R .  B R IT TA B O CK H O R N
Stabsstelle „Internationale Angelegenheiten“
Tel. +49 511 34842 25 
britta.bockhorn@arl-net.de

BEGLEITKREIS 
INTERNATIONALISIERUNG 
ZIEHT POSITIVES FAZIT 
Auf seiner Abschlusssitzung lobt der Begleitkreis die internationale 
Öffnung der ARL-Aktivitäten

Mitglieder des Begleitkreises 
Internationalisierung 

	> Prof. Dr.-Ing. Jörn Birkmann, Universität Stuttgart

	> Prof. Dr. Huib Ernste, Universität Zürich

	> Dr. Thiemo W. Eser, Ministère de l‘ Énergie et de 
l‘Aménagement du Territoire

	> Prof. Maroš Finka, Comenius University Bratislava

	> Prof. Dr. Christina von Haaren, Leibniz Universität 
Hannover

	> Dr. Andrea Maria Hartz, agl | Hartz Saad Wendl | 
Landschafts-, Stadt- und Raumplanung

	> Prof. em. Dr. Klaus R. Kunzmann, Technische 
Universität Dortmund

	> Dr. Maria Lezzi Lauper, bis 09/2025 Schweizer 
Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)

	> Prof. Dr. Peter Schmitt, Stockholm University

	> Prof. em. Dr. Barbara Zibell, Leibniz Universität 
Hannover
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The final conference of the Planners’ Forum project, held 
on 11–12 February 2026 in Tallinn, marked both the 
conclusion of the project phase and the official launch of 
the Land-based Planners’ Forum. The event took place 
within the framework of the international cooperation 
project “Planners’ Forum”, implemented by Nordregio, 
Stockholm University, the Estonian Association of Spatial 
Planners, VASAB and the ARL.

The conference brought together planners and 
experts from across the Baltic Sea Region (BSR), including 
Finland, Sweden, Germany, Lithuania, Latvia, Poland, and 
Estonia. Discussions addressed key challenges shaping 
spatial planning today, such as spatial resilience, shrinking 
settlements, and the need for stronger multi-level 
cooperation.

A central objective of the meeting was to enhance the 
usability of existing spatial planning knowledge and to 
define how the Forum should function in practice – from 
thematic priorities and cooperation formats to its long-
term organisational structure. These discussions laid the 
foundation for the Forum’s activities beyond the project 
duration.

Throughout the project, the Planners’ Forum has 
aimed to strengthen the capacities of spatial planners in 
response to climate change, demographic shifts, geopo­
litical tensions, and the long-term impacts of the COVID- 
19 pandemic. By establishing a structured yet informal 
platform for exchange, the initiative addresses a gap in 
macro-regional cooperation, particularly for local and 
regional planners.

As a project partner, ARL contributed its expertise 
in inter- and transdisciplinary dialogue and helped shape 
the discussion on future cooperation mechanisms for the 
Forum to support coherent and sustainable spatial 
development in the Baltic Sea Region. Contact 

D R .  B R IT TA B O CK H O R N 
Head of International Affairs of the ARL
Phone +49 511 34842 25 
britta.bockhorn@arl-net.de

STRENGTHENING EXCHANGE 
AND COOPERATION ACROSS 
THE BALTIC SEA REGION
The ARL at the Final Conference of the Planners’ Forum Project 
in Tallinn
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More than 40 planning experts from across the Baltic Sea Region came 
together in Tallinn to discuss the future of a “planners’ forum”.
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Ende 2025 wurde ARL-Mitglied und Seniorprofessor 
Prof. Dr. Dr. h. c. Bernhard Müller an der Technischen Uni­
versität Dresden in die Chinesische Akademie für Ingeni­
eurwissenschaften aufgenommen. Diese Mitgliedschaft 
stellt die höchste akademische Ehrung dar, die Forschen­
den in China zuteilwerden kann. Die ARL gratuliert ihm zu 
dieser Auszeichnung.

Im Zuge der Aufnahme wurde Bernhard Müller gebe­
ten, ein neues Forschungsinstitut einzurichten und aus 
Sicht von Raumplanung und Raumentwicklung Vorschläge 
für den neuen Fünfjahresplan zu erarbeiten.

Bernhard Müller ist Raumplaner und Geograph. Er 
war von 1997 bis Juni 2019 Vorstand und Direktor des 
Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung  e.  V. 
(IÖR) und von 2001 bis Juni 2019 hatte er den Lehrstuhl 
für Raumentwicklung an der Technischen Universität 
Dresden inne.

BERNHARD MÜLLER ERHÄLT 
HÖCHSTE AKADEMISCHE 
AUSZEICHNUNG DER 
VOLKSREPUBLIK CHINA

Seine Forschungsfelder umfassen Raumentwicklung, 
insbesondere unter Gesichtspunkten von Umweltentwick­
lung und Nachhaltigkeit, Stadtforschung, Stadt- und Re­
gionalentwicklung, internationale Zusammenarbeit, regio­
nale Kooperation und Governance sowie Umweltplanung 
und Resilienz-Forschung.

Bernhard Müller war Vizepräsident der Leibniz- 
Gemeinschaft sowie Initiator und (Mit-)Gründer der 
Dresden Leibniz Graduate School. Er ist Mitglied der Deut­
schen Akademie der Technikwissenschaften (acatech), 
der Sächsischen Akademie der Wissenschaften zu Leipzig 
(SAW), der Akademie für Raumentwicklung in der Leib­
niz-Gemeinschaft (ARL) sowie der Serbischen Akademie 
der Ingenieurwissenschaften. Als Mitglied einer Policy Unit 
(Urban Spatial Strategies: Land Market and Segregation) 
war er an der Erarbeitung der New Urban Agenda der 
Vereinten Nationen beteiligt.
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ARL-Mitglied Prof. Dr. Andreas Berkner hat am 27. Februar 
2026 aus der Hand des sächsischen Ministerpräsidenten 
das Bundesverdienstkreuz erhalten. Zur Begründung wur­
de zu Recht auf seine besonderen Verdienste bei der Be­
gleitung des Strukturwandels von der Braunkohle zum 
heutigen Leipziger Neuseenland verwiesen. Tatsächlich hat 
der langjährige Leiter des Fachlichen ARL-Forums Braun­
kohlenregionen (früher Informations- und Initiativkreis 
Braunkohlenregionen) den Transformationsprozess je­
doch weit darüber hinaus entscheidend mitgeprägt: In 
seinen Arbeiten hat sich Andreas Berkner auch mit allen 
übrigen Braunkohlerevieren in Deutschland beschäftigt 
und sogar einen Blick auf die Reviere im benachbarten 
Polen und Tschechien geworfen. Hervorzuheben ist darun­
ter besonders seine 2022 erschienene, äußerst umfang­
reiche Dokumentation über bergbaubedingte Umsiede­
lungen.

BUNDESVERDIENSTKREUZ FÜR 
ANDREAS BERKNER

Auch für die Regionalentwicklung in Mitteldeutsch­
land hat Andreas Berkner als Leiter der Regionalen Pla­
nungsstelle Leipzig-Westsachsen wesentliche Impulse ge­
setzt; das ARL-Forum Südost hat ihn daher im Rahmen der 
Festveranstaltung „100 Jahre Landesplanung in Mittel­
deutschland“ bereits im April 2025 in Halle für seine Ver­
dienste geehrt.

D R .  LU DWI G SCH A R M A N N 
ARL-Mitglied und Mitglied im Regionalen Forum Südost der ARL
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Am 20. Februar 2026 fand in den Räumen des Hauptgebäu­
des der Humboldt-Universität zu Berlin der internationale 
Workshop „Histories, Politics and Geographies of Infra­
structure: Reflections on the Benefits and Risks of Cross- 
learning” statt. Offizieller Anlass der Veranstaltung war die 
Verabschiedung von Prof. Dr. Timothy Moss in den offiziel­
len Ruhestand. Der Workshop wurde von der Brandenbur­
gischen Technischen Universität Cottbus-Senftenberg, der 
Julius-Maximilians-Universität Würzburg und der Univer­
sity of Glasgow zusammen mit der Humboldt-Universität 
Berlin organisiert. Renommierte internationale und natio­
nale Wissenschaftler:innen diskutierten die Möglichkeiten 
des inter- und transdisziplinären Lernens anhand der Infra­
struktur-, Wasser- und Energieforschung in historischer 
und gegenwartsbezogener Perspektive. 

Keynotes von Prof. em. Dr. Simon Marvin (University 
of Sheffield), Prof.  Dr.  Peter Mollinga (Universität Bonn/
University of London), Dr. Beril Ocaklı (Universität Wien/
HU Berlin) und Assoz.-Prof. Dr. Ute Hasenöhrl (Universität 
Innsbruck) leiteten die Diskussionen an. Dabei stand im­
mer auch die persönliche sowie fachliche Würdigung des 
vielfältigen und produktiven Schaffens von Timothy Moss 
im Mittelpunkt. Timothy Moss ist Senior Researcher am IRI 
TheSYS der Humboldt-Universität Berlin und langjähriges 
Mitglied der ARL – Akademie für Raumentwicklung in der 
Leibniz-Gemeinschaft. Über viele Jahre leitete er erfolg­
reich eine Forschungsabteilung am Leibniz-Institut für 
Raumbezogene Sozialforschung (IRS), wo er auch als stell­
vertretender Direktor tätig war. Sowohl durch seine wis­
senschaftliche Arbeit als auch durch seinen Führungsstil 
prägte er viele Wissenschaftler:innen in Deutschland und 
über die Landesgrenzen hinaus. Im Februar 2020 wurde 
ihm von der Leibniz Universität Hannover der Titel eines 
Honorarprofessors verliehen. Seine fachlich wie mensch­
lich prägende Wirkung auf mehrere Generationen von Wis­
senschaftler:innen unterschiedlicher Disziplinen im In- und 
Ausland wurde auf dem Workshop sehr deutlich.

Der Workshop setzte vier inhaltliche Schwerpunkte, 
die Timothy Moss in seiner Arbeit verfolgt: 

	> die Veränderung von städtischen Infrastrukturen, 

	> die sozialwissenschaftliche Wasserforschung, 

	> die Transformation der Energieversorgung und 

	> die praktischen Lehren aus der historischen Auseinan­
dersetzung mit Stadt- und Infrastrukturentwicklung. 

Für jeden dieser Bereiche legte Timothy Moss in sei­
nem Wirken maßgebliche Publikationen vor, die für Debat­
ten in der Stadt- und Infrastrukturforschung nach wie vor 
sehr relevant sind (z.  B. Gailing/Moss 2016; Guy/Marvin/
Moss 2000; Guy/Marvin/Medd et al. 2012; Moss 2020 und 
2025). 

Renommierte Wissenschaftler:innen aus verschiede­
nen Ländern, darunter Prof. Dr. Christine Bichsel (Univer­
sité de Fribourg), Prof. Dr. Kathryn Furlong (Université de 
Montréal), Prof.  Dr.  Matthew Gandy (University of Cam­
bridge) und Prof. Dr. Harald Rohracher (Linköping Univer­
sity) stellten die Beiträge von Timothy Moss in den Kontext 
internationaler Forschung. Auch die Generalsekretärin der 
ARL, Prof. Dr. Antje Bruns, und der Vizepräsident der Aka­
demie, Prof. Dr. Jochen Monstadt, bereicherten den Work­
shop um ihre Perspektiven und ihre persönlichen Erfahrun­
gen in der Zusammenarbeit mit Timothy Moss. Zudem war 
die ARL mit Prof. Dr. Ludger Gailing, Dr. Manfred Kühn und 
Prof. Dr. Thomas Weith auf der Veranstaltung vertreten.

Neben der wissenschaftlichen Fundierung fiel der 
außergewöhnlich herzliche Ton in allen Beiträgen des 
Workshops auf. Zahlreiche aktuelle und ehemalige Kol­
leg:innen von Timothy Moss teilten ihre Erfahrungen aus 
der Zusammenarbeit mit ihm in verschiedenen Forschungs- 
und Publikationsprojekten. So unterschiedlich die diszipli­
nären Hintergründe und thematischen Schwerpunkte der 
Teilnehmenden auch waren, so einig waren sich die An­
wesenden über die wertvollen inhaltlichen Anregungen 
und die persönliche Wertschätzung, die sie in der Zusam­
menarbeit mit Timothy Moss erfahren haben. 

Der Workshop, der mit Unterstützung der Branden­
burgischen Technischen Universität Cottbus-Senftenberg 
und der Julius-Maximilians-Universität Würzburg realisiert 
wurde, stellt jedoch nicht den Schlusspunkt des wissen­
schaftlichen Schaffens von Timothy Moss dar. Forschungs­
vorhaben, u. a. zu „Past-proofing Infrastructure Futures“, 
sowie eine geplante Anthologie zu Energietransformatio­
nen lassen weitere wertvolle Beiträge für die interdiszipli­
näre Stadt- und Raumforschung erwarten.

HISTORIES, POLITICS AND 
GEOGRAPHIES OF 
INFRASTRUCTURE
Reflections on the Benefits and Risks of Cross-learning – 
internationaler Workshop in Berlin würdigt das Schaffen von 
Timothy Moss
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PRO F.  D R .  LU D G E R G A I LI N G 
Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg

PRO F.  D R .  M AT TH I A S N AU M A N N
Julius-Maximilians-Universität Würzburg

D R .  ROS S B E V E R I D G E
University of Glasgow

Teilnehmende des internationalen Workshops

©
 F

er
na

nd
a 

de
 C

as
tr

o 
Fr

an
ca

Timothy Moss reflektiert 
über sein Schaffen und die 
Erkenntnisse des Workshops
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Nach dem Besuch indischer Fachleute am 18.  Dezem­
ber 2025 in der Geschäftsstelle der ARL und einem anre­
genden Austausch über Raumplanung und die Spezifika der 
Regionalplanung in Deutschland und Indien wurde ARL-Prä­
sident Prof. Dr. Axel Priebs eingeladen, im Rahmen der indi­
schen „Urban Knowledge Webinar Series“ einen Vortrag 
über die Regionalplanung in der Region Hannover zu hal­
ten.

Das Webinar fand am 5. Januar 2026 statt und richte­
te sich an hochrangige Stadt- und Raumplanungsbeamte, 
Stadtplanungsfachleute und städtische Vertreter aus Gu­
jarat, einem der am stärksten urbanisierten Bundesstaaten 
Indiens. Gujarat ist in seiner administrativen Stellung mit 
einem deutschen Bundesland vergleichbar und steht vor 

INDISCH-DEUTSCHER 
WISSENSAUSTAUSCH

der Aufgabe, wirtschaftliche Entwicklung und Lebensqua­
lität in seinen Regionen in Einklang zu bringen. 

Vor diesem Hintergrund widmete sich das Webinar 
dem indisch-deutschen Fachaustausch und stellte dem in­
dischen Fachpublikum Erfahrungen und Besonderheiten 
der Regionalplanung in Deutschland vor.

Die Präsentation von Axel Priebs konzentrierte sich 
auf Wunsch der indischen Fachleute auf Mobilität, Verkehr 
und die zentralen sozialen Infrastrukturen in der Region 
Hannover.

Zum Programm der indischen Urban Knowledge 
Webinar Series  1: https://www.arl-net.de/de/media/1188/
inline (PDF)

Indisch-deutscher Fachaustausch in der Geschäftstelle der ARL
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Ob intakte Straßen und Brücken, wohnortnahe Grün­
flächen oder eine funktionierende Energieversorgung – 
Infrastruktur prägt den Alltag und entscheidet maßgeblich 
über Lebensqualität und Teilhabe. Vielerorts zeigen sich 
jedoch deutliche Mängel und auch soziale Infrastrukturen 
wie Schulen oder Krankenhäuser stehen unter Druck. Die 
grüne Transformation stellt Städte und Regionen vor eine 
doppelte Herausforderung: Bestehende Defizite beheben 
und zugleich zukunftsfähige Lösungen entwickeln: Wie 
kann das gelingen? Dazu diskutierte die 25. Konferenz für 
Planerinnen und Planer NRW unter dem Titel „Infrastruk­
turen – Herausforderungen in der Transformation“ im März 
2026 in Essen. 

Einführend wurden die Herausforderungen des Er­
halts und der Entwicklung von Infrastrukturen am Beispiel 
des Ruhrgebiets verdeutlicht und der besonders hohe Sa­
nierungs- und Erneuerungsbedarf in der Region behandelt. 

Stefan Kuczera verband dies mit seiner Begrüßung seitens 
des Regionalverbands Ruhr, in dessen Räumen die Veran­
staltung stattfand.

Daran anschließend erfolgte eine konzeptionelle 
Einordnung des Tagungsthemas, die die Wechselwirkun­
gen zwischen Stadt- und Regionalentwicklung, Infrastruk­
turen, sozial-ökologischer Transformation und Verteilungs­
fragen herausarbeitete: Prof. Dr. Stefan Gärtner (IAT und 
Leiter des ARL-Forums NRW) verdeutlichte dies mittels 
Spielfiguren, die verschiedene fiktive Personen und deren 
Lebensweisen und Bedürfnisse repräsentierten.

Dabei stellte er, ausgehend vom verabschiedeten 
Sondervermögen der Bundesregierung, Szenarien zum 
Einsatz dieser Mittel vor: Wofür wird es investiert? Und 
wer profitiert davon? Alle Teilnehmenden konnten diese 
Fragen spielerisch beantworten; sie verfügten dafür über 
ein fiktives Vermögen von vier Milliarden Euro – dargestellt 

25. KONFERENZ FÜR 
PLANERINNEN UND PLANER NRW: 
INFRASTRUKTUREN
Herausforderungen in der Transformation

Stefan Gärtner veranschaulichte mit einer Playmobil-Welt das Problem der Verteilung
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durch vier Schokotaler. Zur Auswahl standen vier Gläser, 
die jeweils unterschiedliche Investitionsfelder repräsen­
tierten: erstens sogenannte „Booster-Investitionen“ in 
neue Technologien und ökologische Innovationen, zwei­
tens klassische Infrastrukturinvestitionen etwa in neue 
Verkehrsprojekte, drittens Investitionen in den Bestand, 
also die Sanierung von Straßen, Brücken oder Gebäuden, 
und viertens Investitionen in soziale und kommunale In­
frastrukturen, wie etwa Schulsozialarbeit oder öffentliche 
Einrichtungen. 

Auch Dr.  Alexandra Renz-von Kintzel vom Ministe- 
rium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen thematisierte das Son­
dervermögen des Bundes, das sie als Chance für die Mo­
dernisierung der Infrastruktur von der kaputten Schul­
toilette bis zur maroden Brücke, aber auch für die Ankur- 
belung der Wirtschaft erachtet. Gleichzeitig mahnte sie 
zur Einhaltung von Beteiligungsverfahren, Umweltstan­
dards und bewussten Investitionsentscheidungen.

Vernünftig und schnell investieren – können 
wir das?
Die zunehmenden Aufgaben bei gleichbleibenden perso­
nellen Ressourcen stellen bei der Infrastrukturentwicklung 
eine besondere Herausforderung dar, wie Dr.  Michael 
Thöne vom Finanzwissenschaftlichen Forschungsinstitut 
Köln (FiFo) in seinem Einführungsvortrag aufzeigt. Ein 
weiterer zentraler Punkt, um die Transformation zu stem­
men, sind für ihn klar formulierte Ziele und ein eindeutig 
definierter Weg dorthin. Häufig fehle es an Verantwort­
lichkeiten für klare Entscheidungen, da politische Gremien 
oft zu viele Interessen gleichzeitig berücksichtigten. Nicht 
immer sei der Bau neuer Infrastruktur die richtige Antwort, 
manchmal seien Prozess- und Organisationsoptimierun- 
gen sinnvoller – nach der Maxime „Kontrolle ist gut, Ver­

trauen ist besser“. Praxisbeispiele zeigen zudem, dass ge­
meinsame Standards und Abstimmungen Handlungsspiel­
räume schaffen können.

Podiumsdiskussion 
Die von Prof. Yasemin Utku (Technische Hochschule Köln) 
moderierte Podiumsdiskussion mit Peter Köddermann 
(UmBauLabor Baukultur NRW), Barbara Pampe (Montag 
Stiftung Jugend und Gesellschaft), Henrik Schumann 
(Stadt Siegen), Michael Thöne (FiFo Köln) und Dr. Sabine 
Weck (ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungs­
forschung) stellte die Rolle der Kommunen bei der Schaf­
fung zukunftsfähiger Infrastrukturen in den Mittelpunkt.

Wiederkehrendes Thema war der Umgang mit be­
stehender Infrastruktur – ihre Sicherung und Sanierung sei 
eine der größten Aufgaben. Gleichzeitig wünsche sich die 
Politik sichtbare neue Projekte, sodass andere notwendige 
Aufgaben in den Hintergrund geraten. Neben finanziellen 
Mitteln brauche es daher vor allem qualifiziertes Personal 
und klare Entscheidungsstrukturen. Gefordert seien lang­
fristige Zielbilder, eine gemeinsame Planungshaltung so- 
wie frühzeitige Zusammenarbeit und transparente Pro­
zesse. Unterschiede zwischen betriebswirtschaftlicher Pla­
nung und kommunaler Umsetzung führten dabei oft zu 
Spannungen und erforderten neue Formen der Zusam­
menarbeit.

Auch die soziale Infrastruktur nahm das Podium in 
den Blick. Die Bedeutung von Schulen als Orte der Be­
gegnung und des Austauschs, die über ihre eigentliche 
Funktion hinaus einen Beitrag zum sozialen Leben leisten, 
wurde betont. Gerade in Zeiten zunehmender gesellschaft­
licher Polarisierung gewinnen sogenannte „dritte Orte“ – 
analoge Begegnungsorte – an Bedeutung. Dennoch gerie­
ten entsprechende Projekte der sozialen und kulturellen 
Infrastruktur oft als Erste unter Druck, wenn finanzielle 
Mittel knapp würden.

Die Teilnehmenden der von Yasemin Utku moderierten Podiumsdiskussion v. l. n. r.: Barbara Pampe, Peter Köddermann, Sabine Weck, 
Yasemin Utku, Henrik Schumann und Michael Thöne
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Infrastrukturplanung beschleunigen durch 
Bürokratieabbau und klare Ziele 
Am Nachmittag diskutierten die Teilnehmenden in drei 
Workshops zu den Themen Beschleunigung, Finanzierung 
und Beteiligung. Felix Blasch (Stadt Mülheim an der Ruhr 
und DASL/LG NRW) moderierte den Workshop zur Be­
schleunigung der Infrastruktur mit Mario Korte (Autobahn 
GmbH), Ursula Buttgereit (Straßen.NRW) und Sahra 
Vennemann (Westnetz). Hier wurde deutlich: Mehr Bud­
get heißt nicht zwingend mehr Geld, da steigende Bau­
preise gestiegene finanzielle Mittel relativieren. Als zentrale 
Herausforderungen gelten lange Genehmigungsverfahren, 
zunehmende rechtliche Anforderungen, gesetzliche Ände­
rungen und aufwendige Beteiligungsprozesse. Potenziale 
liegen hingegen in der Digitalisierung und der Nutzung 
künstlicher Intelligenz, in neuen Finanzierungsmodellen 
und vereinfachten Regelwerken. Für echte Beschleuni- 
gung braucht es vor allem weniger Bürokratie, stabile 
rechtliche Rahmenbedingungen, klar definierte Ziele sowie 
mehr Akzeptanz in der Bevölkerung.

Infrastruktur nachhaltig finanzieren mit 
handlungsfähigen Kommunen 
Im von Stefan Gärtner moderierten Workshop zur nach­
haltigen Finanzierung diskutierten Michael Henze (Ministe­
rium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen), David Bongartz (Zu­
kunftsagentur Rheinisches Revier) und Elke Dahlbeck 
(IAT) zentrale Herausforderungen und Lösungsansätze. 
Dabei wurde deutlich, dass die Investitionsquote in NRW 
stagniert und insbesondere Kommunen durch Verschul­
dung und steigende Sozialausgaben eingeschränkt sind. 
Als wichtige Maßnahmen wurden die Lösung des Alt­
schuldenproblems, eine bessere Grundfinanzierung sowie 
eine Vereinfachung der Förderlandschaft hervorgehoben. 

Mit Blick auf den Strukturwandel im Rheinischen Revier 
bestehen Unsicherheiten trotz umfangreicher Fördermit­
tel, etwa wegen fehlender langfristiger Perspektiven und 
unübersichtlicher Programme. In der Diskussion wurde die 
Auffassung geteilt, dass eine Stärkung der finanziellen 
Ausstattung und eine Erweiterung des Handlungsspiel­
raums der Kommunen relevant seien, etwa durch einen 
verbesserten Finanzausgleich und gezielte Mittel für Inte­
gration oder Klimaanpassung. Unterschiedliche Auffas­
sungen zeigten sich hingegen bei der Priorisierung von 
harten Investitionen gegenüber Aufgaben der öffentlichen 
Daseinsvorsorge.

Gute Beteiligung – transparent, frühzeitig, 
inklusiv 
Mit „guter Beteiligung“ beschäftigte sich der dritte Work­
shop, moderiert von Prof. Dr. Susan Grotefels (ZIR Univer­
sität Münster und DASL/LG NRW) und ergänzt durch In­
puts von Prof.  Dr.  Detlef Sack (Universität Wuppertal), 
Maria Wagener (RVR) und Fabian Griewel (Niederrhei­
nische IHK). Es wurde diskutiert, dass Beteiligung von 
Bedeutung sei und entbürokratisiert werden sollte. Ent­
scheidende Faktoren dafür seien eine transparente Kom­
munikation, frühzeitige und ergebnisoffene Einbindung 
sowie die Berücksichtigung aller gesellschaftlichen Grup­
pen. Beteiligung könne Akzeptanz fördern und soziale Ver­
netzung stärken, bringe jedoch auch höheren Aufwand und 
Risiken sozialer Selektivität mit sich. Oft fehle es an Res­
sourcen und Expertise, zudem werde Beteiligung noch 
zu selten als integraler Bestandteil, sondern vielmehr als 
Add-on von Planung verstanden. Gleichzeitig wurde be­
tont, dass auch Unternehmen wichtige Perspektiven ein­
bringen können, da sie zentrale Nutzer von Infrastruktur 
seien.

Stefan Gärtner moderiert den Workshop 
zur nachhaltigen Finanzierung von Infrastruktur
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Zusammenfassung
Das Sondervermögen und was daraus finanziert wird, bzw. 
wer die entsprechende Entscheidungen trifft, war auch 
Schwerpunkt des Konferenzschlusses. Um die Infrastruk­
turtransformation zu bewältigen, müsse Bürokratie abge­
baut werden und ein Kulturwandel in den Köpfen stattfin­
den, fasste Felix Blasch zusammen. Es brauche verlässliche 
Rahmenbedingungen und Zusammenarbeit. 

Felix Blasch fasst die Ergebnisse des Tages zusammen

Und wie würden die Konferenzteilnehmenden die Mittel 
einsetzen? Bei der Schokotaler-Abstimmung gab es ein kla­
res Votum: Die meisten Schokotaler erhielt das Glas für die 
Investitionen in den Bestand. Danach kamen die Gläser für 
lokale Sozialpolitik und die Booster-Investitionen. Die klas­
sischen Investitionen bekamen die wenigsten Taler.

Die Konferenz für Planerinnen und Planer NRW greift 
aktuelle Fragen der Stadt- und Regionalentwicklung 
auf, um diese inter- und transdisziplinär zu erörtern 
und auf diese Weise den Dialog zwischen Wissen­
schaft und Planungspraxis sowie mit der Politik zu 
fördern. Sie wird seit Mitte der 1990-er Jahre alle 
eineinhalb Jahre in Kooperation von ILS (Institut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung), ARL 
(Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Ge­
meinschaft, regionales Forum Nordrhein-Westfalen) 
sowie DASL (Deutsche Akademie für Städtebau und 
Landesplanung, Landesgruppe Nordrhein-Westfa­
len) veranstaltet.

SA N D R A PÄ S LE R
Forschungskoordination im ILS – Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung / Geschäftsführung im ARL-Forum 
Nordrhein-Westfalen
Tel. +49 231 9051 110 
sandra.paesler@ils-forschung.de
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Nachdem das Forum 2024 sein 30-jähriges Gründungsju­
biläum in Leipzig begehen konnte, fand die Herbsttagung 
2025 am 27. Und 28. Oktober 2025 in Köln und im Rhei­
nischen Revier statt. Die Gastgeberschaft übernahmen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bezirksregierung 
Köln. Getagt wurde im Plenarsaal der Bezirksregierung. 
Rund 20 Mitglieder und Gäste nahmen teil; die Moderation 
der Sitzung übernahm Thomas Tschetschorke als Mitglied 
der 2024 neu konstituierten Lenkungsgruppe und in der 
Nachfolge von Prof. Dr. Andreas Berkner. Das Programm 
am ersten Tag stand inhaltlich im Zeichen der neuesten 
Entwicklungen in den Bereichen aktiver Bergbau, Kohle­
ausstieg und Strukturstärkung. Der räumliche Schwer­
punkt lag im Rheinland. Zum aktuellen Sachstand bei der 
Braunkohlenplanung referierte Vera Müller (Bezirksregie­
rung Köln), wobei sie die Tagebaubereiche Garzweiler und 
Hambach sowie den Sachstand zur Rheinwasser-Transport­
leitung in den Mittelpunkt stellte. Daran schloss sich ein 
Bericht von Gerit Ulmen (Bezirksregierung Köln) zum 
Stand der Regionalplanung zwischen der Sicherung von 
Entwicklungsflächen für Strukturstärkung und zur Ener­
giewende an. Schließlich berichtete Carolin Stollwerk (Be­
zirksregierung Köln) zu den revierspezifischen Erfahrun­
gen beim Strukturwandel im Rheinland. Danach ging Dr. 
Markus Kosma (RWE Power) detailliert auf die Herausfor­
derungen von Kohleausstieg, Energiewende und Wieder­

nutzbarmachung ein, wobei er die Wasserthematik bei der 
Flutung der Abbauhohlformen in den Fokus rückte. Mit 
dem „Tagebausee Hambach“ und dem „Garzweiler See“ 
entstehen zwei Standgewässer mit Flächen von 35,5 bzw. 
22,2 km², Volumina von 4,3 bzw. 1,5 Mrd. m³ und Wasser­
tiefen von 360 bzw. 170 m. Damit rücken sie im Ranking 
der Seen in Deutschland an vorderste Positionen. Aller­
dings wird die Wasserfüllung in beiden Fällen erst ca. 2070 
abgeschlossen sein. Das Unternehmen RWE Power be­
kennt sich zum in Nordrhein-Westfalen politisch beschlos­
senen vorzeitigen Kohleausstieg, der bis Ende 2030 mit ei­
ner Verlängerungsoption bis 2033 abgeschlossen werden 
soll.

In der Diskussion stand die Wasserthematik nach 
Menge und Güte im Zentrum. Am größten sind die Her-
ausforderungen im Lausitzer Revier, für das sich ab 2045 
das Erfordernis der Wasserzuführung aus benachbarten 
Fließgewässern, namentlich der Elbe bzw. Oder oder 
Neiße abzeichnet, um den Gebietswasserhaushalt auch für 
die Unterlieger (Spreewald und Trinkwasserversorgung für 
Berlin) zu stabilisieren. Auch die geotechnischen Heraus­
forderungen in den Böschungsbereichen angesichts der 
teilweise sehr langen Flutungszeiträume wurden reflek­
tiert. Hierzu liegen insbesondere im Lausitzer Revier nach 
wie vor gravierende Problembefunde vor. Beim Austausch 
zur Strukturstärkung wurde deutlich, dass die Einbezie­

HERBSTTAGUNG DES FORUMS 
BRAUNKOHLENREGIONEN IN 
KÖLN

Fachtagung im Plenarsaal der Bezirksregierung Köln
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hung der regionalplanerischen Ebene länder- und revier­
spezifisch sehr unterschiedlich erfolgt. Intensiv debattiert 
wurde auch zur Auskömmlichkeit der Strukturstärkungs­
mittel und zu deren Wirksamkeit in den Kernrevieren, die 
die Lasten des auslaufenden Bergbaus am längsten zu tra­
gen haben. Prof. Dr. Andreas Berkner (Leipzig) stellte aus­
gehend von den Festlegungen in den voran gegangenen 
Tagungen des Forums einen ersten Entwurf für einen neu­
en Arbeitsbericht des Fachgremiums mit dem Titel „Braun­
kohlenplanung, Kohleausstieg und Strukturstärkung in 
Deutschland“ vor. Es fand den Zuspruch der Mitglieder und 
wird dem Forum als Arbeitsgrundlage dienen. Vereinbart 
wurde ein konsultatives Verfahren zur Qualifizierung des 
Papiers mit der Zielstellung, dieses bis 01/2026 als Manus­
kript zu finalisieren und dann in den ARL-internen Publika­
tionsprozess zu geben. Damit erfolgt nach dem Positions­
papier aus der ARL 135 (2022) erneut eine umfassende 
Bestandsaufnahme zu aktuellen Handlungsschwerpunkten 
bei der Braunkohlenplanung und bei der Strukturstärkung 
in Deutschland. Zum Arbeitsprogramm für 2026 und 2027 
erfolgte eine Verständigung zu Eckpunkten. Die Frühjahrs­
sitzungen finden weiterhin eintägig in Magdeburg statt. Für 
die Herbsttagung 2026 übernimmt der Regionale Planungs­
verband Oberlausitz-Niederschlesien die Gastgeberschaft. 
Dabei wird ein Tagungsort im Dreiländereck zwischen 
Deutschland, Polen und Tschechien gewählt, um mit dem 
Tagebau Turow auch einen Blick über die Grenzen hinweg 
und unter Einbeziehung der Fachleute vor Ort werfen zu 
können. Für 2027 wurde eine Tagung im Helmstedter Re­
vier, das zuletzt 2014 im Blickpunkt stand, avisiert. Inhalt­

lich wird dem Aspekt der raumrelevanten Entwicklungen 
zu Strukturstärkungsprojekten mehr Gewicht gegeben. 
Der lebhafte informelle Austausch wurde bei einem ge­
meinsamen Abendessen fortgesetzt. Die Fachexkursion am 
zweiten Tag führte begleitet von RWE Power ins Revier 
westlich von Köln. Dabei stand zunächst der Tagebaube­
reich Garzweiler II auf dem Programm, der im Rheinland 
voraussichtlich am längsten aktiv bleiben wird. Derzeit 
fokussieren sich die Anstrengungen auf die kippenseitige 
Schließung des Restlochs östlich der Bundesautobahn A 
44, um das Massendefizit westlich der Trasse zu konzen­
trieren. Mit einem Skywalk am Tagebaurand besteht ein 
eindrucksvoller, auch für die Öffentlichkeit zugänglicher 
Aussichtpunkt in die Grube. Die Umsiedlungsthematik 
spielt im Rheinland angesichts des vorgezogenen Braun­
kohleausstiegs bis auf die Revitalisierung nunmehr erhalten 
bleibender Ortslagen faktisch keine Rolle mehr. Der Ausbau 
von Windenergie- und Photovoltaikanlagen im Kippenbe­
reich erfolgt in Umsetzung des Unternehmenskonzeptes 
mit beträchtlicher Dynamik.

Nachmittags wurde der Standort des Altkraftwerkes 
Neurath befahren. Die dortigen Kraftwerksblöcke der 
300 MW- (drei mit Inbetriebnahme 1972/1973) bzw. 600 
MW-Leistungsklasse (zwei mit Inbetriebnahme 1975/1976) 
sind seit März 2024 komplett stillgelegt. Damit stehen für 
den Standort nunmehr der Rückbau der Anlagen sowie die 
Neuentwicklung der Liegenschaften an. Auf dem Gelände 
befindet sich der Rohrlagerplatz für die Rheinwasser- 
Transportleitung zur Bereitstellung des Flutungswassers 
für Garzweiler und Hambach. Die Trasse ist planfestgestellt 

Skywalk am Tagebau Garzweiler
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und im Bau. Mittels dreier Rohrstränge ausgehend von der 
Entnahmestelle bei Dormagen können bis zu 18 m³/s Was­
ser übergeleitet werden. Die Nennweite der Rohre liegt bei 
2.200 mm. Da innerhalb der Europäischen Union keine An­
bieter zu verzeichnen waren, ging der Auftrag in die Türkei, 
die sich gegen die Konkurrenz aus Indien durchsetzte.

Das Forum Braunkohlenregionen dankt allen Betei­
ligten, der Bezirksregierung Köln und der RWE Power für 
die vorzügliche Gastgeberschaft und der ARL für ihre Un­
terstützung bei der Realisierung der Tagung. 

Vor Ort am Schaufelradbagger
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Vor Ort am Schaufelradbagger

Rohrlagerplatz am Kraftwerksstandort Neurath (alt)
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Für das ARL-Forum Braunkohlenregionen
 
PRO F.  D R .  A N D R E A S B E R K N E R 
TH O M A S T SCH E T SCH O R K E

Fachliche Ansprechperson in der ARL

D R .  K ATH A R I N A K A PIT Z A
Leitung des Wissenschaftlichen Referats „Strategien und Konzepte 
räumlicher Transformation“ 
Tel. +49 511 34842 47 
katharina.kapitza@arl-net.de



59� AU S D ER A R L

Im Dezember 2025 absolvierte Dr. Germán Joosten (ARL) 
einen Forschungsaufenthalt am Burnley Campus der Uni­
versity of Melbourne. Der Aufenthalt fand im Rahmen des 
von der Leibniz-Gemeinschaft geförderten Projektes 
POUNDER (POllution in UrbaN ponds – eco-evolutionary 
Dynamics, and Ecosystem Resilience) statt und diente dem 
internationalen Vergleich des Managements urbaner Klein­
gewässer in Berlin und Melbourne. Im Fokus standen die 
Fragen, wie urbane Teiche ökologisch funktionieren und 
wie sie geplant, genutzt und gemanagt werden können.

Der Burnley Campus der Universität Melbourne bot 
dafür den idealen Rahmen. Die frühere viktorianische 
Gartenbauschule ist heute ein denkmalgeschützter Ort. 
Der Campus ist sehr grün und verbindet historische Gär- 
ten mit moderner Forschung mit internationalem Renom­
mee im Bereich grüner und blauer Infrastrukturen, Nach­
haltigkeit und Klimawandel.

Gemeinsam mit Zeno Porro (Freie Universität Ber­
lin), der für das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und 
Binnenfischerei (IGB) im Projekt POUNDER tätig ist, wur­

VON BERLIN NACH MELBOURNE
Forschungsaufenthalt zu „Urban Ponds“ in Australien

Gruppenbild v. l. n. r.: 
Zoe Davis (University of 
Melbourne), Germán Joosten 
(ARL), Nick Williams, Amy Hahs 
(beide University of Melbourne) 
und Zeno Porro (Freie Univer
sität Berlin/IGB) auf dem grünen 
Dach des Burnley Campus
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de vor Ort eng mit der Arbeitsgruppe urbane Ökologie 
der University zusammengearbeitet. Fachlicher Austausch 
fand darüber hinaus auch mit der Waterway Ecosystem 
Research Group sowie weiteren Forschenden im Rahmen 
der vielen fachlichen Veranstaltungen, Vorträge und in­
formellen Treffen statt.

Fachliche Aktivitäten vor Ort
Während des Aufenthalts führte Germán Joosten zahl­
reiche qualitative Interviews mit Forschenden, Mitarbei­
tenden von Stadtverwaltungen, Wasserunternehmen, 
Umweltorganisationen und Bürgerinitiativen. Die Gesprä­
che zielten nicht nur auf die Themen Governance, Ma­
nagement und gesellschaftliche Bedeutung kleiner urba- 
ner Gewässer, sondern es wurden auch viele erfolgreiche 
Beispiele sozial-ökologischer Verbesserungen von urbanen 
Kleingewässern in Melbourne diskutiert. In den Interviews 
wurde deutlich, dass urbane Gewässer in Melbourne stra­
tegisch anders gedacht werden als in Deutschland. Wäh­
rend in Berlin häufig einzelne Gewässer oder Projekte im 
Fokus stehen, wird in Melbourne stärker vom gesamten 
Einzugsgebiet aus geplant und gesteuert.

Ein wichtiger Bestandteil des Forschungsaufenthalts 
waren Besuche urbaner Gewässer. Viele Gespräche fanden 

im Rahmen sogenannter „Walks in Nature“ statt, einer qua­
litativ-reflexiven Methode der Umwelt- und Sozialwissen­
schaften. Diese Form des Austauschs war besonders 
hilfreich, auch da die Managemententscheidungen direkt 
sichtbar wurden. So konnten ökologische, technische und 
soziale Aspekte der Beispielprojekte gleichzeitig erfasst 
werden.

Gemeinsam mit Zeno Porro hielt Germán Joosten 
einen Vortrag zum Thema „From Berlin to Melbourne: A 
Social-Ecological Network Approach to Management and 
Biodiversity of Urban Blue Spaces“. Den Abschluss bildete 
eine kurze interaktive Session. Der Austausch mit Studie­
renden und Forschenden verschiedener Disziplinen war 
offen und lebendig und mündete in viele Rückfragen und 
Diskussionen. Die dezidierten Nachfragen trugen wesent­
lich dazu bei, das eigene Projekt kritisch zu reflektieren und 
Aspekte oder Vorannahmen sichtbar zu machen, die aus 
Berliner Perspektive oft selbstverständlich erscheinen, für 
das australische Publikum jedoch zunächst erläutert oder 
kontextualisiert werden müssen. Diskutiert wurde u. a., wa­
rum in Berlin natürliche und technisch angelegte Gewäs- 
ser getrennt unterhalten werden, wie nicht heimische Ar­
ten bewertet werden und welcher historische Referenz­
zustand bei Renaturierungsprojekten angestrebt wird.
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Germán Joosten bei seinem Vortrag auf dem Burnley Campus der University of Melbourne
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Zwei Best-Practice-Beispiele aus Melbourne 
Besonders eindrücklich war das Yalukit Willam Nature Re­
serve, ein Schutzgebiet, eingebettet in ein dicht besiedeltes 
Wohnquartier mitten in der Stadt, das täglich von der 
Wohnbevölkerung genutzt wird. Ein Teil der Anwohner­
schaft gehört zur Yalukit Willam Nature Association und 
bildet eine sogenannte Friends Group, die sich aktiv am Ma­
nagement und der Weiterentwicklung des Schutzgebiets 
beteiligt. Während des Besuchs vor Ort trafen wir zufällig 
mehrere Mitglieder einer Friends Group, die sich gerade 
einer Vogelbeobachtung widmeten. 

Das Yalukit Willam Nature Reserve war ursprünglich 
ein natürliches Billabong-System, ein für Australien typi­
sches saisonal wasserführendes Flussauenfeuchtgebiet, 
das später als Golfplatz genutzt und danach lange Zeit 
vernachlässigt wurde. „Billabong“ stammt aus der Sprache 
der Wiradjuri Aborigines und bedeutet so viel wie „toter 
Wasserlauf“. Heute ist das Gebiet ein ökologisches Res­
taurationsprojekt mit hoher Bedeutung für den Natur­
schutz. Im Fokus steht der Schutz gefährdeter einheimi­
scher Graslandschaften, die ursprünglich die am weitesten 
verbreitete Landschaft im Raum Melbourne waren. Die da­
zugehörigen Feuchtgebiete folgen einem natürlichen Zy­
klus, sie sind mal überflutet, mal fallen sie trocken. Sie rei­
nigen zugleich das Regenwasser aus der Umgebung in einer 
chain of ponds, einer Art Teichkette. Das Gebiet zeigt sehr 
eindrucksvoll, dass Renaturierung auch in stark urban ge­
prägten Räumen und mit hoher Nutzung erfolgreich um­
setzbar ist.

Mitten in der Stadt: Vom Golfplatz zur Naturlandschaft – der Yalukit 
Park
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Ein weiteres sehr interessantes Beispiel war die 
Western Treatment Plant bei Werribee, einem Vorort von 
Melbourne. Diese Anlage reinigt etwa 50 % des gesamten 
Abwassers der Stadt Melbourne und gibt es wieder an die 
Natur zurück. Es zählt zu den bedeutendsten Feuchtge­
bieten Australiens und ist seit über 40 Jahren ein Ramsar- 
Schutzgebiet, also ein international anerkanntes Schutz­
gebiet für Feuchtgebiete von besonderer Bedeutung. Viele 
Zugvogelarten nutzen das Gelände als Lebensraum und zur 
Rast. 

Die Western Treatment Plant zeigt, wie urbane 
Wasserinfrastruktur und Naturschutz über eine langfristige 
Planung zusammengedacht werden können. Abwasser 
wird hier nicht als reines Entsorgungsproblem betrachtet, 
sondern als Teil des gesamten Kreislaufs der Wasserland­
schaft.

Diese Mehrfachnutzung ist aus deutscher Sicht au­
ßergewöhnlich. Entsprechende Anlagen sind in Deutsch­
land meist kleiner, stärker technisch abgeschottet und 
selten systematisch in eine übergeordnete Biodiversitäts­
strategie eingebunden.

Zentrale Erkenntnisse und Ausblick
Eine zentrale Erkenntnis des Aufenthalts war die starke 
Rolle und Bedeutung der Zivilgesellschaft in Australien. 
Bürgerbeteiligung findet dort nicht nur über NGOs statt. 
Besonders auffällig waren die vielen informellen Friend 
Groups. Diese Gruppen sind sehr aktiv, gut organisiert und 
eng mit den fachlich zuständigen Verwaltungen vernetzt. 
Für viele Menschen ist die Arbeit an und für den Erhalt 
der Gewässer eine Beschäftigung mit Sinn, die Gemein­
schaft befördert und meist als langfristiges Engagement 
betrieben wird. Naturschutz und die alltägliche Wert­
schätzung der Biodiversität sind hier nicht nur Aufgabe 
von Fachleuten, sondern für viele Menschen Teil ihres 
Alltags.

Auch der Umgang mit der Ressource Wasser ist 
konzeptionell anders als in Deutschland. Wasserunter­
nehmen tragen hier eine klare Verantwortung für das ge­
samte Einzugsgebiet. Probleme wie Verschmutzung wer­
den daher möglichst früh angegangen und es wird wenn 
möglich direkt an der Quelle angesetzt. Es steht ein syste­
mischer Blick auf die gesamte Wasserlandschaft und ihre 
unterschiedlichen Funktionen im Vordergrund. Die in Ber­
lin analysierten Beispiele indes zeigen, dass häufig erst am 
Ende des Prozesses interveniert wird, dann mit aufwen­
digen und kostenintensiven Maßnahmen, wie beispiels­
weise der Entfernung belasteter Sedimente.

Der Aufenthalt legte die Basis für eine weitere Zu­
sammenarbeit. Im Laufe dieses Jahres werden Forschende 
aus Melbourne nach Deutschland reisen. Der Vergleich 
zwischen Berlin und Melbourne soll so gemeinsam weiter­
geführt und vertieft werden. 

Besonders wichtig war dabei der persönliche Kontakt 
vor Ort. Nicht nur in Australien braucht Zusammenarbeit 
Zeit, Vertrauen und persönliche Gespräche, um verbind­
liche Kooperationen anzustoßen. Erst nach diesen Begeg­
nungen lässt sich die weitere Zusammenarbeit gut planen.
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Für Deutschland lassen sich aus dem Forschungs­
aufenthalt zwei zentrale Impulse ableiten: Erstens könnte 
die stärkere Anerkennung informeller zivilgesellschaft­
licher Gruppen als dauerhafte Partner im Management 
urbaner Gewässer neue Handlungsspielräume eröffnen. 
Zweitens zeigt der konsequente Einzugsgebietsansatz in 
Melbourne, dass frühzeitige, systemische Strategien lang­
fristig wirksamer und kosteneffizienter sein können als 
nachträgliche Einzelmaßnahmen.

Fachliche Ansprechperson in der ARL

D R .  G E R M Á N J O OS TE N
Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Projekt Pollution in Urban Ponds, 
Eco-evolutionary Dynamics, and Ecosystem Resilience (POUNDER)
Tel. +49 511 34842 68
german.joosten@arl-net.de

Das Schutzgebiet ist frei zugänglich und wird teilweise durch Ehrenamtliche gemanagt, viele von ihnen wohnen im angrenzenden Wohnquartier
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„Walk in Nature“ und fachlicher Austausch mit Stakeholdern 
(NGOs, einem Hobby-Ornithologen und Mitarbeitenden von 
Melbourne Water) in der Western Treatment Plant bei 
Werribee
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Bei der Jahrestagung des Forums Nachwuchs am 14. und 
15. November 2025 in Stuttgart standen Handlungsräume 
und Grenzen der Raumplanung im Mittelpunkt des fach­
lichen Austauschs. Nachwuchswissenschaftler:innen und 
-praktiker:innen diskutierten mit Akteur:innen aus Verwal­
tung, Planungspraxis und Forschung, wie Planung heute 
gestaltet wird, was geplant wird, wo strukturelle, institutio­
nelle und gesellschaftliche Grenzen sichtbar werden, und 
reflektierten dabei gemeinsam den Spannungsbogen zwi­
schen Anspruch und Wirklichkeit. Die zweitägige Veran­
staltung zeichnete sich durch eine enge Verzahnung von 
Wissenschaft und Praxis sowie dialogorientierte Formate 
aus und war mit 50 Teilnehmenden eine der größten Veran­
staltungen des Forums Nachwuchs in den letzten Jahren.

Auftakt und thematische Rahmung
Dieses Jahr ging es in die baden-württembergische Landes­
hauptstadt. Gastgeber war der Verband Region Stuttgart. 
Nach der Ankunft im „Gutbrod“ und einem gemeinsamen 
Mittagsimbiss eröffnete Thomas Kiwitt (Leitender Techni­
scher Direktor beim Verband Region Stuttgart) die Tagung. 
In seiner Einführung betonte er die Bedeutung eines offe­
nen Diskurses über planerische Ansprüche und reale Um­
setzungsspielräume – insbesondere vor dem Hintergrund 
multipler Krisen, wachsender Transformationsanforde­
rungen und begrenzter Ressourcen. 

Ein Rückblick auf die im Vorjahr entwickelten The- 
sen für eine zukunftsfähige Planungspraxis (Antoni/Gornik/
Heptig et al. 2026) bildete die inhaltliche Brücke zur aktu­

ZWISCHEN ANSPRUCH UND 
WIRKLICHKEIT
Jahrestagung 2025: Das Forum Nachwuchs diskutiert 
Handlungsräume und Grenzen der Raumplanung

Keynote von Stephan Reiß-Schmidt
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ellen Jahrestagung. Auf dieser Grundlage eröffnete Stephan 
Reiß-Schmidt (Stadtdirektor a. D. München, freier Berater, 
Autor) mit seiner Keynote den fachlichen Teil. In seiner Ein­
führung betonte er die Bedeutung eines offenen und ehr­
lichen Diskurses über planerische Ansprüche und deren 
reale Umsetzungsspielräume. Diese sind mit multiplen Kri­
sen, gesellschaftlicher Polarisierung sowie einer spürbaren 
Ermüdung und eines zunehmenden Vertrauensverlusts in 
Politik und öffentliche Institutionen konfrontiert. Zugleich 
stellte er die Frage nach Herausforderungen und der Wirk­
samkeit von Raumplanung in Zeiten der skizzierten Poly­
krise und unterstrich die Notwendigkeit, mit Unsicher­
heit(en) konstruktiv umzugehen. 

Wie wird geplant? 
Im Anschluss stellten Referierende in frühen Karrierepha­
sen und aus unterschiedlichen institutionellen Kontexten 
ihre Perspektiven in kurzen Impulsen vor. Der erste the­
matische Block widmete sich dabei der Frage, wie Planung 
heute (aus)gestaltet wird. Beiträge zur „transformativen 
Verwaltung“ verwiesen auf die Rolle planerischer Institu­
tionen zwischen Steuerung, Moderation und Anpassung. 
Weitere Inputs griffen interkommunale Zusammenarbeit, 
den Umgang mit gesellschaftspolitischen Widerständen in 
Planungsprozessen sowie den Einsatz digitaler Werkzeuge 
in der Planung auf.

Anschließend wurden die Impulse an Thementischen 
– jeweils moderiert von einem Tandem aus den Referie­
renden und einer erfahrenen Fachperson – vertiefend dis­
kutiert. Im Mittelpunkt stand neben dem Dialog zwischen 
Wissenschaft und Praxis hier auch explizit der generations­
übergreifende Austausch. Die Diskussionen an den The­
mentischen verdeutlichten, dass Planung zunehmend als 
kooperativer, lernender und konflikthafter Prozess ver- 
standen werden muss. Gemeinsam reflektierten die Teil­

nehmenden, welche Voraussetzungen für eine handlungs­
fähige Planung notwendig sind und wo institutionelle oder 
rechtliche Grenzen verlaufen.

Was wird geplant?
Der zweite thematische Block nahm die Inhalte der Planung 
in den Blick. Impulse zu Smart-City-Ansätzen, Naturschutz, 
Wohnen und Bestandsnutzung sowie zu Innovations­
hemmnissen im Bauwesen zeigten die Bandbreite aktu- 
eller Herausforderungen. Deutlich wurde, dass viele The­
men von Zielkonflikten geprägt sind, etwa zwischen Klima­
schutz, Flächenverbrauch, sozialer Gerechtigkeit und wirt­
schaftlichen Interessen.

In moderierten Tischdiskussionen, die auch in diesem 
Block von einem Tandem aus einer Person aus einer frühen 
Karrierephase und einer erfahrenen Fachperson geleitet 
wurden, arbeiteten die Teilnehmenden Gemeinsamkeiten, 
Unterschiede und offene Fragen heraus. Die Reflexion im 
Plenum bündelte zentrale Erkenntnisse und machte Quer­
verbindungen zwischen den Themenfeldern sichtbar.

Vertiefung und Ausblick am zweiten Tag
Der zweite Tag begann mit einer Rückschau auf die Dis­
kussionsergebnisse des Vortages und einem offenen Rund­
gang entlang der dokumentierten Ergebnisse der Themen­
tische. Den zentralen Schwerpunkt des Tages bildete die 
sich anschließende Fishbowl-Diskussion zu übergreifenden 
Herausforderungen der Planungspraxis.

Im Mittelpunkt stand die Frage, wie Planung stärker in 
Gesellschaft, Verwaltung und Politik verankert werden 
kann. Diskutiert wurde der notwendige Mut zum Konflikt 
sowie die Bedeutung früher Bildung und Ausbildung, etwa 
durch die stärkere Verankerung planerischer Inhalte in 
Schule, Studium und durch Praktika. Ein wiederkehrendes 
Thema war zudem das Verhältnis von Politik und planender 

Thementische und Diskussionen in Kleingruppen
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Verwaltung: Daran schloss sich die Frage an, welches Rol­
lenverständnis von Planer:innen für eine gute räumliche 
Entwicklung vorteilhaft ist. In der öffentlichen Wahrneh­
mung fehle häufig das Verständnis für die unterschied­
lichen Funktionen und Aufgaben von fachlich beratender 
und umsetzender (Planungs-)Verwaltung und den Ent­
scheidungen, die von der Kommunalpolitik getroffen wer­
den. Ein weiterer Diskussionsstrang widmete sich Fragen 
der Aus- und Fortbildung sowie zentralen Soft Skills. Neben 
fachlichen Kompetenzen wurden insbesondere Resilienz 
sowie Fähigkeiten des Storytellings und Vermittlungsfähig­
keit gegenüber der Politik und Bevölkerung hervorge­
hoben. Die Planung verfüge kaum über eine Lobby in der 
Gesellschaft; umso wichtiger sei es, Nutzen und Erfolge 
planerischer Arbeit verständlich zu kommunizieren und 
psychologische Perspektiven stärker zu berücksichtigen.

Schließlich wurde auch der Umgang mit politischen 
Spannungen und populistischen Entwicklungen diskutiert. 
Thematisiert wurden die Grenzen fachlicher Planung bei 
veränderten politischen Mehrheiten, gesellschaftlicher 
Polarisierung und im Zuge des Vertrauensverlustes in Poli­

tik und öffentliche Institutionen. Zugleich wurde auch der 
Bedarf an neuen Formaten und kommunikativen Kompe­
tenzen betont, etwa im Hinblick auf den Umgang mit po­
pulistischen Akteur:innen und den dazugehörigen Argu­
mentationsmustern.

In der Zusammenfassung wurde deutlich: Planung 
muss mutiger gedacht und stärker gesellschaftlich vermit­
telt werden. Sie benötigt Verbündete, ein überzeugenderes 
Narrativ für ihre Abwägungen und eine bewusstere Aus­
einandersetzung mit Emotionen und politischen Rahmen­
bedingungen. Das Verhältnis von Planung, Verwaltung und 
Politik bleibt dabei ein zentrales Spannungsfeld, das Resi­
lienz, methodische Stärke und eine klare professionelle 
Haltung erfordert.

Zum Abschluss des inhaltlich-fachlichen Tagungsteils 
wurden zentrale Diskussionslinien noch einmal zusammen­
geführt und ein Ausblick auf die Aktivitäten und die weitere 
Arbeit des Forums Nachwuchs gegeben. Dabei wurde ins­
besondere die Bedeutung kontinuierlicher Reflexion, ge­
nerationsübergreifender Lernprozesse und eines offenen 
Umgangs mit Zielkonflikten betont.

Gruppenfoto der Tagungsteilnehmenden
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Exkursion und informeller Austausch
Den Abschluss der Jahrestagung bildete eine Exkursion 
zur Baustelle Stuttgart 21 mit Führung durch den Info 
TurmStuttgart. Sie bot einen anschaulichen Einblick in ein 
komplexes Infrastrukturprojekt und schuf noch einmal 
Raum für informellen Austausch und Vernetzung.

Dank und Ausblick
Das Forum Nachwuchs dankt allen Referierenden und Teil­
nehmenden sowie dem Verband Region Stuttgart und der 
Geschäftsstelle der ARL für die Unterstützung der Jahres­

tagung 2025. Ein herzlicher Dank geht auch an den Förder­
kreis für Raum- und Umweltforschung (FRU) für die Er­
möglichung des generationsübergreifenden Austausches 
am ersten Tag. 

Die Diskussionen haben gezeigt, wie wichtig der kon­
tinuierliche Dialog über Anspruch und Wirklichkeit der 
Raumplanung ist. Die gewonnenen Impulse sollen in die 
weitere Arbeit des Forums Nachwuchs einfließen und den 
fachlichen Austausch zu diesen Themen über die Jahresta­
gung hinaus stärken.
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Am 30. Oktober 2025 veranstaltete das ARL-Forum Bay- 
ern eine digitale Fachtagung zum Thema „Neue Sicher­
heitslage in Europa – Konsequenzen für die Raumordnung“. 
Dabei wurden die zunehmenden sicherheitspolitischen 
Bedrohungslagen in Europa thematisiert und es wurde 
diskutiert, wie Raumordnung und Raumentwicklung zur 
Verteidigungsfähigkeit und zur Krisenfestigkeit kritischer 
Infrastrukturen und Regionen beitragen können. Im Fokus 
standen aktuelle Herausforderungen durch Naturkatas­
trophen, hybride Angriffe und geopolitische Risiken, die 
Notwendigkeit und Ansatzpunkte einer resilienten und 
krisenfesten Raumentwicklung verdeutlichten.

Dieser Beitrag gibt einen kurzen Überblick über die 
Vorträge der Fachtagung. Generalleutnant a.  D. Martin 
Schelleis vom Malteser Hilfsdienst widmete sich in seinem 
Keynote-Vortrag dem Thema „Neue Bedrohungslagen, 
neue Antworten – Was Deutschland für den Schutz von 
Bevölkerung und Infrastruktur tun muss“. Er hob in seiner 
jetzigen Funktion als Bundesbeauftragter für Krisenresi­
lienz des Malteser Hilfsdienstes die wachsende Bedro­
hungsvielfalt hervor, darunter Naturkatastrophen und 
hybride Konflikte. Er verdeutlichte, dass ein gesamtge­
sellschaftlicher Ansatz für Vorsorge und Sicherheit nötig 
sei und dass die staatlichen und zivilgesellschaftlichen Ins­
titutionen auf allen Ebenen dabei eine zentrale Rolle ein­
nähmen. Die Verzahnung von militärischer Verteidigungs­
fähigkeit, Zivilschutz und dem Ausbau entsprechender 
Infrastrukturen (Dual Use) sei essenziell, um Krisen robust 
begegnen zu können. Martin Schelleis sieht insbesondere 
einen Nachholbedarf im Unterstützungsbereich der Streit­
kräfte. Der Raumordnung empfahl er die Prüfung der Rele­
vanz und Übertragbarkeit von Maßnahmen aus dem „Um­
setzungsplan der Deutsche Strategie zur Stärkung der 
Resilienz gegenüber Katastrophen“ (BMI 2024).

Anschließend erläuterten Susanne Krings vom Bun­
desamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) und Christian Mader vom Bayerischen Staatsmi­
nisterium des Innern in ihrem gemeinsamen Vortrag 
„Zivile Verteidigung und Schutz kritischer Infrastrukturen 
– Folgen für die räumliche Planung?“ Definition und Ab­
grenzung der sogenannten Gesamtverteidigung und der 

kritischen Infrastrukturen (KRITIS). Sie betonten, dass 
moderne Gesamtverteidigung neben Verteidigung und Zi­
vilschutz auch die Sicherstellung der Versorgung und die 
institutionelle Resilienz umfasse. Im All-Gefahren-Ansatz 
(zivile/militärische Gefahren, technische und gesellschaft­
liche Risiken) ist die proaktive, planende Zusammenarbeit 
über Ressort- und Ebenengrenzen hinweg unerlässlich. 
Susanne Krings stellte in diesem Kontext auch das Inte­
grierte Risikomanagement als Schutzkonzept des BBK vor, 
das neben dem Risikomanagement kritischer Infrastruktu­
ren auch das der staatlichen und kommunalen Stellen um­
fasst und zu einem Krisenmanagement verknüpft werden 
soll. 

Christian Mader brachte die bayerische Landes­
perspektive ein und erläuterte die Bedeutung gesetz- 
licher Neuerungen, speziell des KRITIS-Dachgesetzes. Den 
Schutz kritischer Infrastrukturen ordnete er in den aktuell 
verschärften geopolitischen Kontext ein: Die fortwährende 
Bedrohung durch internationale Konflikte, hybride Angriffe 
und technische Störfälle mache eine umfassende gesamt­
staatliche und föderale Koordination erforderlich. Christi-
an Mader betonte die Verantwortung der Länder in der 
Umsetzung bundesweiter Vorgaben und stellte zentrale 
Neuerungen des geplanten KRITIS-Dachgesetzes vor. Den 
Schwerpunkt legte er auf die Notwendigkeit, die Resilienz 
kritischer Infrastrukturen vorausschauend und systema­
tisch zu stärken. Dafür seien nicht nur technische Maß­
nahmen entscheidend, sondern auch organisatorische und 
personelle Vorsorge über die Betriebe und die gesamte 
Verwaltung hinweg.

Prof.  Dr.  Andreas Klee aus der Geschäftsstelle der 
ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz- 
Gemeinschaft stellte die Ergebnisse des Ad-hoc-Arbeits­
kreises der ARL zum Thema „Resiliente Raumstrukturen – 
Vorsorge gegen Auswirkungen von Sabotage und eines 
möglichen bewaffneten Konflikts in Deutschland“ vor. Der 
Arbeitskreis empfiehlt, Resilienz als Leitmotiv in Planung 
und Gesetzgebung fest zu verankern. Der Aufbau krisen­
fester Strukturen und die Verstetigung von Risiko- und 
Vorsorgemanagement sollte als zentrale Aufgabe im regio­
nalen und landesweiten Kontext gewährleistet werden.

NEUE SICHERHEITSLAGE 
IN EUROPA
Konsequenzen für die Raumordnung
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Die Instrumente der Raumordnung und Raument­
wicklung sollten vor diesem Hintergrund wie folgt ange­
passt werden:

	> Festlegungen zur Erhöhung der Resilienz (z. B. Siche­
rung von Trassen und Standorten zur Erhöhung von 
Redundanz)

	> Festlegungen zur Unterstützung militärischer Belange 
(z. B. Sammel- und Aufmarschplätze)

	> Festlegungen zur Sicherung raumbedeutsamer ziviler 
Infrastruktur von militärischem Interesse (vgl. für zu­
sammenfassende Empfehlungen des Ad-hoc-Arbeits­
kreises auch den Themenbeitrag von Axel Priebs und 
Andreas Klee im selben Heft).

Dr. Matthias Furkert vom BBSR – Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung referierte über „Krisen­
feste Raum- und Infrastrukturen – Zentrale Erkenntnisse 
aus dem bundesweiten Modellvorhaben der Raumord­
nung“. Er präsentierte empirisch gewonnene Erkennt- 
nisse aus einem Modellvorhaben der Raumordnung 
(MORO). Gegenstand war die Frage, wie Versorgungs- 
und Infrastrukturrobustheit bei Krisen sichergestellt wer­
den kann. Ziel des Vorhabens war es, das Zentrale- 
Orte-Konzept und bisherige Strategien zur Sicherung der 
Daseinsvorsorge vor dem Hintergrund zunehmender und 
multipler Krisen auf den Prüfstand zu stellen. Im Zentrum 
der Untersuchungen standen auf der einen Seite die Kri­
senanfälligkeit zentralörtlich relevanter Siedlungs- und 
Infrastrukturen sowie auf der anderen Seite Strategien zur 
Resilienzbildung über die Institutionen, Instrumente und 
Verfahren der Raumplanung. Die Kernfrage des Projekts 
lautete: „Wie sichern wir Daseinsvorsorge für den Krisen­
fall?“

Das MORO erarbeitete für die Ebenen der Landespla­
nung und der Regionalplanung nachfolgende Ergebnisse:

	> Landesplanung: Die zentrale Aufgabe der Landespla­
nung müsse darin bestehen, sachliche und räumliche 
Kriterien zur Definition der raumbedeutsamen kriti­
schen Infrastrukturen (KRITIS) im Sinne des § 2 Abs. 2 
Nr. 3 S. 4 ROG festzulegen. Sie sollte zudem Vorgaben an 
die Regionalplanung formulieren, damit KRITIS in den 
Regionalplänen verbindlich festgelegt werden. Zwei 
grundlegende Festlegungsvorschläge betreffen zum ei­
nen die Bestimmung, dass KRITIS Einrichtungen und 
Netze sind, deren Ausfall zu erheblichen überörtlichen 
Folgen wie Versorgungsengpässen oder Sicherheits­
störungen führt, und zum anderen, dass neue KRITIS 
außerhalb von Krisen-Dispositionsbereichen errichtet 
werden sollten. Wenn keine alternativen Standorte 
möglich sind, müssen geeignete Schutzmaßnahmen er­
griffen werden, um ihre Funktionsfähigkeit im Krisenfall 
sicherzustellen.

	> Regionalplanung: Auf Ebene der Regionalplanung sind 
regional raumbedeutsame KRITIS zu bestimmen, wobei 
keine einheitlichen Schwellenwerte gelten können, da 

die Kritikalität je nach räumlichem Kontext variiert. Die 
Bewertung ergibt sich aus der Funktion Zentraler Orte 
im Raum sowie der möglichen Schwere und Dauer von 
Kaskadeneffekten bei Ausfällen. Mangels ausreichender 
Daten und wegen der Grenzen planerischer Zuständig­
keit wird empfohlen, sich auf die Analyse der Redundanz 
von Infrastrukturen und deren Erreichbarkeit zu konzen­
trieren.

Die Ergebnisse zeigen, dass Standortwahl, Redun­
danz und multifunktionale Nutzung die Krisenfestigkeit 
von KRITIS stärken können. Daraus lassen sich Handlungs­
empfehlungen für die Planungspraxis und Kooperation aller 
relevanten Akteure ableiten
(vgl. hierzu auch: https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/
forschung/programme/moro/studien/2021/krisenfeste- 
raum-und-infrastrukturen/01-start.html). 

Als Ergebnis der Fachtagung lässt sich festhalten, 
dass aus der neuen Sicherheitslage weitreichende Konse­
quenzen für die Landes- und Regionalplanung resultieren: 
Die Sicherung und Vorsorge für kritische Infrastrukturen 
muss querschnittsorientiert in alle Planungsstufen inte­
griert werden. Planerische Instrumente und räumliche 
Festlegungen sind mit Blick auf Krisenfestigkeit (Redun­
danz, Robustheit, Flexibilität, Kooperation) weiterzuent­
wickeln und rechtliche Anpassungen – insbesondere im 
Baugesetzbuch und Raumordnungsgesetz – erforderlich. 
Zudem erscheint eine länderübergreifende Planung, ver­
stärkte Information und Akteurskooperation sowie die 
stärkere Verankerung von Resilienz und Bevölkerungs­
schutz als Daueraufgaben in Studium, Forschung und 
Praxis erforderlich.

S E B A S TI A N B Ü CH S
Regierung von Unterfranken
sebastian.buechs@reg-ufr.bayern.de

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Geschäftsstelle der ARL
andreas.klee@arl-net.de
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Diese Frage stand in einem Fachgespräch am 5. Dezember 
2025 an der Leuphana Universität Lüneburg im Mittel­
punkt. Eingeladen hatte das Amt für regionale Landes­
entwicklung (ArL) Lüneburg die Bürgermeister:innen der 
Ober- und Mittelzentren des nordöstlichen Amtsbezirks 
in Niedersachsen. 

In Nordost-Niedersachsen sind 18 Städte und Ge­
meinden durch das Landes-Raumordnungsprogramm als 
Mittelzentren ausgewiesen. Sie tragen eine besondere 
Verantwortung: Sie sichern wichtige Versorgungsangebote 
– für ihre eigene Bevölkerung ebenso wie für ihr Umland – 
und leisten damit einen wesentlichen Beitrag zur Lebens­
qualität in den ländlichen Räumen. Starke Mittelzentren 
sind entscheidend für gleichwertige Lebensverhältnisse in 
Niedersachsen.

In Lüneburg ging es nun um die Wahrnehmung zen­
traler Versorgungsfunktionen, um aktuelle Herausforde­
rungen sowie eine mögliche Unterstützung für die Mittel­
zentren durch das Land. Nach der Begrüßung durch die 
Landesbeauftragte Karin Beckmann führte Prof.  Dr.  Axel 
Priebs, Präsident der ARL – Akademie für Raumentwicklung 
in der Leibniz-Gemeinschaft, mit einem Impulsvortrag 
fachlich ins Thema ein. Axel Priebs hob vor allem die Be­
deutung der Mittelzentren als Leistungsträger der Regio­
nalentwicklung hervor. 

Anschließend folgten Statements aus der kommu­
nalpolitischen Praxis von Helma Spöring, Bürgermeisterin 
der Stadt Walsrode, Henning Fricke, Bürgermeister der 
Samtgemeinde Zeven, Sascha Liwke, Bürgermeister der 
Samtgemeinde Lüchow, und Lutz Brockmann, Bürger­
meister der Stadt Verden (Aller), zu der Leitfrage „Was 
macht Mittelzentren stark – und wie kann das Land sie un­
terstützen?“

In der sich anschließenden Diskussion, die von Dr. 
Stefano Panebianco, ArL Lüneburg, moderiert wurde, 
stand der intensive Austausch zu Anforderungen und Er­
wartungen der Mittelzentren an das Land Niedersachsen 
im Mittelpunkt.

Das Fachgespräch endete mit einem von Axel Priebs 
moderierten Workshop, in dem zentrale Aussagen zu 
Kernthemen der Mittelzentren formuliert und in einem 
Positionspapier zur Weitergabe an die niedersächsische 
Staatskanzlei festgehalten wurden.

MITTELZENTREN 
Kraftpole der ländlichen Räume in Nordost-Niedersachsen?
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Am 27. und 28. November 2025 fand in den Räumen des 
Technologiezentrums Mafinex in Mannheim die 104. Mit­
gliederversammlung der ARL statt. Das Präsidium konnte 
rund 80 Mitglieder begrüßen. Die meisten waren vor Ort 
dabei, einige Mitglieder waren digital zugeschaltet.

Christian Specht, Oberbürgermeister der Stadt 
Mannheim und Mitglied der Akademie, ging zu Beginn in 
seinem Vortrag „Aktuelle Themen der Stadt- und Raum­
entwicklung in finanziellen Extremsituationen in den Kom­
munen“ auf die Situation der Stadt Mannheim ein, die sich, 
wie die meisten anderen Großstädte in Deutschland, in 
einer Phase multipler Krisen befindet. Christian Specht 
führte aus, dass sich die finanzielle Lage der Kommunen 
in Deutschland drastisch verschlechtert habe, für 2025 
werde ein Defizit von rund 30 Milliarden Euro erwartet. Für 
Mannheim, eine noch immer stark industriell geprägte 
Stadt, kämen noch Absatzprobleme der lokalen Industrien 
aufgrund der geopolitischen Lage hinzu. Er gehe von einer 
massiven Deindustrialisierung aus, auch aufgrund der ho­
hen Energiekosten, die die Grundstoffunternehmen der 
Industrie nicht mehr wettbewerbsfähig arbeiten lassen. Um 
dem permanenten Strukturwandel zu begegnen, habe die 
Stadt Mannheim acht Gründerzentren errichtet. 

Christian Specht thematisierte auch die Herausfor­
derungen bei der Integration von Geflüchteten und bei der 
Unterstützung von rund 100.000 Personen, die in Mann­
heim Transferleistungen erhalten. Anschließend skizzierte 
er Wege, wie die kommunalen Daseinsvorsorgeleistungen 
in Zukunft finanziert werden könnten. Er schlug insbeson­
dere eine stärkere Regionalisierung von Aufgaben vor, um 
effizientere Leistungen anbieten zu können. Als Beispiel 
nannte er die kürzlich gegründete Wärmewende-Akademie 
in Mannheim sowie Reformbemühungen bei der Versor­
gung mit Krankenhäusern in der Rhein-Neckar-Region. Ab­
schließend erläuterte der Oberbürgermeister die Ziele der 
Umnutzung von ehemaligen militärischen Liegenschaften 
sowie die Möglichkeiten der Entwicklung von Geothermie 
am Standort Mannheim.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung wurden fol­
gende Personen für die Dauer von zehn Jahren erstmals 
zum Akademiemitglied gewählt:

	> Dr. Bastian Lange, Büro multiplicities, Berlin

	> Prof. Dr. Matthias Proske, Verband Region Karlsruhe

	> Dr. Nadine Kießling, Regionalverband Bodensee-Ober­
schwaben, Ravensburg

Folgende Mitglieder wurden erneut für zehn Jahre 
zum Akademiemitglied gewählt:

	> Dr. Elke Bojarra-Becker, Deutsches Institut für Urba­
nistik, Köln

	> Prof. Dr. Gisela Färber, Deutsche Universität für Ver­
waltungswissenschaften, Speyer

104. MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
DER ARL

V. l. n. r.: Susan Grotefels, Vizepräsidentin der ARL, übergibt Christian 
Specht (MdA) und Oberbürgermeister der Stadt Mannheim ein kleines 
Präsent als Dankeschön
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	> Prof. Dr. Markus Hesse, Universität Luxemburg

	> Karl-Heinz Hoffmann, Görwihl

	> Prof. Dr. Karina Pallagst, Rheinland-Pfälzische Technische 
Universität Kaiserslautern-Landau

	> Dr. Ludwig Scharmann, Leipzig

	> Dr. Holger Schmitz, Kanzlei Noerr Partnerschaftsgesell­
schaft, Berlin

	> Prof. Dr. Christina von Haaren, Leibniz Universität 
Hannover

	> Prof. Dr. Brigitte Wotha, Fachhochschule Kiel

Im Anschluss wurden Ergebnisse aus zwei Arbeitskrei­
sen präsentiert. Zum einen stellte Petra Ilona Schmidt- 
Kaden Ergebnisse des von ihr geleiteten Arbeitskrei- 
ses „Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz“ vor. 
Selbst gestecktes Ziel des Arbeitskreises war es, Hand­
lungsempfehlungen für die Praxis der Landes- und Regio­
nalplanung zur Umsetzung des Bundesraumordnungsplans 
Hochwasserschutz (BRP HWS) zu erarbeiten. Der Schwer­
punkt lag auf umsetzbaren Lösungsansätzen für die Pla­
nungspraxis – vor dem Hintergrund der bereits im Plan 
formulierten Anforderungen. Die Handlungsempfehlun- 
gen befassen sich nicht nur eingehend mit der Zusammen­
arbeit mit der Fachplanung und den für den wasserwirt­
schaftlichen Hochwasserschutz zuständigen Stellen, son­
dern auch mit der intensiven Abstimmung mit den Nach- 
barländern und -regionen und der kommunalen Ebene, ins­
besondere zur Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung. 
Darüber hinaus wurde im Arbeitskreis die Frage gestellt, 
welche Kosten-Nutzen-Rechnungen notwendig erschei­
nen, wenn kommunale/regionale Sicherungsmaßnahmen 
getroffen werden, die über die gängigen Hochwasser­
schutzmaßnahmen hinausgehen.

Zum anderen berichtete Dr. Sabine Zillmer über den 
Ad-hoc-Arbeitskreis „Facilitating Cross Border Solutions“. 
Der Arbeitskreis widmete sich einem Instrument zur Über­
windung grenzüberschreitender administrativer und recht­
licher Hindernisse in der EU: BRIDGEforEU. Sabine Zillmer 
erläuterte die Zielsetzungen und die konkrete Ausgestal­
tung des neuen Instrumentes. Trotz des Nutzens zur Über­
windung von Hindernissen durch Mechanismen wie z.  B. 
grenzüberschreitende Kontaktstellen bleibt die Einschät­
zung der Wirksamkeit durch seinen freiwilligen Charakter, 
das Fehlen garantierter Ergebnisse sowie aufgrund der Be­
denken hinsichtlich Klarheit, Kapazität und nationaler Sou­
veränität eingeschränkt. Wichtig für eine erfolgreiche 
Anwendung sei überdies eine kooperative und offene Ver­
waltungsmentalität. Sabine Zillmer stellte eine Reihe von 
Empfehlungen des Ad-hoc-Arbeitskreises zur weiteren Op­
timierung und Umsetzung des Instrumentes vor.

Zu Mitgliedern des Wahlausschusses für die Jahre 
2026 und 2027 wurden gewählt:

	> Prof. Dr. Doris Damyanovic, Universität für Bodenkultur 
Wien/Österreich

	> Prof. Dr. Ludger Gailing, Brandenburgische Technische 
Universität Cottbus-Senftenberg

	> Prof. Dr. Uta Hohn, Ruhr-Universität Bochum

	> Dr. Marco Pütz, Eidgenössische Forschungsanstalt für 
Wald, Schnee und Landschaft, Birmensdorf/Schweiz

	> Prof. Dr. Peter Schmitt, Stockholm University/Schweden

	> Maria Wagener, Regionalverband Ruhr, Essen

Gemäß den Regeln der ARL zur Sicherung guter wis­
senschaftlicher Praxis und Verfahren zum Umgang mit 
wissenschaftlichem Fehlverhalten wurden erneut Prof. Dr.  
Catrin Schmidt (Technische Universität Dresden) zur Om­
budsperson sowie Prof. Dr. Theo Kötter (Universität Bonn) 
zur stellvertretenden Ombudsperson für die Jahre 2026 
und 2027 gewählt.

Den Abschluss der Mitgliederversammlung bildeten 
Berichte aus dem Beirat für Raumentwicklung und aus dem 
Hauptausschuss der Raumentwicklungsministerkonferenz. 
Die ARL ist über ihre Generalsekretärin im Beirat für Raum­
entwicklung als ständiger Gast vertreten. Prof.  Dr.  Antje 
Bruns berichtete über die Arbeit in der aktuellen Legislatur, 
insbesondere über die Arbeitsgruppen „Planungsbeschleu­
nigung“, „Räumliche Struktur des Ausbaus erneuerbarer 
Energien und Netze“ und „Flächenkonkurrenzen“. Die an­
wesenden Akademiemitglieder Ludger Gailing, Prof.  Dr.   
Stefan Siedentop und Oliver Weidlich, die ebenfalls Mit­
glieder im Beirat für Raumentwicklung sind, ergänzten den 
Bericht. Die ARL hat zudem einen Gaststatus im Haupt­
ausschuss der Raumentwicklungsministerkonferenz, den 
der Präsident wahrnimmt. Prof. Dr. Axel Priebs berichtete 
über die dort verhandelten Themen. Er ging insbesondere 
auf die Themen „Resiliente Raumstrukturen“, „Europäische 
Kohäsionspolitik“ und „Leitbild Flächenbedarfe und Flä­
chenkonkurrenzen gestalten“ ein.

Schließlich wurden die auf der Website der ARL ver­
fügbaren Länderprofile von Dr. Christian Strauß als Leiter 
des begleitenden Redaktionsausschusses und Dr. Sebastian 
Krätzig aus der ARL-Geschäftsstelle vorgestellt. Sie unter­
strichen deren Nutzen für die fachliche Community: Die 
Länderprofile sind eine systematisierte, grundlagenorien­
tierte Beschreibung zur jeweiligen Raumordnung und 
Raumentwicklung der deutschen Länder. Sie beginnen mit 
einer geographischen und administrativen Einordnung und 
stellen anschließend die Organisationsform, die formellen 
und informellen Instrumente der Landes- sowie der Regio­
nalplanung und besondere Formate der Landes- und Re­
gionalentwicklung vor. Das macht die fachlich editierten 
Länderprofile zu einer wichtigen Ressource für verglei­
chende Planungsforschung, für Lehre, Ausbildung und 
Praxis. Das zeigt sich nicht nur in den hohen Download­
zahlen, sondern auch durch zahlreiche Rückmeldungen aus 
der Mitgliederversammlung, die ihren fachlichen Nutzen 
und Gewinn bestätigten.

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Leitung der Zentralabteilung / Stellvertretung der Generalsekretärin
Tel. +49 511 34842 39 
andreas.klee@arl-net.de
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Mit ihrer inter- und transdisziplinären, netzwerkförmigen 
Arbeitsweise verfolgt die ARL das Ziel, raumbezogenes 
Wissen für Wissenschaft und Praxis, Fachplanungen, Ver­
waltung und Politik zu erarbeiten und frei verfügbar zu 
machen. Obwohl sich Ansätze und Methoden zur Wir­
kungserfassung und analyse noch in der Entwicklung be­
finden, trägt die ARL bereits seit geraumer Zeit kontinuier­
lich zur methodischen und reflexiven Weiterentwicklung in 
diesem Feld bei.

Finanziell unterstützt wird dies durch das seit dem 1. 
Juli 2024 laufende Drittmittelprojekt „Wirkungsanalyse der 
netzwerkförmigen Arbeitsweise der ARL. Gesellschaftliche 
Relevanz und Wirksamkeit der ARL reflektieren und gestalt­
bar machen“, das vom niedersächsischen Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur gefördert wird. 

Derzeit sind im Projekt drei Mitarbeiter:innen mit un­
terschiedlichen Aufgabenfeldern betraut:

Anke Manukjan ist Diplom-Sozialwissenschaftlerin 
und zuständig für die Konzeption von Fragebögen, für se­
mi-strukturierte Interviews und weitere Instrumente der 
Wirkungserfassung sowie für die Auswertung, Aufberei­
tung und Analyse des erhobenen qualitativen und quanti­
tativen Datenmaterials.

Peter Kohlstedt hat Wirtschaftsinformatik studiert 
und administriert alle technisch-infrastrukturellen Belange 
im Projekt. Dazu zählt die Erstellung von Online-Umfragen, 
die Programmierung und Pflege der ARL-Wirkungsdaten­
bank und des Literaturverwaltungssystems Citavi.

Elnaz Najjar studiert im Master Umwelt- und Regio­
nalplanung an der Leibniz Universität Hannover und unter­
stützt als wissenschaftliche Hilfskraft bei der Archivierung 
und Auswertung von quantitativem und qualitativem Da­
tenmaterial und der Pflege der Citavi-Literaturdatenbank.

Das Projekt ist in der Stabsstelle „Qualitäts- und Wir­
kungsmanagement“ angesiedelt und wird vom Stabsstel­
lenleiter Dr. Maximilian Räthel koordiniert.

Seit Projektbeginn wurde die Systematik zur Wir­
kungserfassung und -analyse konzeptionell weiterent­
wickelt, strategisch neu ausgerichtet und systematisch 
angewendet. Im Folgenden wird der neue Wirkungsma­
nagementprozess erläutert und die sich in der Anwen­
dungsphase befindlichen Tools und Methoden zur Wir­
kungserfassung und -analyse näher vorgestellt.

Wirkungszusammenhänge sichtbar machen: 
Das Wirkmodell der ARL
Um ihre Wirkungen systematisch zu erfassen und Zu­
sammenhänge zu analysieren, stützt sich die ARL auf ein 
eigenes Wirkmodell. Dieses basiert auf dem Input-Out-
put-Outcome-Impact-Modell, wird jedoch um die zu- 
sätzliche Säule des sogenannten Throughput erweitert. 
Zugleich wird das Modell nicht linear, sondern zirkulär ge­
dacht, um der inter- und transdisziplinären Arbeitsweise 
der ARL besser zu entsprechen.

Das Wissen und die Expertise der Mitglieder und 
Mitwirkenden im Netzwerk bilden die Basis; ihr Engage­
ment und ihre Zusammenarbeit werden durch die Fach­
kompetenz sowie die infrastrukturellen und finanziellen 
Ressourcen der ARL-Geschäftsstelle, die sie als soziale 
Forschungsinfrastruktur bereitstellt, unterstützt (Input). 
So wird die inter- und transdisziplinäre Zusammenarbeit 
der raumbezogenen Wissenschaft und Praxis in der ARL 
ermöglicht. Der Prozess der Wissensintegration erzeugt 
den Throughput: Dieser umfasst das gemeinsam erarbei­
tete Wissen, den Wissensaustausch sowie die vielfältigen 
Lern- und Netzwerkeffekte. Der Throughput fließt in die 
hauptamtlichen Tätigkeiten der Beteiligten ein (Synthese­
wissen) und kann Grundlage für weiterführende Netz­
werkeffekte (z.  B. Kooperationen, Projektanträge etc.) 
sein. Eine Besonderheit der ARL-Arbeitsweise ist, dass aus 
dem Synthesewissen zugleich direkter Output in Form von 
Veröffentlichungen und Veranstaltungen sowie (in)direkt 
Outcome hervorgehen. Outcome umfasst die Effekte auf 
Zielgruppenebene (beispielsweise auf den Ebenen der 
raumbezogenen Fachpraxis oder der Verwaltung) und die 
Vermittlung der Erkenntnisse an Intermediäre sowie Mul­
tiplikator:innen (andere Fachverbände, Medien, Politik). 
Diese können durch ihren realweltlichen Einfluss Verände­
rungen im Handlungsfeld und damit über den Arbeits- und 
Forschungsprozess in der ARL hinaus anstoßen. Daran an­
knüpfend beschreibt der Impact mittel- bis langfristige 
gesellschaftliche Wirkungen, die durch Outcome angesto­
ßen, aber nicht direkt verursacht, bzw. in aller Regel nicht 
eindeutig auf bestimmte Outputs und Outcomes und ihre 
Wirkungen zurückgeführt werden können.

WIRKUNGSERFASSUNG UND 
-ANALYSE IN DER ARL
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Das Wirkmodell erlaubt es, die geplanten, intendier­
ten und eingetretenen Wirkungen der Ergebnisse aus den 
Arbeits- und Transferformaten der ARL und ihrem Netz­
werk systematisch zu erfassen und im Rahmen des über­
greifenden Wirkungsmanagements darzustellen, zu kon­
textualisieren und Wirkungspfade nachzuzeichnen, um 
Wirkungen besser zu verstehen.

Steuerung von Wirkung: 
Wirkungsmanagement in der ARL
Strategisch-konzeptionelle Grundlage für die Wirkungs­
erfassung und -analyse bildet das spezifisch für die ARL 
entwickelte Wirkungsmanagement. Es erfasst den gesam­
ten Zyklus eines Arbeits- bzw. Transferformats. Damit legt 
das Wirkungsmanagement die Basis für eine systematische 
– quantitative und qualitative – Erfassung, Analyse und Re­
flexion der Wirksamkeit der in der ARL erarbeiteten Er­
kenntnisse.

1.	Wirkung integriert betrachten und vorbereiten
Zusätzlich zur regelmäßig fortgeschriebenen mittel- 
und langfristigen Forschungs- und Arbeitsplanung wer­
den aktuelle Themen identifiziert, in denen kurzfristig 
auf gesellschaftspolitische Entwicklungen mit besonde­
rer Dynamik oder Handlungsbedarf reagiert werden 
kann (missionsorientierte Forschung). Im Rahmen der 
seit 2025 laufenden Missions können neben diversen 
Transferformaten (Veranstaltungen, Publikationen, 

Workshops und Online-Formate) auch Anträge zur 
Einrichtung neuer Arbeitskreise gestellt werden. Ob 
Arbeitskreis oder Transferformat – obligatorisch zur 
Bewilligung sind Angaben zu geplanten und intendierten 
Outputs, Outcomes und Impacts. Diese Angaben sind 
außerdem wichtige Kriterien für die vergleichende Be­
wertung der Anträge durch die fachliche Begutach­
tungskommission.

2.	Wirkung erfassen
Nach Einrichtung eines Arbeitskreises oder Transfer­
formats kommen qualitative und quantitative Erhe­
bungsinstrumente zum Einsatz, die den Arbeitsprozess 
in allen Phasen begleiten: Als Hauptinstrument zur Pla­
nung und Dokumentation der Forschungs- und Trans­
fertätigkeiten, der Abfrage von Lern- und Netzwerk­
effekten sowie von intendierten und tatsächlich einge- 
tretenen Wirkungen dient das sogenannte Impact- 
Protokoll. Um Spezifika verschiedener Arbeitskreise 
der ARL zu berücksichtigen, liegt das Impact-Protokoll 
in mehreren Versionen vor: für die zeitlich begrenzten 
Ad-hoc- und (internationalen) Arbeitskreise sowie für 
die Regionalen und Fachlichen ARL-Foren, die länger­
fristig zusammenarbeiten.

Um weitere aus der Gremienarbeit entstandene Akti­
vitäten und Wirkungen, die sich i. d. R. erst zeitlich ver­
setzt entfalten, zu erfassen, wird nach Abschluss jedes 
Formats einmal jährlich eine Befragung des ehemaligen 

Wirkmodell der ARL
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Leitungsteams mittels semi-strukturierter Interviews 
durchgeführt. Diese Befragung findet über einen Zeit­
raum von mindestens fünf Jahren statt. So stellt die 
ARL die langfristige Erfassung von Wirkungen, die aus 
den Arbeitsformaten heraus entstehen, sicher.

Wirkungen im und durch das Netzwerk der ARL wer­
den anhand des ARL-Wirkungsbarometers alle drei 
Jahre über die Befragung der Akademiemitglieder und 
aller aktiv im Netzwerk Mitwirkenden erhoben. Ziel des 
Wirkungsbarometers ist es, systematisch Erkenntnisse 
über die identifizierten sechs Wirkungsdimensionen der 
ARL zu sammeln. Die Wirkungsdimensionen unterschei­
den die Wirkungen der ARL in verschiedenen Bereichen 
und erleichtern eine differenzierte Erfassung und Dar­
stellung: (1) Die Bedeutung der ARL als fachliches 
Netzwerk, (2) die Erzeugung raumbezogenen Wissens 
und (3) die Beteiligung an raumbezogenen Diskursen, 
(4) Beiträge zur Weiterentwicklung von planerischen 
Leitbildern, Planungszielen und -ansätzen auf politischer 
Ebene, (5) Anregung von Verbesserungen von Koope­
rations- und Kommunikationspraktiken und der Etablie­
rung neuer methodischer Ansätze in der Planungspraxis 
sowie (6) das Aufzeigen von Möglichkeiten, wie Räume 
lebenswert, krisenfest und nachhaltig gestaltet werden 
können.

Mit den Ergebnissen des Wirkungsbarometers kön­
nen Entwicklungen und Trends der wissenschaftlichen, 
praxisbezogenen und gesellschaftlichen Wirkungen der 
ARL aufgezeigt und zeitlich-räumlich über einzelne Ar­
beitsergebnisse und konkrete Outputs hinaus nachge­
halten werden.

Gremienspezifische und netzwerkweite Wirkungs­
erhebungen zielen zusammen auf eine möglichst flä­
chendeckende Wirkungserfassung. Sämtliche erfasste 
Daten werden in einer Datenbank gesammelt und auf­
bereitet, um sie für die Wirkungsanalyse digital vorzu­
halten und anlass- oder themenbezogen abrufen zu 
können.

3.	Wirkung analysieren
Parallel zur Wirkungserfassung beginnt die Analyse des 
gesammelten Daten- und Informationsmaterials. Ziel ist 
es, Aussagen zum Einfluss der inter- und transdiszipli­
nären, netzwerkförmigen Arbeitsweise der ARL und 
den daraus resultierenden Ergebnissen in der raumbe­
zogenen Wissenschaft und Praxis, in den Fachplanun­
gen, in Verwaltungen und Politik sowie in der interes­
sierten Öffentlichkeit treffen zu können und damit die 
Wege des Wissenstransfers und die Wirkungspfade bes­
ser verstehen und weiter stärken zu können. Insofern 
stellt die Wirkungserfassung auch ein wichtiges Instru­
ment zur Qualitätssicherung und Weiterentwicklung der 
spezifischen Arbeitsweise sowie des Wissenstransfers 
und der Wissenschaftskommunikation der ARL dar. Um 
die Wirkungen in ihrer Vielfalt und Komplexität aufzu­
zeigen, bedient sich die ARL dabei quantitativer und 
qualitativer Analysemethoden unter Anwendung ent­
sprechender Software (beispielsweise MAXQDA Stats).

Für die Bestimmung aussagekräftiger Ergebnisse zu 
Lern- und Netzwerkeffekten sowie zu intendierten und 
tatsächlich eingetretenen Wirkungen aus der Gremien- 
und Netzwerkarbeit sind die zugrunde liegenden Wir-
kungsindikatoren von zentraler Bedeutung. Neben 
quantitativen Indikatoren zur Messung von Outputs 
(Anzahl, Abrufe oder Rezeptionen von Veröffentli­
chungen und Transferformaten) sollen die komplexeren, 
nicht ohne Weiteres in Zahlen messbaren Outcomes und 
Impacts mithilfe qualitativer Indikatoren erfasst und 
beschrieben werden. Diese zielen darauf ab, mittel- bis 
längerfristige indirekte Effekte und Wirkungen in Wis­
senschaft, Praxis und Gesellschaft sichtbar zu machen, 
die auf Erkenntnisse und Ergebnisse aus der Gremien- 
und Netzwerkarbeit der ARL zurückzuführen sind, bzw. 
die zu einer Veränderung im fachlichen oder gesell­
schaftspolitischen Kontext beigetragen haben könnten. 
Diese Einschränkung ist wichtig, da sich ein direkter 
(mono)kausaler Zusammenhang von Ergebnis und Wir­
kung in aller Regel nicht belegen lässt, was bisherige Er­
kenntnisse aus Forschung und Empirie zu diesem Thema 
eindeutig zeigen.
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4.	Wirkung darstellen
Die erfassten Informationen zu geplanten, intendierten 
und eingetretenen Wirkungen werden so aufbereitet, 
dass sie in sogenannte Impact-Sheets und Impact-Storys 
überführt werden können. Beide Dokumente machen 
Wirkungen der ARL sichtbar, unterscheiden sich jedoch 
in ihrem Fokus: Impact-Sheets werden zu allen Arbeits- 
und Transferformaten erstellt, sie enthalten formale 
Kenndaten dieser Formate und werden nach deren Ab­
schluss mit den Informationen aus dem Impact-Proto­
koll vervollständigt. Zusätzlich werden die Abschnitte zu 
Throughput, Output, Outcome und Impact ausformu­
liert. Impact-Storys hingegen verfolgen die Entwick­
lung und Wirkung von einzelnen Themen, die von und 
in der ARL über mehrere Jahre und von verschiedenen 
Arbeits- und Transferformaten aufgegriffen und bear­
beitet werden. Die Impact-Storys sind lebende Doku­
mente, die anhand von narrativen Elementen und Einzel­
fallbeispielen die mittel- bis langfristigen Entwicklungen 
von Wirkungen sowie Wirkungspfade und -logiken in 
diesen Themenfeldern darlegen. Impact-Storys doku­
mentieren damit den Wissenszyklus zentraler Themen 
in der ARL – von ihrer Setzung über ihre Weiterentwick­
lung bis hin zu temporären Schwerpunktsetzungen.

5.	 Wirkung reflektieren
Aus den Erkenntnissen der Wirkungsanalyse können 
Maßnahmen für eine proaktivere Steuerung der Gre­
mien- und Netzwerkarbeit der ARL sowie für die Einrich­
tung neuer Missions und neuer Formate des Wissens­
transfers und der Kommunikation abgeleitet werden. 
Die Wirkungsanalyse ist somit ein zentrales Instrument 
der internen Qualitätssicherung, da sich die ARL regel­
mäßig und systematisch mit ihrem Forschungsrahmen, 
den Formaten des Wissenstransfers, ihren Zielgruppen 
sowie den angestrebten und tatsächlich erzielten Wir­
kungen auseinandersetzt – eine wichtige Selbstreflexion, 
die zur kontinuierlichen Verbesserung von Arbeitser­
gebnissen, Transfer und Wirkung beiträgt.

Ausblick
Mit der Schaffung einer methodisch-konzeptionellen 
Grundlage, der Institutionalisierung des Wirkungsmanage­
ments und dem Start der systematischen Wirkungserfas­
sung in allen neu eingerichteten Arbeits- und Transfer­
formaten der ARL sind seit dem Projektstart 2024 und 
durch die finanzielle Unterstützung des niedersächsischen 
Ministeriums für Wissenschaft und Kultur wichtige Meilen­
steine erarbeitet und die Implementierungsphase abge­
schlossen worden. In der zweiten Arbeitsphase werden 
der Abschluss der ersten Arbeitskreise, die den gesamten 
Prozess der Wirkungserfassung durchlaufen haben, sowie 
die qualitative und quantitative Analyse der so erhaltenen 
Datenbasis weitere Meilensteine sein. Die Ergebnisse der 
ersten Umfrage des Wirkungsbarometers liegen ebenfalls 
bereits vor. Ihre Auswertung wird überdies Einblicke in 
Lern- und Netzwerkeffekte geben. Parallel dazu wird die 
ARL ihre Erkenntnisse und lessons learned aktiv in fach­
lich-methodische Debatten und Diskurse im Bereich der 
Wirkungsforschung einbringen und im ARL-Journal sowie 
auf der Website regelmäßig über den aktuellen Stand der 
Entwicklungen berichten.

Fachliche Ansprechperson in der ARL

D R .  M A X I M I LI A N R ÄTH E L
Leitung der Stabsstelle „Qualitäts- und Wirkungsmanagement“ 
Tel. +49 511 34842 67
maximilian.raethel@arl-net.de
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Auf der dritten Sitzung dieser Legislaturperiode berieten 
die Mitglieder des Beirats für Raumentwicklung am 13. 
April 2026 über das weitere Vorgehen zum Leitbild „Flä­
chenbedarfe und Flächenkonkurrenzen gestalten“ und 
wie dieses politisch und gesellschaftlich breit kommuniziert 
werden kann. Mit Blick auf den Bau-Turbo wurden gezielte 
Unterstützungsangebote für Kommunen diskutiert und 
erste Anwendungsfälle vorgestellt. 

Des Weiteren wurde über den aktuellen Sachstand 
und den Beginn der Anhörung von Ländern und Verbänden 
zur BauGB-/ROG-Novelle beraten. Auch die Zusammen­
arbeit der Bundesressorts bzw. ein Rückblick auf die Sit­
zung des Interministeriellen Ausschusses für Raumordnung 
im Februar 2026 waren Themen der BfR-Sitzung. 

Darüber hinaus ging es um den Sachstand der 2. und 
3. Staffel des Förderprogramms RegioStrat. Abschließend 
fand ein intensiver fachlicher Austausch zu laufenden Mo­
dellvorhaben der Raumordnung statt.

BEIRAT FÜR RAUMENTWICKLUNG 
HAT IN BERLIN GETAGT

Die Teilnehmenden der BfR-Sitzung vom 13. April in Berlin

Der Beirat für Raumentwicklung beim Bundesminis­
terium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwe- 
sen (BMWSB) berät dieses in Grundsatzfragen von 
Raumordnung, Raumentwicklung und Raumord­
nungsrecht sowie zu aktuellen Fragen der Raum- und 
Regionalentwicklung. 

Die Mitglieder des Beirats werden für eine Le­
gislaturperiode des Deutschen Bundestages berufen 
und kommen aus Wissenschaft und Praxis. Die ARL 
ist über ihre Generalsekretärin, Prof. Dr. Antje Bruns, 
als ständiger Gast im BfR vertreten; sie nahm auch an 
dieser Sitzung teil. Darüber hinaus sind zahlreiche 
BfR-Mitglieder gewählte Mitglieder der Akademie, 
das unterstreicht einmal mehr die fachliche Exper­
tise der ARL in allen zentralen Fragen nachhaltiger 
Raumentwicklung.
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NEUERSCHEINUNGEN

WOHNEN IN KLEINSTÄDTEN
Aktuelle Herausforderungen in Forschung und Praxis

Das Wohnen in Kleinstädten ist ein zentrales Thema der 
Raumentwicklung, denn rund ein Drittel der Bevölkerung 
in Deutschland lebt in diesem Siedlungstyp. Eine ausrei­
chende und angemessene Wohnraumversorgung in Klein­
städten ist entscheidend für gleichwertige Lebens­
verhältnisse und eine nachhaltige Raumentwicklung. Trotz 
vielfältiger Strukturen und Entwicklungen – die sich auf 
den Wohnungsmärkten in Angebotsüberhängen ebenso 
wie in Form von Knappheiten und Verdrängungsprozessen 
ausdrücken können – werden wohnraumbezogene Fragen 
in Kleinstädten von Forschung, Politik und Planung häufig 
noch zu selten untersucht. Dadurch bestehen erhebliche 
Wissens- und Steuerungsdefizite. Das Positionspapier 
identifiziert aktuelle wohnungsbezogene Herausforde­
rungen und kleinstadtspezifische Problemlagen und leitet 
daraus Forschungsbedarfe sowie Empfehlungen für die 
Praxis ab. Kleinstädtisches Wohnen ist durch eigen­
tumsdominierte Wohnungsmärkte und eine typologische 
Engführung auf wenige Wohnformen charakterisiert. Flan­
kiert werden diese Strukturen durch anhaltende Bauland­
ausweisungen an den Siedlungsrändern sowie begrenzte 
personelle und finanzielle Ressourcen der städtischen Ver­
waltungen und somit eingeschränkte kommunale Einfluss­
möglichkeiten. Wir schlussfolgern, dass Kleinstädte in 
Abhängigkeit von spezifischen Problem- und Handlungs­
konstellationen ihrer Wohnungsmärkte, Wirtschafts­
struktur und soziodemographischen Entwicklung differen­
zierte, datengestützte Analysen benötigen, um passgenaue 
Strategien zu entwickeln. Forschungslücken bestehen im 
Bereich systematischer und vergleichender Analysen von 
Wohnungsmärkten und Wohnbedarfen, von Wohnpräfe­
renzen und -praktiken. Zudem bedarf es der empirischen 
Erfassung kleinstadtspezifischer Entwicklungs- und Hand­
lungsoptionen, um praxisnahe Wissensgrundlagen für das 
kommunale Handeln zu schaffen.

Positionspapier aus der ARL 161
Hannover 2026, 17 S.
eISSN 1611-9983
https://doi.org/10.60683/ 
z4qv-je63

Positionspapier aus der ARL 162
Hannover 2026, 15 S.
eISSN 1611-9983
https://doi.org/10.60683/ 
df21-wn11

HOUSING IN SM ALL TOWNS
Current challenges in research and practice

Around one third of the population in Germany lives in 
small towns, making this type of settlement key in spatial 
development. Sufficient and adequate housing supply in 
small towns is essential for providing equitable living 
conditions and promoting sustainable spatial development. 
The diverse structures and processes related to housing in 
small towns manifest both as excess supply on the housing 
market and as housing shortages and displacement. 
However, the field is often viewed in an overly simplistic 
manner in research, politics and planning, leading to 
considerable gaps in knowledge and a lack of spatial 
management options. This position paper identifies current 
housing-related challenges and problems that are specific 
to small towns, and hence derives research needs and 
recommendations for practice. Small-town housing is 
characterized by owner-occupied housing markets and a 
narrow focus on a limited range of housing types. These 
issues are exacerbated by ongoing designations of building 
land on the outskirts of settlements and by the limited 
personnel and financial resources of local administrations, 
which restricts municipal scope for influence. We conclude 
that differentiated, data-based analyses are required to 
develop tailored strategies for small towns, taking the 
specific local constellations of their housing market, 
economic and socio-demographic developments into 
account. Research gaps include systematic and comparative 
analyses of housing markets, housing needs, preferences 
and practices. Furthermore, empirical data on specific 
development and policy options for small towns are needed 
to create a practical knowledge base for municipal action.
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Positionspapier aus der ARL 163
Hannover 2026, 9 S.
eISSN 1611-9983
https://doi.org/10.60683/ 
24eg-e932

R AUM FÜR ALLE STAT T PL AT Z FÜR WENIGE
Warum Kfz-Parken seinen Preis hat und wie 
Kommunen mit Parkraumbewirtschaftung 
Gerechtigkeit und lebenswerte Städte schaffen

Öffentliche Parkfächen für Kraftfahrzeuge beanspruchen 
einen erheblichen Anteil des knappen öffentlichen Raums, 
obwohl viele Menschen in Städten kein eigenes Auto besit­
zen. Das Vorhalten von Parkfächen für private Kfz gehört 
nicht zur allgemeinen Daseinsvorsorge, sondern ist eine 
politisch gestaltbare Nutzung öfentlicher Flächen. Die 
Kommunen verfügen bereits heute über wirksame Instru­
mente, Parken sozial gerecht, effizient und im Einklang mit 
Klima-, Mobilitäts- und Aufenthaltszielen zu steuern. So 
können Flächen gerechter verteilt, die Verkehrssicherheit 
erhöht und lebenswerte öffentliche Räume für alle ge­
schaffen werden.

Positionspapier aus der ARL 165
Hannover 2026, 9 S.
eISSN 1611-9983
https://doi.org/10.60683/ 
awj8-1r35

RESILIENT SPATIAL STRUC TURES
Spatial planning and development strengthen national 
and collective defence and civil protection

Russia’s annexation of Crimea in 2014 and its war of 
aggression against Ukraine since 2022 have been 
instrumental in bringing national and collective defence 
and civil protection back into the public and political 
spotlight. It is clear that a great deal of catching up is 
required in both the military and civilian sectors, not least 
in terms of strengthening societal and spatial resilience. 
With their core competence in shaping spatial structures 
and developments at all levels, spatial planning and spatial 
planning policy must also contribute to strengthening the 
resilience of the state, the economy and society. This 
position paper highlights the importance of securing and 
strengthening resilient spatial structures through spatial 
planning and development, and outlines the options (and 
necessities) for action at all levels of spatial planning. It 
argues that the inclusion of resilience in spatial planning 
instruments and spatial planning policy should be 
mandatory and that traditional maxims, such as the 
bundling of infrastructure, must be reconsidered. The 
position paper formulates numerous recommendations 
that the federal states and regional planning organisations 
should incorporate into their respective plans to support 
national and collective defence and civil protection. Finally, 
it calls on actors in the fields of spatial planning, national 
and collective defence and civil protection to engage in 
continual dialogue and exchange.
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PERSONEN

†  GÜNTER HEINRITZ

Prof. (em.) Dr. Dr. h. c. Günter Heinritz, geboren am 
10. August 1940, wurde 1975 als Professor für Geo­
graphie an die TU München berufen. Sein Wirken trug 
maßgeblich dazu bei, dass sich das Institut deutsch­
landweit zu einem führenden geographischen Stand­
ort entwickelte. Mit der Zusammenlegung der geogra­
phischen Institute in München wechselte er 2002 an 
die LMU München, wo er bis zu seiner Emeritierung 
im Sommer 2006 forschte und lehrte. Dabei war es 
ihm stets ein Anliegen, seine wissenschaftliche Exper­
tise auch über die Universität hinaus in die Gesell- 
schaft einzubringen. Die Arbeit der Akademie beglei­
tete er als Mitglied und Vorsitzender des Wissenschaft­
lichen Beirats (zuvor Wissenschaftlicher Rat) über 
mehrere Jahre in beratender Funktion. Er verstarb am 
16. Januar 2026. Die ARL dankt für sein Engagement 
und wird ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

†  GUIDO SEMPELL

Dipl.-Geograph Guido Sempell wurde am 16. Juni 
1961 geboren und verstarb viel zu früh am 14. Dezem­
ber 2025. Er war von 2007 bis 2008 zunächst Gast 
im Regionalen ARL-Forum Nordwest (damals noch 
Landesarbeitsgemeinschaft Bremen/Hamburg/Nieder­
sachsen/Schleswig-Holstein) und ab 2008 Mitglied im 
Regionalen Forum. Dort arbeitete er aktiv in zwei Ar­
beitsgruppen mit, zum einen zur EU-Struktur- und 
Regionalpolitik für die nordwestdeutschen Teilräume 
und zum anderen in der Arbeitsgruppe Stadtregionen 
4.0. Seit 2023 war er zudem Mitglied des Redaktions­
ausschusses Länderprofile zur Raumordnung und 
Raumentwicklung für die deutschen Bundesländer der 
ARL. Er war langjährig für die Behörde für Stadtent­
wicklung und Wohnen in Hamburg tätig. Die Akademie 
dankt Guido Sempell für sein Engagement und wird 
ihm ein ehrendes Andenken bewahren.
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Der FRU-Mentoring-Jahrgang startete Anfang 2025 mit 
sechs Tandems aus Praxis und Wissenschaft. Nach einer 
Online-Einführung im Januar zu Zielen, Aufgaben und 
Ausgestaltung des Mentorings sowie den jeweiligen Rollen 
von Mentorin und Mentee folgte im März das offizielle 
Auftakttreffen in der ARL-Geschäftsstelle. Zudem nahmen 
die Mentees am 5. und 6. Februar 2026 an einem Qualifi
zierungsworkshop zum beruflichen und persönlichen Um-
feld teil. Der von Dr. Anne Ritzinger angebotene Workshop 
behandelte Themen wie Konfliktmanagement, Karriere
planung, Work-Life-Balance, Rollen- und Teamkonflikte, 
Transdisziplinarität sowie Umgang mit Stress. Die Mento-
ring-Tandems arbeiten mittlerweile eng zusammen.

Das Online-Halbzeittreffen am 16. März 2026 diente 
dazu, die im Tandem bearbeiteten Aufgabenstellungen zu 
präsentieren und Erfahrungen mit dem Programm auszu-
tauschen. Im „geschützten Raum“ konnten Eindrücke ge-
teilt und gemeinsam Antworten auf drängende Fragen ge-
funden werden. Moderiert wurde das Treffen von Dr. Lena 
Greinke, die diesen Mentoring-Jahrgang seitens des FRU 
betreut.

Die Tandems stellten ihre Projekte in Form von Ele
vator-Pitches vor. Anschließend wurden diese diskutiert 
und offene Fragen im gemeinsamen Austausch geklärt. Alle 
Tandems haben Fortschritte gemacht und berichteten po-
sitiv von ihren Erfahrungen. Einige beschäftigen sich inten-
siv mit der Karriereentwicklung in Wissenschaft oder Pra-
xis, andere arbeiten an Publikationen, Promotionsprojek- 
ten oder absolvieren Führungskräftetrainings. Die gemein-
same Reflexion unterschiedlicher Rollen und die gegensei
tigen Hospitationen empfinden alle Tandems als berei-
chernd. Zudem treffen sich die Mentees regelmäßig 
selbstorganisiert, um sich auszutauschen und voneinander 
zu lernen.

Zum Abschluss berichteten die Teilnehmenden im 
Plenum über ihre Erfahrungen im Mentoring-Programm 
und gaben Feedback dazu. Darüber hinaus hatten die 
Mentees und Mentorinnen die Möglichkeit, sich im An-
schluss an das Treffen noch einmal individuell in ihren Tan-
dems auszutauschen und einzelne Themen zu vertiefen.

D R .  LE N A G R E I N K E
Förderkreis für Raum- und Umweltforschung (FRU) 
mentoring@fru-online.de

HALBZEITTREFFEN DES FRU- 
MENTORING-JAHRGANGS 2025

Die Teilnehmenden beim Halbzeittreffen
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Ausschreibung 2027  
                                                                                                                                                                                                                                                                

Mentoring-Programm   
Raum- und Umweltplanung des FRU 
        für 
 

  Frauen 
 
Mentoring-Programm des FRU 
Der FRU - Förderkreis für Raum- und Umweltforschung e.V. - führt seit 2006 Mentoring-Programme für Nachwuchskräfte in Wissen-
schaft und Praxis der Raum- und Umweltplanung durch. Ziel ist es, Frauen in frühen Karrierestadien bei der beruflichen Entwicklung 
zu unterstützen und qualifizierten Nachwuchskräften in Raum- und Umweltplanung fachliche und soziale Kompetenzen zu vermit-
teln, um in leitende Positionen aufsteigen zu können. Hierbei geht es beispielsweise um Entscheidungsfähigkeit, Innovationsfreudig-
keit, Belastbarkeit und Beharrlichkeit. Durch das Programm kann auch die personale Kompetenz verbessert werden, indem die Teil-
nehmerinnen ihr Selbstmanagement und ihre Eigenverantwortung stärken. 

Ziele aus Sicht des FRU    
• Qualitätssteigerung in der Nachwuchsförderung 
• Förderung der Gleichstellung in Wissenschaft und Praxis 
• Förderung des Images der o.g. Fachrichtungen im Wettbewerb um Talente 
• Förderung der Qualifikationen von Frauen für Führungspositionen in Wissenschaft und Praxis 

Programm 
Auch für 2027 schreibt der FRU ein Mentoring für fünf bis sechs Frauen mit einer Laufzeit von 24 Monaten aus. Den Teilnehmerinnen 
stehen Mentorinnen aus Wissenschaft und Planungspraxis zur Seite. Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer zwischen Mentees und 
erfahrenen Mentorinnen sollen die Teilnehmerinnen individuell fördern. Das Programm setzt sich aus den folgenden Bausteinen zu-
sammen: 

 One-to-one Mentoring einer Mentee mit jeweils einer erfahrenen Planerin oder Wissenschaftlerin 
 Gemeinsame Treffen zum Auftakt, zur Halbzeit sowie zum Abschluss des Programms (auch virtuell bzw. hybrid) 
 Qualifikationskurse für die Mentees 
 Bearbeitung einer konkreten Aufgabenstellung in Absprache mit der jeweiligen Mentorin  

Reisekosten für die gemeinsamen Veranstaltungen und eine Reise der Mentee zur Mentorin werden erstattet.  
Bei erfolgreicher Teilnahme erhält die Mentee zum Abschluss ein Zertifikat. 

One-to-one Mentoring 
Kernstück des Programms ist die Partnerschaft zwischen Mentorin und Mentee. Damit das Tandem funktioniert, sollten die Ziele 
und die Persönlichkeit der Mentee mit den Unterstützungsmöglichkeiten, der Persönlichkeit und den Erfahrungen der Mentorin 
zusammenpassen. Der FRU vermittelt den Kontakt zwischen Mentee und Mentorin, wirkt während des gesamten Prozesses unter-
stützend und steht beiden Seiten bei Fragen zur Verfügung. Über Erwartungen und Ziele der Partnerschaft, Häufigkeit und Form des 
Kontaktes sowie die Vertraulichkeit der Gespräche stimmen sich Mentorin und Mentee zu Beginn ab. Die Teilnehmerinnen können 
die jeweilige Partnerin ablehnen und sich bei Konflikten an die Programm-Betreuerin beim FRU wenden. 

Gemeinsame Veranstaltungen 
Zu Beginn wird den Mentorinnen und den Mentees jeweils eine Online-Einführung zu Zielen, Aufgaben und Rollen im Mentoring 
angeboten. Bei der Auftaktveranstaltung erhalten die Teilnehmerinnen konkrete Informationen zum FRU-Mentoring und die Gele-
genheit, sich persönlich kennenzulernen. Halbzeit- und Abschlussveranstaltung dienen der Besprechung karrierefördernder 
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Neues Buch präsentiert Ergebnisse aus neun Jahren For-
schung zu kommunaler Klimapolitik

Eine neue Monographie zeigt, wann und unter wel-
chen Umständen deutsche Städte in den Bereichen Klima-
schutz und Klimaanpassung aktiv wurden. Die Ergebnisse 
basieren auf detaillierten Fallstudien und statistischen Er-
hebungen in ganz Deutschland. Darüber hinaus gibt das 
Buch konkrete Empfehlungen für die kommunale Verwal-
tung und Politik.

Bereits seit 2017 forscht eine Gruppe am IRS zur 
Klimapolitik in deutschen Städten. Jetzt werden die wich-
tigsten Ergebnisse dieser Forschung gesammelt in einem 
Buch veröffentlicht. Der Band „Deutsche Städte im Klima-
wandel“ von Prof. Dr. Wolfgang Haupt, Dr. Peter Eckersley 
und Prof. Dr. Kristine Kern untersucht die Entstehung und 
Entwicklung städtischer Klimapolitik in Deutschland.

Entlang welcher Pfade entwickelt sich Klimapolitik in 
Städten? Welche Städte sind Vorreiter, welche eher Nach-
zügler, und inwiefern lassen sich Städte überhaupt be-
stimmten klimapolitischen Gruppen oder Typen zuordnen? 
Welche strukturellen Faktoren beeinflussen, ob eine Stadt 
klimapolitisch aktiv wird oder nicht? Wie lassen sich Klima-
schutz und Klimaanpassung in das kommunale Verwal-
tungshandeln integrieren? Und was können besonders 
engagierte Einzelpersonen in Stadtpolitik und -verwaltung 
ausrichten? Diesen und weiteren Fragen widmet sich das 
Buch ausführlich. Darüber hinaus bietet es konkrete Vor-
schläge und Referenzbeispiele sowohl für die Kommunal-
politik als auch für die Klimapolitik auf Landes- und Bun-
desebene. Die Grundlagen dafür bilden 33 qualitative 
Fallstudien sowie quantitative Analysen auf der Basis ver
öffentlichter klimapolitischer Maßnahmen in 104 deut-
schen Groß- und Mittelstädten.

Das Buch fußt maßgeblich auf Empirie, die die For-
schungsgruppe „Urbane Nachhaltigkeitstransformationen“ 
seit 2019 zunächst unter Leitung von Kristine Kern gene-
riert hat. Leider hat Kristine Kern die Fertigstellung dieses 
Buchs nicht mehr miterleben können. Sie verstarb uner-
wartet im Februar 2025.

Im Vorwort zum vorliegenden Band würdigen For-
schungsgruppenleiter Wolfgang Haupt und der langjährige 
ehemalige IRS-Forscher Peter Eckersley die Leistung von 
Kristine Kern. Darin heißt es: 

„Wirklich rund wurde unsere Arbeit aber nur durch 
die jahrzehntelange Erfahrung und den kritischen Blick von 
Prof.  Dr.  Kristine Kern, einer echten Pionierin in der For-
schung zur städtischen Klimapolitik. Bereits seit den frü- 
hen 2000er-Jahren hat sie sich mit diesem Forschungsfeld 
beschäftigt und es national und international entscheidend 
entwickelt und geprägt. So gehören etwa ihre gemeinsa-
men Aufsätze mit der britischen Geographin Harriet Bul­
keley bis heute zur einschlägigen Standardliteratur in die-
sem Bereich.

DEUTSCHE STÄDTE IM 
KLIMAWANDEL

Haupt, Wolfgang; Eckersley, Peter & Kern, Kristine† (2026). 
Deutsche Städte im Klimawandel. Herausforderungen für Politik, 
Verwaltung und Gesellschaft. Nomos, Baden-Baden.
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Kristine Kern ist es maßgeblich zu verdanken, dass die 
Stadt auch in der politik- und verwaltungswissenschaft
lichen Forschung als zentrale Akteurin in der Klimapolitik 
etabliert ist. Wie können Städte Vorreiter in der Klimapo
litik werden? Wie verbreiten sich umweltpolitische Innova-
tionen im Mehrebenensystem überhaupt (eben nicht nur 
in nationalstaatlicher Hinsicht)? Und wie sind solche Diffu-
sionsprozesse in sozio-räumliche Prozesse, zum Beispiel 
der Energiewende oder der Klimafolgenanpassung, einge-
bunden? Welche Rolle spielen makroregionale Strategien 

und transnationale Städtenetzwerke in Europa? Wie kön-
nen Wege zu urbanen Transformationen aussehen? Zu all 
diesen und vielen weiteren Fragen hat Kristine Kern ent-
scheidende Antworten geliefert und Forschungsfelder 
nachhaltig geprägt.“

D R .  FE LIX CL AU S M Ü LLE R
Referent für Wissenschaftskommunikation im Leibniz-Institut für 
Raumbezogene Sozialforschung

An der Jade Hochschule in Oldenburg ist im September 
2025 ein neuer Studiengang Raumplanung gestartet. Damit 
entsteht neben einer neuen Bildungsstätte für Raumpla-
nung auch ein neues Zentrum für den fachlichen Diskurs 
über die Zukunft von Städten, Dörfern und Regionen. 

Für den erfolgreichen Start des neuen Studiengangs 
waren zwei Dinge elementar: Zum einen gab und gibt es an 
der Jade Hochschule bereits vielfältige Kompetenzen, auf 
die der neue Studiengang aufbauen kann. Hierzu zählt der 
Studiengang Urban Design am Fachbereich Architektur, 
der im Vergleich zum Studiengang Raumplanung stärker 
auf städtebauliche und stadtgestalterische Aspekte fokus-
siert. Am Fachbereich Bauwesen Geoinformation Gesund-
heitstechnologie ist überdies eine große Expertise im 
Bereich Bauen und Geoinformation vorhanden. Insofern 
schlägt der neue Studiengang eine Brücke zwischen die- 
sen Bereichen und ergänzt bzw. vervollständigt die vor
handenen Kompetenzen an der Hochschule sinnvoll. An
gesiedelt ist der Studiengang Raumplanung in der Abtei-
lung Geoinformation am Fachbereich Bauwesen Geo- 
information Gesundheitstechnologie. 

Zum anderen gab und gibt es in der Region großen 
Bedarf für Expertise im Bereich der räumlichen Planung 
und Entwicklung. So ist Oldenburg seit vielen Jahrzehnten 
ein wichtiger Standort für Behörden im Bereich der räum
lichen Planung und Entwicklung und für private Planungs-

büros. Letzteres verdankt die Stadt nicht zuletzt dem 
„alten“ Oldenburger Raumplanungsstudiengang – denn 
die Carl von Ossietzky Universität Oldenburg bot bis Mitte 
der 1990-er Jahre einen Aufbaustudiengang Raumplanung 
an, der Studierenden nach dem Vordiplom offenstand – 
eine Struktur, die sich aber letztlich nicht bewährte. Mit 
dem neuen, grundständigen Studiengang kehrt die Raum-
planung nach 30-jähriger Pause nach Oldenburg zurück. 

Zum wachsenden Bedarf an Expertise für die 
räumliche Planung und Entwicklung tragen auch die 
aktuellen Transformationsherausforderungen bei. So ist 
der Nordwesten Deutschlands ein Raum, in dem sich ein 
wichtiger Teil der Energiewende vollzieht. Der Ausbau der 
Windenergie (sowohl onshore als auch offshore), von 
Photovoltaik und Biomassenutzung sowie Planung und 
Bau neuer Energieleitungen für den Transport der 
gewonnenen Energie nach Süddeutschland finden hier 
statt und müssen planerisch gesteuert werden. 

Mit der Einrichtung des Studiengangs bestand die 
Möglichkeit, die Ausbildung in räumlicher Planung und 
Entwicklung vollständig neu zu gestalten. Zentral war dabei 
die Frage, welche Kompetenzen Planer:innen heute benö
tigen, was Planung heute können muss bzw. was ihre Rolle 
in der Gesellschaft sein kann und soll. Die Antwort, die das 
Curriculum des neuen Studiengangs gibt, lässt sich in drei 
Schlagworten zusammenfassen: Planende und Planung 
müssen integrativ, kommunikativ und transformativ sein. 

STUDIENGANG RAUMPLANUNG IN 
OLDENBURG GESTARTET
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Raumplanung gestaltet die Zukunft, muss dabei aber 
auch konkurrierende Ansprüche und Interessen an den 
Raum gegeneinander abwägen und in Einklang bringen. 
Fast alles, was in einer Gesellschaft geschieht, manifestiert 
sich im Raum, beeinflusst und verändert räumliche Struk
turen, hat also Einfluss auf die Raumentwicklung. Wer 
Verantwortung für Raumplanung übernimmt, braucht 
Grundkenntnisse in Soziologie, Ökologie, Ökonomie, Poli-
tikwissenschaften und weiteren Disziplinen. Zugleich muss 
der Studiengang auch die Brücke schlagen zwischen theo-
retischer Reflexion und praktischer Anwendung. Raum
planer:innen brauchen ein theoretisch fundiertes, syste-
matisches Verständnis von Aufgabenfeldern und Kon- 
zepten, von Akteur:innen und Institutionen, von Arbeits-
weisen, Methoden und Instrumenten der Planung. Nur 
dann können sie sich rasch auf veränderte Situationen und 
komplexe Herausforderungen einstellen, diesen begeg- 
nen und einschätzen, wie alltagstauglich Lösungen sind. In 
der räumlichen Planung und Entwicklung geht es darum, in 
begrenzter Zeit, mit begrenzten finanziellen Mitteln und 
personellen Ressourcen adäquate Lösungen für Fragen der 
räumlichen Entwicklung zu formulieren, die im besten Fall 
auch noch auf breite Akzeptanz stoßen. 

Raumplanung ist auf die Zukunft gerichtet. In ihr ma-
nifestieren sich unterschiedliche Vorstellungen einer wün-
schenswerten Zukunft, das war schon immer so. Neu ist 
die Tatsache, dass Räume für den gesamtgesellschaftlichen 
Diskurs schwinden, während fragmentierte, selbstreferen-
zielle Echokammern an Bedeutung gewinnen, in denen 
Menschen sich gegenseitig in ihrer Meinung bestärken. 
Anders als in der digitalen Welt gibt es aber nur einen ein
zigen physischen Raum. Und deshalb prallen diese Mei
nungen in der Planung hart, oft unversöhnlich aufeinander. 
Das ist eine neue Herausforderung, auf die Planer:innen 
vorbereitet werden müssen. 

Planer:innen sind in der Praxis vielfach mit der Um-
setzung der sozial-ökologischen Transformation von Wirt-
schaft und Gesellschaft vom aktuellen Zustand einer fossil 
geprägten Nichtnachhaltigkeit hin zu einer postfossil ge-
prägten Nachhaltigkeit befasst. Beispiele hierfür sind die 
Energie-, die Verkehrs- sowie die Bau- und Flächenwende. 
Dabei muss grundsätzlich auch ein Studiengang der Raum-
planung dem Weber’schen Diktum der Werturteilsfreiheit 
der Wissenschaften verpflichtet bleiben (vgl. Weber 1904, 
S. 25). Es geht folglich ausdrücklich nicht darum, Studie-
rende von normativen Positionen im Hinblick auf eine so
zial-ökologische Transformation zu überzeugen. Vielmehr 
sollen sie befähigt werden, die Konsequenzen gesellschaft-
licher und politischer Entscheidungen im Hinblick auf das 
Ziel einer sozial-ökologischen Transformation zu verstehen 
und in einem weiteren Schritt selbst aufzeigen zu können. 
Absolvent:innen des Studiengangs sollen reflektieren kön-
nen, inwiefern eine planerische Entscheidung der Nachhal-
tigkeit dient oder ihr zuwiderläuft, und zugleich in der Lage 
sein, Transformationsprozesse selbst zu steuern. 

Mit anderen Planungsstudiengängen in Deutschland 
teilt der Oldenburger Studiengang die Verankerung praxis-
naher Studienprojekte im Curriculum. Das erste Studien-
projekt führte die Studierenden in die Grafschaft Bent
heim, wo sie sich mit Fragen der Klimaanpassung auf 

kleinräumiger Ebene befassten. Hierfür erhielt die Jade 
Hochschule einen Preis für Hochschulprojekte vom Land-
kreis Grafschaft Bentheim. Kooperationspartner:innen 
für weitere Studienprojekte mit Praxisbezug werden ge-
genwärtig gesucht. 

Der Bachelor-Studiengang Raumplanung in Olden-
burg ist der erste originär grundständige Planungsstudien-
gang im Nordwesten Deutschlands und schafft regional ein 
neues Angebot.

Er ist im September 2025 mit 50 Studierenden ge-
startet. Diese für einen neuen Studiengang überraschend 
hohe Zahl zeigt, dass junge Menschen Interesse daran ha-
ben, als Raumplaner:innen die Zukunft mitzugestalten. Für 
alle am Studiengang Beteiligten ist dieses Interesse zugleich 
ein wichtiger Ansporn, den Aufbau des Studiengangs fort-
zusetzen. 

Dazu laufen aktuell Berufungsverfahren zur Beset-
zung von zwei Professuren, die den neuen Studiengang 
maßgeblich prägen werden. Dies ist zum einen die Profes-
sur für Stadt- und Dorfentwicklung, die die örtliche Pla-
nungsebene in den Blick nehmen wird. Bewusst wird hier 
neben dem städtischen auch der ländliche Kontext im Fo-
kus stehen. Zum anderen ist eine Professur für Raument-
wicklung vorgesehen, die sich der überörtlichen Planungs-
ebene und den Schnittstellen mit den Fachplanungen 
widmet. Nach Abschluss beider Berufungsverfahren wird 
ein Master-Studiengang Raumplanung konzipiert, der auf 
dem Bachelor aufbauen wird. 

Perspektivisch wird Oldenburg sich damit zu einem 
neuen Zentrum der Expertise für die räumliche Planung 
entwickeln. Davon profitieren nicht nur die Stadt, die Re
gion Oldenburg und die Jade Hochschule, sondern die ge-
samte Planungsszene. 

Mehrere Fachleute, die im ARL-Netzwerk aktiv sind, 
haben zu diesem Erfolg beigetragen: Carola Havekost, die 
Geschäftsführerin der Oldenburgischen Industrie- und 
Handelskammer, gab den anfänglichen Impuls zur Einrich-
tung des Studiengangs. Der ehemalige Generalsekretär der 
ARL, Prof.  Dr.  Rainer Danielzyk, brachte sich aktiv in die 
Konzeption ein und der Präsident der ARL, Prof. Dr. Axel 
Priebs, sicherte der Hochschule bei seinem Vortrag zum 
Start des neuen Studienganges weitere ideelle Unterstüt-
zung seitens der ARL zu. Ihnen allen sei an dieser Stelle 
herzlich gedankt! 

Literatur

Weber, M. (1904): Die „Objektivität“ sozialwissenschaftlicher und so-
zialpolitischer Erkenntnis. In: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozial-
politik 19 (1), 22-87. 

Fachliche Ansprechperson

PRO F.  D R .- I N G .  JA N M AT TH I A S S TI E LI K E
Stadt- und Regionalplaner, Studiengangsleiter Raumplanung an der 
Jade Hochschule
jan.stielike@jade-hs.de 



87� AU S D EM A R L- N E T Z WER K

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) dient ver-
schiedenen Gemeinwohlinteressen. Diese lassen sich auf 
zwei wesentliche Ziele verdichten: Die Sicherstellung von 
Teilhabe auch ohne Besitz eines Pkw und die Realisierung 
eines auch im Verhältnis zum Pkw attraktiven Angebots 
zur Förderung der Nachhaltigkeit des Verkehrs. 

ÖPNV-Planung ist auf die Erreichung beider Ziele aus-
gerichtet, allerdings existiert in Deutschland derzeit kein 
bundeseinheitlicher Standard, an dem der Fortschritt und 
der verbleibende Handlungsbedarf gemessen werden kön-
nen.

Stattdessen definieren die Aufgabenträger (Land, 
Verbünde, Kommunen) in Nahverkehrsplänen das in ihren 
Gebieten angestrebte Angebotsniveau. So ergeben sich 
Anspruchsprofile, die vom finanziellen Spielraum des 
Aufgabenträgers abhängig sind und für unterschiedliche 
ÖPNV-Angebotsstandards sorgen.

Trotz dieser Unterschiede besteht fachlich ein weit-
hin geteiltes Verständnis für Merkmale der Angebotsqua
lität. Dieses Verständnis ist allerdings nicht präzise for
muliert. Verschiedene Regelwerke, Empfehlungen und 
sonstige Orientierungshilfen stehen nebeneinander, wei-
sen Gemeinsamkeiten auf, weichen aber auch voneinander 
ab. Formuliert wurden sie vom Verband deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV 2019) und der Forschungsge-
sellschaft Straßenverkehr (FGSV 2008; 2010), außerdem 
wurde vor fast 30 Jahren für Bayern ein auch in anderen 
Bundesländern beachteter Leitfaden veröffentlicht (BaySt 
MWVT 1998). Gemeinsam ist ihnen, dass sie rechtlich un-
verbindlich sind und ihre Wirkung allein aus ihrer Nachvoll-
ziehbarkeit beziehen, die allerdings durch ihre fehlende 
Aktualität eingeschränkt ist. 

Anforderungsprofile für das ÖPNV-Angebot 
und Indikatoren zur Qualitätsmessung
Das damalige Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
beauftragte deshalb 2022 die Berliner KCW GmbH und das 
Institut für Stadtbauwesen an der RWTH Aachen University 
mit der Erarbeitung einer Methodik, die zur Grundlage ei-
nes solchen bundeseinheitlichen Standards werden kann 
(KCW/ISB 2024).

Den Ausgangspunkt der Arbeiten bildete eine Analyse 
der verschiedenen Empfehlungswerke, kommunaler Nah-
verkehrspläne sowie der Pläne auf Landesebene. Auf die- 
ser Grundlage konnte ermittelt werden, wo deutschland-
weit die Hebel für ein gutes ÖPNV-Angebot gesehen 
werden. Sie sind für ein Ziel einzusetzen, dass der Wissen-
schaftliche Beirat beim Bundesverkehrsministerium 2023 
so beschrieb: Es müsse „von allen Wohnorten“ aus möglich 
sein, „mindestens alle 60 Minuten, besser alle 30 Minuten“ 
zum nächsten Zentrum oder Bahnhalt zu gelangen (Wis-
senschaftlicher Beirat beim BMDV 2023: 19).

Ergänzt um eine Literaturanalyse wurden zwei An
forderungsprofile für das ÖPNV-Angebot beschrieben: das 
der Verfügbarkeit des ÖPNV und das der Erreichbarkeit 
durch den ÖPNV. Bei ersterem geht es um die Antwort auf 
die Frage „Wie gut ist das ÖPNV-Angebot an einem Stand-
ort, in einer Gemeinde, in einer Region?“ Bei letzterem geht 
es um die Frage „Wie gut sind wichtige Ziele in der Umge-
bung mit dem ÖPNV zu erreichen?“ Weitere Kriterien der 
ÖPNV-Qualität, wie Komfort und Verlässlichkeit, wurden 
nicht behandelt. 

Für die Messung der Angebotsqualität empfiehlt das 
Gutachten drei Indikatoren (Verfügbarkeits-, Anbindungs- 
und Erreichbarkeitsindikator), um die Erfüllung der Anfor-
derungsprofile bezüglich der zwei eingangs genannten 
Ziele zu quantifizieren (vgl. Tab. 1). Die im Laufe des Pro-
jekts durchgeführten Analysen und Fallstudien bestätigen 
deren Aussagekraft und Anwendbarkeit. Darüber hinaus 
wurden Qualitätsstufen definiert, die zur Bewertung der 
Qualität des ÖPNV-Angebots geeignet sind. Sie können in 
Verbindung mit Erfüllungsgraden als Grundlage für wirk
same Standards dienen, indem sich daraus Richt-, Soll- 
oder Zielwerte bestimmen lassen, die die Standards prä
zisieren und im Monitoring der Umsetzung zum Einsatz 
kommen.

Beschreibung des aktuellen ÖPNV-Angebots 
Die Indikatoren beschreiben die Qualität des ÖPNV- 
Angebots an Standorten auf der Rasterzellebene von 
100 m x 100 m basierend auf dem Fahrplanstand Spätsom-
mer 2023. 

GUTER ÖPNV – WAS IST DAS?
Gutachten mit Empfehlungen für einen bundeseinheitlichen 
Angebotsstandard veröffentlicht
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Für das Anspruchsprofil der ÖPNV-Verfügbarkeit 
wurde nur ein Indikator berechnet, der Verfügbarkeitsin­
dikator. Er kombiniert die Distanz von einem Wohnort zur 
nächsten Haltestelle mit dem dortigen Fahrplanangebot 
(Fahrtenhäufigkeit, unterschieden nach Verkehrszeit und 
ÖPNV-Modus). Dieser Indikator wird in einer ähnlichen 
Form in der Schweiz (ARE 2022) und in Österreich (ÖROK 
2022) als sogenannte Güteklassen bereits angewendet und 
eignet sich sowohl zur jährlichen Raumbeobachtung und 
Evaluation als auch als Grundlage für die passgenaue Aus-
schreibung von bundesweiten Förderprogrammen oder 
zur Umsetzung von Regelungen, die ein Mindestangebot 
vorschreiben. Die Tabellen 2 und 3 beschreiben die zugrun-
de liegende Systematik, der zufolge zunächst die Halte
stellen hinsichtlich der Angebotsqualität kategorisiert und 
sodann Siedlungsgebiete unter zusätzlicher Berücksich
tigung von Fußwegentfernungen nach Qualitätsstufen un-
terschieden werden.

Mit diesem Vorgehen können Unterschiede in der 
ÖPNV-Qualität erfasst werden. Diese sind auch Resultat 
der örtlichen Voraussetzungen und Ansprüche. Deutlich 
macht dies die Auswertung in Abb. 1, wo die Standorte 
nach Raumtypen (RegioStaR7, BMDV 2021) zusammen
gefasst wurden. 

In den meisten Raumtypen ist es bereits heraus
fordernd, die Bevölkerung überhaupt mit einem ÖPNV- 
Angebot der Qualitätsstufe F (etwa Stundentakt im Bus-
verkehr) zu versorgen. In Kleinstädten und Dörfern des 
ländlichen Raums erreichen an Ferientagen tagsüber nur 
rund 30 % der Bevölkerung diese Qualität, im Umland von 
Großstädten etwa 50  %, in ländlichen Zentren mit relativ 
kompakter Siedlungsstruktur rund 80 %. Nahezu flächen-
deckend ist Qualitätsstufe F nur in großstädtischen Raum-
typen verfügbar. Außerhalb der Großstädte besteht Siche-
rung von Teilhabe daher vor allem darin, die Verfügbarkeit 
der Qualitätsstufe F räumlich und tageszeitlich auszudeh-
nen. 

In Großstädten hingegen ist eine höhere Norm zur 
Beschreibung von Teilhabe sinnvoll: Für etwa 80 % der 
Bevölkerung gelten Qualitäten der Stufe D (in Metropo-
len) bzw. E (in kleineren Großstädten) als „normal“. Im 
Forschungsvorhaben wurde hierzu ein Vorschlag für 
Mindeststandards der Teilhabe entwickelt (KCW/ISB 2024: 
111 ff.), der auch Tagesrandzeiten sowie Unterschiede 
zwischen Werktagen und Wochenenden berücksichtigt.

Für das Anspruchsprofil der Erreichbarkeit wurden 
zwei Indikatoren berechnet: Der Anbindungsindikator be-

Tab. 1: Indikatoren und ihr Bezug zu 
Zielen und Anforderungsprofilen des 
ÖPNV-Angebots

Ziel der Gestaltung 
des ÖPNV-Angebots  

Anforderungsprofil 

Verfügbarkeit  
des ÖPNV 

Erreichbarkeit  
durch den ÖPNV 

Grundangebot 
(Teilhabesicherung) Verfügbarkeitsindikator 

Entfernung zu einer 
Haltestelle mit einer 
spezifischen 
Bedienqualität 

Anbindungsindikator  
Reisezeit zum nächsten 
Mittelzentrum 

Attraktives Angebot  
(Verkehrsverlagerung) 

Erreichbarkeitsindikator  
Erreichbarkeit von 
Bevölkerung mit ÖPNV 
im Vergleich zum MIV 

 

Q
ue

lle
: K

CW
/IS

B 
20

24
: 6

9.

*Hinweis: Flächenverkehr ist fahrplanfreier Bedarfsverkehr, der aufgrund seiner Fahrplanfreiheit nicht in Fahrplandatenbanken erfasst wird. Seine 
Berücksichtigung hängt davon ab, dass eine noch zu entwickelnde Methodik seine systematische Erfassung ermöglicht und den Vergleich mit Lini-
enverkehr erlaubt. Fahrplangebundener Bedarfsverkehr wird als Teil des Öffentlichen Straßenpersonennahverkehrs ÖSPV (Bus) bereits erfasst.

Tab. 2: Empfehlung zur Bildung von 
Haltestellenkategorien für den 
Verfügbarkeitsindikator*
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schreibt die Zeit, die mit dem ÖPNV für den Weg vom 
Wohnort zum nächsten Mittelzentrum benötigt wird. Ei-
nen solchen Indikator gibt es in den meisten Landesraum-
ordnungsplänen bereits, allerdings wird er bundesweit 
nicht einheitlich verwendet und ist allein nicht ausreichend, 
um als Vorgabe für Mindeststandards zu dienen.

Der Erreichbarkeitsindikator basiert auf der Infor
mation, wie viele Menschen vom Wohnort aus in 30 Minu-
ten mit dem ÖPNV bzw. dem Auto erreicht werden. Der 
Quotient, der aus beiden Daten gebildet werden kann, 
steht für die Angebotsqualität und beschreibt quantitativ, 
wie konkurrenzfähig der ÖPNV im Vergleich zum Pkw ist. 

Tab. 3: Empfehlung zur Bildung von 
Qualitätsstufen aus Haltestellen­
kategorien und Einzugsbereich für 
den Verfügbarkeitsindikator
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Abb. 1: Bevölkerung je Qualitätsstufe des Verfügbarkeitsindikators an einem Ferientag, bundesweit nach Raumtypen (RegioStaR 71 bis 77)
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Die Abbildung 2 zeigt, dass ein besserer Erreichbar-
keitsindikator mit einem höheren ÖPNV-Anteil bei der Ver-
kehrsmittelwahl einhergeht. Bisher wird dieser Indikator 
nur in der Forschung eingesetzt. Die Überführung in die 
Planungspraxis steht noch aus, da er dazu dienen kann, 
Angebotsverbesserungen zu beschreiben und gezielt zu 
fördern.

Wie kann ein bundesweit einheitliches 
Verständnis für ein gutes ÖPNV-Angebot 
verankert werden?
Die Bundesrepublik ist ein föderaler Staat. Das bedeutet, 
dass der Aufgabenbereich des ÖPNV auf die relevanten 
Ebenen des Bundes, der Länder und der Kommunen ver-
teilt ist. Die Kommunen (und Verkehrsverbünde) sind als 
Aufgabenträger wesentlich für die Bestellung von ÖPNV-
Dienstleistungen verantwortlich. Aber es mangelt ihnen oft 
an den nötigen Finanzmitteln und sie sind einzeln nicht in 
der Lage, Standards zu setzen, die für alle Aufgabenträger 
gelten.

In dem Gutachten wird daher angeregt, dass die Län-
der gemeinsam einen bundeseinheitlichen Standard ent
wickeln, dessen Umsetzung durch die Landesgesetzgebung 
auf die Kommunen übertragen wird. Damit ginge einher, 
dass die Kosten von den Ländern und dem Bund zu tragen 
wären. 

Dieser Ansatz klingt leichter, als es das Verfassungs-
recht in der praktischen Umsetzung vorsieht. Das Haupt-
problem scheint aber darin zu bestehen, dass Klimage
rechtigkeit in der derzeitigen politischen Lage wenig Po- 
pularität besitzt und im Streit um begrenzte Finanzmit- 
tel dem ÖPNV mächtige Fürsprache fehlt. Solange sich an 
diesem Umstand wenig ändert, werden die vorgestellten 
Empfehlungen nur zaghaft umgesetzt werden können.

Ein sinnvoller erster Schritt bestünde darin, die In
dikatoren zur Qualitätsbestimmung des ÖPNV-Angebots 
als Raumbeobachtungsinstrument zu etablieren. So ließe 
sich auf einer jährlichen Basis nachvollziehen, wie und wo 
sich das ÖPNV-Angebot in Deutschland verändert. Das 
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würde einer Politik der kleinen Schritte Erfolgserlebnisse 
bescheren und ließe belastbare Aussagen darüber zu, wel-
che Kommunen, Regionen und Bundesländer den besseren 
ÖPNV haben.
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Abb. 2: Zusammenhang zwischen der Qualitätsstufe des Erreichbarkeitsindikators und der Verkehrsmittelwahl im motorisierten Verkehr
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Überall entstehen Orte, Ideen und Initiativen, die zeigen, 
wie gesellschaftlicher Wandel gelingen kann. Menschen 
entwickeln neue Formen des Zusammenlebens, schaffen 
Räume für Beteiligung und bringen Nachhaltigkeit, Demo-
kratie und Gemeinschaft konkret in den Alltag. Diese Reihe 
stellt einige dieser Projekte vor. 

#LOK AL
PLATZprojekt
Vision & Mission: Das PLATZprojekt in Hannover-Linden 
ist eine Do-ocracy. Das bedeutet, das Projekt ist vor allem 
das, was die Mitglieder daraus machen. Das PLATZprojekt 
gibt Menschen (Frei)Raum, um kreativ zu experimentie-
ren. Ganz gleich ob Workshop, Konzert, Lesung, Start-up, 
Verein oder irgendeine andere Idee – das PLATZprojekt 
stellt nicht nur den notwendigen Platz, sondern auch die 
vorhandene Infrastruktur für die Realisierung zur Verfü-
gung. (https://platzprojekt.de/)

Wo? Hannover-Linden: PLATZprojekt e. V., Fössestr. 103, 
30453 Hannover 

Seit wann aktiv? 2013

Trägerform: Eingetragener Verein (gemeinnützig)

Reichweite: Lokal (Jugend und Stadtgesellschaft in Han-
nover), aber mit bundesweiter Ausstrahlung und mehrfach 
ausgezeichnet (mit dem Deutschen Nachbarschaftspreis, 
von der Wüstenrotstiftung sowie dem Innovation Politics 
Institute)

Was ist besonders spannend?
Selbstverwaltetes Containerdorf als Reallabor für Demo-
kratie, Teilhabe, Kultur und Stadtentwicklung im Alltag. 
Stellt Infrastruktur und Freiraum für Experimente und neue 
Formen des gemeinschaftlichen Arbeitens und Gestaltens 
zur Verfügung – inklusive der Aushandlung von Nutzungs-
konflikten.

bbs Hannover – Büro für Beteiligungskultur & 
Stadtentwicklung e. V.
Vision & Mission: Das Büro für Beteiligungskultur und 
Stadtentwicklung e.  V. (bbs) setzt sich für kooperative 
Stadtentwicklung und Beteiligung in Hannover ein. Dazu 
gehört die kompetente Unterstützung von engagierten 
Bürger:innen und die Beratung von Politiker:innen und 
Verwaltungsfachleuten. Das bbs versteht sich als inter
mediär und unabhängig und fördert den Dialog aller rele-
vanten Akteure und die öffentliche Diskussion zu relevan-
ten Themen der Stadtentwicklung in Hannover. (https://
bbs-hannover.de/)

Wo? Hannover-Linden, Braunstr. 28, 30169 Hannover

Seit wann aktiv? Schon seit 1995 – lange als Bürgerbüro 
Stadtentwicklung Hannover  e.  V., seit 2023 unter neuem 
Namen

Trägerform: Eingetragener Verein (gemeinnützig)

Reichweite: Lokal (Hannover), punktuell regional

Was ist besonders spannend?
Das bbs setzt sich aktiv für Bürgerbeteiligung in der Stadt
entwicklung ein und öffnet über innovative Formate Dia
logräume für und zwischen Zivilgesellschaft, Fachplanen-
den und Verwaltung.

WASMITHERZ e. V. – Nachbarschaftszentrum 
Nordstadt
Vision & Mission: Der Verein fördert eine vielfältige, soli-
darische und selbst gestaltete Nachbarschaft in der Nord-
stadt und bietet Räume für Begegnung, Veranstaltungen, 
Gemeinwesenarbeit und Engagement. So können eigene 
soziale oder kulturelle Projekte sowie Bildungsprojekte 
umgesetzt werden. (https://wasmitherz.de)

Wo? Nachbarschaftszentrum Hannover-Nordstadt, Windt-
horststr. 3-4, 30167 Hannover-Nordstadt

#RAUMFÜRIDEEN
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Seit wann aktiv? 2017 (Initiative von Anwohner:innen)

Trägerform: Eingetragener Verein (gemeinnützig) 

Reichweite: Lokal

Was ist besonders spannend?
Kombination aus Nachbarschaftszentrum, Projektplatt-
form und Netzwerk mit vielen niedrigschwelligen Ange
boten wie Kleidertausch („Modekeller“), „Bibliothek der 
Dinge“ (Leihen statt Kaufen), gemeinsamem Kochen, 
Workshops und Community-Events. WASMITHERZ e.  V. 
ermöglicht es, eigene Ideen umzusetzen, stiftet Raum für 
Veranstaltungen, soziale Innovation im Quartier und ver-
bindet soziales Engagement, Nachhaltigkeit und Bildung in 
der Nordstadt.

#REGIONAL
Künstlerstadt Kalbe
Vision & Mission: Revitalisierung von Leerstand durch 
Kunst, Kultur und gemeinschaftliches Engagement, mit 
dem Ziel die Kleinstadt Kalbe zu einem lebendigen Ort für 
Kreative, für Austausch und gesellschaftliche Innovation in 
der Altmark (Sachsen-Anhalt) zu entwickeln. Das Projekt 
verbindet Stadtentwicklung, kulturelle Bildung und soziale 
Teilhabe. (https://kuenstlerstadt-kalbe.de)

Wo? Künstlerstadt Kalbe e.  V., Schulstr. 10, 39624 Kalbe 
(Milde), Altmark, Sachsen-Anhalt

Seit wann aktiv? 2013 im Kontext von Leerstand und de-
mografischem Wandel 

Trägerform: Eingetragener Verein (gemeinnützig) und 
zugleich Netzwerk aus Verein, Initiativen und lokalen Ak
teuren 

Reichweite: Lokal/regional durch Nutzung und Belebung 
von zahlreichen leer stehenden Gebäuden in der Altstadt; 
Beteiligung von Künstler:innen, Studierenden und Enga-
gierten aus ganz Deutschland und international.

Was ist besonders spannend?
Sichtbarkeit als Modellprojekt für kreative Stadtentwick-
lung im ländlichen Raum; erfolgreiche Nutzung von Leer-
stand als Experimentierraum für Kunst, Kultur und neue 
Lebensformen; jährliche Festivals, Residenzen, Workshops 
und enge Zusammenarbeit zwischen Bewohner:innen und 
externen Kreativen, die die Stadt in ein offenes Labor ver-
wandeln und die Altmark überregional bekannt(er) ma-
chen. Verbindet kulturelle Innovation mit struktureller 
Dorf- und Regionalentwicklung und stärkt den sozialen 
Zusammenhalt im ländlichen Raum, eine gelungene Mi-
schung aus Improvisation, Eigeninitiative und langfristiger 
Transformation. 

#ÜBERREGIONAL
Urbane Liga
Vision & Mission: Das Netzwerk fördert junge Perspek
tiven in der Stadtentwicklung, um Städte gerechter, nach-
haltiger und lebenswerter zu gestalten – bewusst aus Sicht 
der jungen Generation. Als Plattform bietet die Urbane Liga 
jungen Menschen die Möglichkeit, ihre Ideen einzubringen 
und politisch sichtbarer zu werden. (https://urbane-liga.
de)

Wo? Bundesweit in Deutschland aktiv 
Seit wann aktiv? Gegründet 2018 als Initiative des Bundes-
ministeriums des Innern, für Bau und Heimat (heute Bun-
desministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwe-
sen) 

Trägerform: Netzwerk/Programm (keine klassische Ver-
einsstruktur, organisiert und gefördert durch ein Bundes-
ministerium, umgesetzt mit Partnerorganisationen aus 
Stadtentwicklung und Zivilgesellschaft) 

Reichweite: Mehrere Jahrgänge (Ligen) mit jeweils ca. 30 
bis 40 jungen Stadtmacher:innen aus ganz Deutschland; 
Alumni-Netzwerk aus über 150 aktiven Mitgliedern 

Was ist besonders spannend?
Die Urbane Liga ermöglicht Einfluss auf fachpolitische Dis-
kurse, Modellprojekte und Stadtentwicklungsprozesse auf 
Bundesebene und bietet eine direkte Schnittstelle zwi-
schen Bottom-up-Initiativen und Bundespolitik. Lern- und 
Experimentierplattform für junge Stadtmacher:innen (16 
bis 27 Jahre). Diese entwickeln in Denklaboren neue Kon-
zepte für Stadträume und arbeiten im interdisziplinären 
Austausch an realen Projekten und konkreten Handlungs-
empfehlungen für Stadtentwicklung mit. Dabei stehen pra-
xisnahe Projekte im Mittelpunkt, die Teilhabe, fairen Zu-
gang zu Ressourcen und demokratische Mitbestimmung 
fördern. 
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Als Informationsservice für die For-
schung und zur Förderung des 
Transfers raumwissenschaftlicher For-
schungsergebnisse in die Praxis wird 
im ARL-Journal in jedem Heft auf 
raumrelevante Beiträge aus national 
und international bedeutsamen Zeit-
schriften hingewiesen. Vollständigkeit 
wird nicht angestrebt. Über Hinweise 
auf erwähnenswerte Arbeiten freut 
sich die Redaktion.
Die Aufsätze werden nur einmal – nach 
ihrem inhaltlichen Schwerpunkt – einer 
Rubrik zugeordnet. 
Die Zeitschriftenschau ist wie folgt  
gegliedert:

1.	Theorien und Methoden

2.	Raumplanung  
und -entwicklung

3.	Umwelt und Ökologie

4.	Klima und Energie

5.	Gesellschaft und Soziales

6.	Wirtschaft

7.	Verkehr und Mobilität
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NEUERSCHEINUNGEN AUS ANDEREN VERLAGEN

WA SSER ATL A S 2025
Daten und Fakten über die Grundlage 
allen Lebens
Heinrich-Böll-Stiftung, BUND (Hrsg.)

Wasser ist eine lebenswichtige Ressource 
für das Leben auf der Erde, doch Über
nutzung, Verschmutzung und der Klima-
wandel gefährden weltweit die Wasser
vorräte. Das Potenzial, Wasserressourcen 
zu schonen und besser an jahreszeitliche 
Klimaschwankungen anzupassen, ist groß 
– besonders in der Industrie und der 
Landwirtschaft. Die Gestaltung zukunfts
orientierter Ernährungs- und wasserscho
nender Produktionssysteme erfordern 
aber große Veränderungsbereitschaft in 
Politik, Gesellschaft und Landwirtschaft in 
den kommenden Jahrzehnten. 
Der Wasseratlas 2025 der Heinrich-
Böll-Stiftung und des BUND informiert 
darüber, wie man Wasserökosysteme vor 
Übernutzung und Verschmutzung schüt-
zen – und das Menschenrecht auf Wasser 
stärken kann.
ISBN 978-3-86928-269-5

Open Access – URL: https://www.boell.
de/de/2024/11/26/wasseratlas-2025

75 JAHRE EM SL ANDPL AN
Einblicke in die Geschichte der 
Emslanderschließung anhand von 
75 Objekten und Dokumenten
Thomas Brakmann, Michael Haverkamp, 
Christian Hoffmann, Benjamin van der Linde 
(Hrsg.)

Zwischen 1950 und 1989 wurde im Ems-
land und in der Grafschaft Bentheim der 
„Emslandplan“ umgesetzt, was die Region 
nachhaltig prägte. Anhand von 75 Kapiteln 
werden Einzelepisoden des Programms 
vorgestellt. Am 5. Mai 1950 nahm der 
Deutsche Bundestag den Antrag zur „Er-
schließung der Ödländereien des Ems
landes“ einstimmig an. Damit war der 
„Emslandplan“ geboren, der zwischen 
1951 und 1989 durch die eigens zu die- 
sem Zweck gegründete Emsland GmbH 
von Meppen aus umgesetzt wurde. Zahl-
reiche Maßnahmen dieses Raumstruktur-
programms haben die Region, zu der vor 
allem der heutige Landkreis Emsland so- 
wie der Landkreis Grafschaft Bentheim 
gehören, geprägt: Moorkultivierung mit 
dem Ottomeyer-Pflug, infrastrukturelle 
Erschließung des Raums, Modernisierung 
der Landwirtschaft, Ansiedlung von In
dustrie und Gewerbe oder die Gründung 
des Emsländischen Heimatbundes be-
zeichnen nur einige Aspekte dieser Ge
samterschließung. In 75 Einzelkapiteln 
werden der Emslandplan und seine Aus-
wirkungen dargestellt. Das Buch greift zu-
dem die Erschließungsmaßnahmen vor 
der Emslandplan-Zeit auf und endet mit 
Kapiteln über die heutige Wahrnehmung 
des Gesamtprojekts.
ISBN 978-3-8353-5796-9

K ANN K I  D IE NATUR RE T TEN?
Frauke Fischer, Hilke Oberhansberg

Künstliche Intelligenz kann Texte schrei-
ben, Bilder generieren und selbstständig 
lernen – aber kann sie auch Wälder retten, 
Tierstimmen übersetzen oder Pflanzen 
gießen? Während Maschinen immer 
schlauer werden, verbrauchen sie Un
mengen an Energie und Rohstoffen. Doch 
was, wenn sie der Natur nicht nur scha- 
den, sondern ihr auch helfen könnten? 
Die Biologin Frauke Fischer und die Wirt-
schaftswissenschaftlerin Hilke Oberhans­
berg nehmen uns mit auf eine unterhalt
same Reise dorthin, wo sich Hightech und 
Natur treffen. Können wir bald mit Delfi-
nen sprechen? Warum ist ein Babyhirn 
schlauer als jeder Supercomputer? Und 
welche KI schützt Nashörner vor Wilde-
rern? Erstaunlich, lehrreich und mit einer 
guten Portion Humor – ein Buch für alle, 
die Natur lieben, Technik spannend fin- 
den und wissen wollen, wohin die Reise 
geht!
ISBN 978-3-98726-163-3
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KOM PA SS FÜR DEN WANDEL
Mit transformativen Fähigkeiten die 
Welt von morgen gestalten
Timo von Wirth, Thomas Vogel, Petra Jansen 
(Hrsg.)

Transformation ist in aller Munde – doch 
niemand weiß so recht, wie sie geht. Die 
Fakten sind klar: Nur mit einem tiefgreifen-
den Wandel ist eine kohlenstoffarme, ge-
rechtere und stabilere Zukunft möglich. 
Gleichzeitig scheuen Menschen und Insti-
tutionen grundlegende Veränderungen.
Eine sozial-ökologische Transformation 
der Gesellschaft ist ein jahrzehntelanger 
Lern- und Suchprozess mit Unsicherheiten 
und Auseinandersetzungen. Um einen sol-
chen Wandel mitzugestalten, braucht es 
Fähigkeiten und Gestaltungsmacht. Men-
schen mit transformativen Handlungs-
kompetenzen auszustatten, stellt Diszi
plinen wie Nachhaltigkeitswissenschaft, 
Psychologie, Soziologie oder Pädagogik 
jedoch vor Herausforderungen. Ihre sys
tematische Vermittlung bleibt im aktuellen 
Bildungs- und Wissenschaftssystem noch 
weitestgehend aus.
Dieses Buch zeigt die Vielfalt an theoreti-
schen und praktischen Ansätzen zur Stär-
kung von transformativen Fähigkeiten und 
beschreibt Herangehensweisen, Lernpro-
zesse und Auseinandersetzungen anhand 
konkreter Beispiele. Gemeinsam Selbst-
wirksamkeit erleben zu können, ist dabei 
zentral und macht aus der abstrakten Idee 
von Transformation gelebte Zukunftsge-
staltung.
ISBN 978-3-98726-155-8

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.14512/9783987264351

ENG AG EM ENT IN DER 
POS TM IG R ANTISCHEN 
G ESELL SCHAF T
Perspektiven für teilhabeorientierte 
Demokratiearbeit in ländlichen 
Räumen
Stefan Kordel, David Spenger, Tobias 
Weidinger

Ehrenamtliches Engagement in ländlichen 
Räumen ist Ausdruck einer aktiven Zivilge-
sellschaft. Die Pluralisierung von Lebens-
stilen sowie gesellschaftliche und demo-
graphische Veränderungsprozesse stellen 
etablierte Engagementpraktiken jedoch 
auf den Prüfstand. Insbesondere die viel-
fältigen Formen der Zuwanderung for-
dern zu Reflexionsprozessen darüber auf, 
wie Engagementkulturen gleichberech
tigte Teilhabe beeinflussen und wie Neu
zugewanderte zu aktiven Gestalter*innen 
demokratischer Strukturen werden kön-
nen. Stefan Kordel, David Spenger und 
Tobias Weidinger stellen anhand einer em-
pirischen Studie Verständnisse und Prak
tiken von Ehrenamt aus der Perspektive 
von Migrant*innen vor und leiten Poten
ziale für eine ortsbezogene Responsibili-
sierung ab.
ISBN 978-3-8376-7538-2

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.14361/9783839475386

V ISUALIS IERUNG 
QUALITATIV ER G EOG R APHIEN
Ein Handbuch
Lea Bauer, Kristine Beurskens, Janina 
Dobrusskin et al. (Hrsg.)

Der Einsatz visueller Methoden in qualita
tiven Forschungsarbeiten der Geographie 
nimmt mittlerweile einen wichtigen Stel-
lenwert im Forschungsfeld ein. Das Hand-
buch Visualisierung Qualitativer Geogra-
phien zielt darauf ab, zentrale Begriffe, 
Konzepte und Debatten geographischer 
Visualisierungspraxen systematisch in ei-
nen umfassenderen theoretischen und 
methodischen Kontext einzuordnen und 
eine Reflexionsfläche für ihre Anwendun-
gen zu bieten. Geographische Forschung 
mit qualitativen Methoden ist auf vielfäl
tige Weise mit Visualisierungen verknüpft, 
die sich seit Jahren immer weiter ausdiffe-
renziert. Visualisierungen finden Einsatz in 
der Raumerkundung und Datenerhebung, 
als Datenquellen, beim Strukturieren und 
zum Reflektieren empirischen Materials 
oder bei der Kommunikation von Ergeb
nissen. Das Buch zeichnet einen nicht- 
linear gedachten Forschungsablauf nach – 
von der Forschungskonzeption über den 
Einsatz visueller Methoden und visuellen 
Materials bis hin zu der Reflexion und 
Kommunikation von Ergebnissen. Es ver-
bindet damit konkrete methodisch-em
pirische Vorgehensweisen und die mit ih-
nen einhergehenden arbeitspraktischen 
Herausforderungen mit einer sozial- und 
bildtheoretisch informierten methodolo-
gischen Reflexion. 
ISBN 978-3-89691-145-2

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.56715/978398634208
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TR A N SDISZIPLIN ÄRE 
ARB EIT SFOR SCHUNG 
IM DIALOG
Herausforderungen – Wissenstransfer – 
Methoden
Jessica Nuske, Guido Becke, Peter Bleses, 
Andreas Friemer (Hrsg.)

Wie funktioniert Forschung, wenn Wis-
senschaft und Praxis auf Augenhöhe ko-
operieren? Die Beiträger:innen liefern ei-
nen systematischen Überblick über An- 
sätze, Methoden und Herausforderungen 
transdisziplinärer Forschung – insbeson-
dere im Feld der Arbeitsforschung. Dazu 
verknüpfen sie disziplinäre Perspektiven 
mit praktischen Erfahrungen und analy
sieren Gelingensbedingungen, Förder-
strukturen und institutionelle Rahmen. 
Die Beiträge aus unterschiedlichen Fach-
richtungen richten sich an Forschende, 
Lehrende, Studierende sowie Akteur*in-
nen an der Schnittstelle von Gesellschaft 
und Wissenschaft und zeigen, was Trans-
disziplinarität jenseits idealtypischer Kon-
zepte bedeuten kann.
ISBN 978-3-8376-7990-8

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.14361/9783839446621

THE SOCIAL QUALIT Y OF 
PUB LIC SPACE
Integration, Strategy, Subjectivation
Letteria G. Fassari, Martina Löw (eds.)

This book examines the concept of quality 
from a social perspective. Using the 
example of public spaces, it demonstrates 
the analytical and practical benefits that 
can be gained from an experience-based 
approach to defining quality.
Sociology and related social sciences have 
rarely explored the quality of spaces, 
despite qualities being social products. 
This has led to a clear research gap in 
understanding spatial quality within social 
theory. Addressing this gap, this book 
examines public space quality through a 
cultural-spatial lens, accounting for the 
complexity of polycontexturalization, 
which implies the increasing entangle- 
ment of social actions in multiple contexts 
and spatialities, as well as the materiality 
of spatial arrangements. Moreover, it 
introduces the sociologically useful dis
tinction between Erfahrung (reflective 
experience) and Erlebnis (lived experi-
ence) into the analysis of spatial quality. 
The book’s concept is based on the idea 
that social experience comprises multiple 
logics. It is shown that the quality of public 
space is driven by three distinct logics: 
The logic of expression, evident in 
individuals’ drive for social integration; 
the logic of strategy, viewing public space 
as a competitive arena; and finally, the logic 
of subjectivation, which examines how 
spaces shape subjectivities and are subject 
to refiguration.
ISBN 978-1-032-95426-4

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.4324/9781003584834

ONLINEHANDEL UND R AUM
Eine geographische Perspektive auf 
den Einzelhandel
Cordula Neiberger, Sina Hardaker, Thomas 
Wieland

In einer Zeit rasanter technologischer 
Veränderungen und der sich wandelnden 
Konsumlandschaften bietet „Onlinehandel 
und Raum. Eine geographische Perspek
tive auf den Einzelhandel“ eine zeitgemäße 
Analyse der Verschmelzung von digitalem 
Handel und geographischen Räumen.
Dieses Buch beleuchtet, wie der Online-
handel die traditionellen Konzepte von 
Markt, Ort und Zugänglichkeit neu defi-
niert und reorganisiert und welche räum
lichen Auswirkungen diese Entwicklungen 
auf Städte und ländliche Regionen haben. 
Die Beiträge in diesem Band reichen von 
digitalen Plattformen bis hin zu Verbrau-
chermustern und Stadtplanung und bieten 
wichtige Einblicke in die geographischen 
Dimensionen des Onlinehandels.
ISBN 978-3-662-70184-3
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